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Tagesordnungspunkt: EP-WS Was uns schiitzt.

Antragstext

Liebe Wahlerinnen und Wahler,

am 9. Juni 2024 haben Sie die Wahl. Wir stehen vor der Entscheidung, ob wir das erhalten,
was uns starkt, und das starken, was uns schutzt. Es geht um nicht weniger als unseren
Frieden und Wohlstand.

Woher wir kommen: ein Europa, das Frieden schafft

Es ist die grofite Errungenschaft unseres Kontinents: Wo noch vor wenigen Jahrzehnten
Europder gegeneinander auf dem Schlachtfeld kampften, Uberwiegen nun Zutrauen und
Zusammenhalt. Wo einst Frontlinien und Stacheldraht trennten, spater dann Mauern und
Grenzposten, verbindet nun das Bekenntnis zu Freiheit, Rechtsstaat und Demokratie.

Aus Feinden sind Nachbarn, aus Nachbarn langst Freunde geworden.

Die Europadische Union steht in einer Welt voller Konflikte als Garantin fiir Schutz und
Frieden: Es ist gar nicht lange her, da klang das noch flr viele wie selbstverstandlich. Mit
dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine zerbrach diese Gewissheit.

Dieser Krieg richtet sich gegen den Willen der Ukrainerinnen und Ukrainer, in Frieden zu
leben. Er richtet sich gegen ihren Wunsch, Teil der europaischen Familie zu sein und zu
bleiben. Er richtet sich aber auch gegen europaische Werte, gegen Demokratie und
Menschenrechte — und erinnert uns daran, welchen Schutz die Europaische Union fir uns alle
bedeutet.

In einer Welt, deren Herausforderungen mitnichten an nationalen Grenzen haltmachen, kann ein
starkes und geeintes Europa die Sicherheit bieten, nach der sich so viele Menschen sehnen.
Denn wo die Durchsetzungskraft des einzelnen Nationalstaates endet, fangt die der
Europaischen Union erst an.

Vor diesem Hintergrund wollen wir Europa schutzen, damit es uns schitzt. Wir wollen es
starken, weil es uns stark macht. Wir wollen seine Handlungsfahigkeit sichern, um unsere
Freiheit zu wahren.

Wohin wir wollen: ein Europa, das Wohlstand mehrt

Frieden in Europa und unser Wohlstand sind untrennbar miteinander verbunden. Mehr noch, ihre
Verknupfung war Ausgangsidee der europdischen Einigung: Die Interessen der einzelnen Staaten
sollten derart eng miteinander verwoben werden, dass Krieg fortan ,nicht nur undenkbar,
sondern materiell unmdoglich® werde.

Es war ein Wagnis. Und es gelang. Aus den Ruinen von Krieg und Zerstérung entstand eine
politische Ordnung mit geteilten Werten, auf der Grundlage von Demokratie und
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Rechtsstaatlichkeit, basierend auf Freiheit und Solidaritat — der unverzichtbaren Erganzung
wirtschaftlicher Einigung.

Nun stehen wir vor der nachsten groen Aufgabe. Wachsende Spannungen in der Welt, der
technologische Wandel und die Klimakrise: Sie alle stellen uns und unsere Gesellschaft,
stellen Wirtschaft und Politik vor neue Herausforderungen. Wir missen deshalb mehr tun, als
den bestehenden Wohlstand blo zu verteidigen. Wir muissen jetzt dort vorangehen, wo die
Arbeitspldtze und der Wohlstand der nachsten Jahrzehnte entstehen.

Europa zu starken, ist also kein Selbstzweck; wir tun es, um lhren Wohlstand, Ihre Freiheit
und lhre Sicherheit zu schutzen.

Im Zentrum unseres politischen Angebots steht eine Infrastrukturunion: aus Wasserstoffnetzen
und Glasfaserleitungen, aus Stromtrassen und Schienen, aus Solarpanelen und Windparks, aber
auch aus modernen Krankenhadusern und verlasslichen Kitas - aus Institutionen also und
Standards, die Gerechtigkeit starken und lhre Rechte schiitzen. Wir wollen Europa ganz
wortlich verbinden.

In einer Zeit, da insbesondere China und die USA massiv in die klimaneutrale Modernisierung
ihrer Wirtschaft investieren, brauchen wir eine strategische europdische

Investitionspolitik, die daflir sorgt, dass Europa im internationalen Wettbewerb besteht -
und sich im Rennen um den ersten klimaneutralen Wirtschaftsstandort der Welt durchsetzt.
Wenn wir das Klima schitzen, schaffen wir: gute Arbeitsplatze, saubere Infrastruktur und
sicheren Wohlstand.

Gute Politik baut indes nicht nur Infrastruktur auf, sondern auch Burokratie ab: Sie
reguliert, wo es die Sicherung des Allgemeinwohls erfordert, halt wichtige Schutzstandards
aufrecht - dreht zugleich aber auch unnétige Regulierung zuriick, die Wirtschaft und
Gesellschaft ausbremst, Investitionen hemmt und den Alltag erschwert.

Indem wir so die Wettbewerbsfahigkeit unserer Unternehmen auf den Mdrkten der Zukunft
sichern, legen wir das Fundament fiir gute Jobs und faire Lohne, fir die Gewinnung von Fach-
und Arbeitskraften, fur Sicherheit in unsicheren Zeiten. Wir wollen unseren Wohlstand nicht
nur fur die Wenigen mehren, sondern sicherstellen, dass er bei den Vielen ankommt, die ihn
erarbeiten: in der Breite der Gesellschaft.

Indem wir unseren Wohlstand auf klimaneutrale Beine stellen, schitzen wir unsere vielleicht
kritischste Infrastruktur: unsere vielfaltige Natur und Artenvielfalt, unsere Umwelt und
unser Klima. Die Folgen des Klimawandels haben wir in den letzten Jahren europa- und

weltweit immer drastischer zu spuren bekommen. Extremwetter haben Leben gekostet, Hauser und

Ernten, Wohlstand und Arbeitsplatze zerstort.

Indem wir in die Standortvorteile von morgen investieren - erneuerbare Energien und rasche
Digitalisierung, modernste Batterietechnik und griiner Stahl oder die Ausbildung unserer
Kinder und lebenswerte Dorfer —, bauen wir ein Europa, das Schutz bietet: fir seine
Blrgerinnen und Burger, fur Sie und uns alle.

Wir wissen: All das gelingt nur europadisch. Europaisch aber gelingt es.

Der Weg dorthin: Verantwortung

Wir wollen Verantwortung ubernehmen. Darum bitten wir um |hr Vertrauen. Wir treten an fur
eine Politik, die nicht Ubertont, sondern Uberzeugt. Fir eine Politik mit klaren Zielen, die
zugleich Briicken zur gemeinsamen Losung baut. Fur eine Politik, die Antworten gibt.

Gerade weil wir wissen, dass wir gemeinsam mehr erreichen kdnnen als im nationalen
Alleingang, wollen wir die Europdische Union demokratischer und nahbarer machen. Wir wollen
Europa, unbedingt — aber noch besser. Besser fir Sie. Ein Europa, wie es sein kdnnte.
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Dabei sind wir bereit, Uber unseren Schatten zu springen, wenn es bedeutet, dass wir dadurch
gemeinsam vorankommen. Verantwortung namlich, die nicht aufgesetzt, sondern ernst ist,
bedeutet immer auch Kompromiss. Europaischer Fortschritt war gerade in einem Europa der
Vielfalt nie die vermeintlich reine Lehre, nie dafur oder dagegen, nie schwarz oder weifs.

Wer deshalb den Kompromiss als solchen ablehnt, dem geht es ums Rechthaben, nicht darum,
Losungen zu finden; der nimmt hin, dass das Vertrauen in die Demokratie erodiert; der nimmt
in Kauf, dass die Einheit Europas leidet.

Diese Einheit ,war ein Traum von wenigen. Sie wurde eine Hoffnung fiir viele. Sie ist heute
eine Notwendigkeit flr uns alle." Was Konrad Adenauer vor rund 70 Jahren sagte, kénnte
aktueller kaum sein. Vom Traum zur Hoffnung zur Notwendigkeit: Die Europdische Union ist
alles davon. Sie mag bisweilen anstrengend sein und ja, sie muss besser werden. Doch sie
bleibt der Schlissel zu einem Leben in Wohlstand und Sicherheit.

Europa hat beides erlebt: dunkelste Kapitel unserer Geschichte, aber auch die Fahigkeit des
Menschen, neue Kapitel aufzuschlagen, Freiheit zu erkampfen und Demokratie zu verteidigen.
Wenn wir heute vor gleich mehreren Jahrhundertaufgaben stehen, allesamt menschgemacht, wenn
deren Gleichzeitigkeit und GrofRe auch mal Uberwaltigend wirken mogen, wissen wir als
Europaerinnen und Europaer: Die Antwort wird es auch sein — menschgemacht und europaisch.

Was bei alledem zahlt, ist nicht, wer gewinnt oder Recht behalt. Europaischer Erfolg hat
keine politische Farbe. Erfolgreich ist, was das Leben der Menschen in Deutschland und
Europa lebenswerter macht. Was uns starker macht. Was auch Sie schutzt.

Eine solche Politik: Das ist unser Angebot an Sie.

Seite 3
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Antragstext

Vom kleinen Handwerksbetrieb Uber den regional verankerten Mittelstandler bis hin zum
internationalen GroBunternehmen: Europas vielgestaltige und innovative Wirtschaft ist global
wettbewerbsfahig — und Deutschland profitiert wie kein zweiter Mitgliedstaat von der
europaischen Integration und dem Binnenmarkt. Produkte und Dienstleistungen aus Thiringen
oder Hessen werden zwischen Andalusien und Lappland, zwischen Riga und Nikosia gehandelt,
als lagen diese Orte nur wenige Kilometer voneinander entfernt. Wir sind auch deshalb die
viertstarkste Wirtschaftsnation der Welt, weil wir auf europaischer Ebene die Krafte

bundeln.

Europa macht uns stark. Europa zu starken, ist deshalb in unserem ureigenen Interesse. Vor
allem geht es nun darum, dort voranzugehen, wo die Starke der nachsten Jahre und Jahrzehnte
entsteht. Daflir haben wir einen Plan: die klimaneutrale Modernisierung unserer Wirtschaft
und Infrastruktur. Sie ist fur uns kein Selbstzweck, sondern der Schlissel zu mehr
Wettbewerbsfahigkeit und Wohlstand, zu Lebensqualitat, zu guten Arbeitspldtzen und fairen
Lohnen, zur Sicherung unserer Lebensgrundlagen - und damit zu einer stabilen Grundlage fur
mehr soziale Sicherheit und gesellschaftlichen Zusammenhalt in ganz Europa.

Wir setzen alles daran, dass Europa nicht an der Seitenlinie steht, wahrend China oder die

USA massiv in die Entwicklung ihres Standortes und der Zukunftstechnologien investieren. Wir
nehmen die Herausforderung an: Wir wollen, dass sich Deutschland und Europa auf den Markten
der Zukunft durchsetzen - bei erneuerbaren Energien und Wasserstoff, bei digitalen
Dienstleistungen und Kunstlicher Intelligenz (KI), bei modernster Batterietechnik und griinem
Stahl. Das ist eine Frage der Unabhangigkeit. Wirtschaftspolitik ist heute auch
Sicherheitspolitik.

Europas Wohlstand und seine Lebensqualitat sind unmittelbar mit seinen naturlichen

Grundlagen verbunden - mit fruchtbaren Boden und sauberen Meeren, mit Lebensraumen fir eine
grofRe Artenvielfalt, mit einer intakten Natur an den Kisten und in den Waldern. In ihrem
Zusammenspiel gedeiht Landwirtschaft in unmittelbarer Nachbarschaft zu High-Tech-
Unternehmen, sind Handwerksbetriebe in lebenswerten landlichen Raumen verankert, lasst sich
aus den Stadten in wenigen Stunden in Walder oder Berge reisen.

Wohlstand in Europa bedeutet fair bezahlte Jobs und gute 6ffentliche Dienstleistungen in
einem funktionierenden Wirtschaftsraum. Wohlstand bedeutet aber eben auch saubere Luft,
reines Wasser und bezahlbare, gute Lebensmittel.

Wir treten an, unseren Wohlstand zu erneuern, indem wir ihn auf ein klimaneutrales Fundament
stellen - eines, das Uber die ndchsten Jahre und Jahrzehnte tragt. Wir haben den European
Green Deal auf die Agenda gesetzt, er ist die richtige Strategie. Jetzt sorgen wir dafiir,

dass er in allen Bereichen seine Wirkung entfaltet: von der Energieerzeugung tber Mobilitat
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und Landwirtschaft bis hin zur Industriepolitik. Denn Klimaschutz wird zunehmend zu einem
entscheidenden Wettbewerbs- und Standortfaktor. Wollen wir unseren Wohlstand bewahren und
neuen schaffen, mussen wir Europaer®innen nicht nur das Klima schiitzen, sondern auch diesen
Wettbewerb annehmen.

Voraussetzung hierfir ist eine aktive europaische Wirtschafts- und Industriepolitik, die
Innovation ermaglicht und nachhaltige Infrastruktur baut; die den Mut zu gezielten
strategischen Investitionen aufbringt; die uns unabhangig macht von den Autokratien dieser
Welt - und unser aller Leben damit krisenfest und bezahlbar. Wir wollen deshalb jetzt - von
der Sonnenenergie aus Andalusien bis hin zum Wind ber der Nordsee - die erneuerbaren
Energien und die Stromnetze in ganz Europa ausbauen. Wenn wir aus der Europaischen Union
(EU) eine moderne Infrastrukturunion machen wollen, dann tun wir das, um die industrielle
Produktion, um Strom und Warme, um gunstige Energie fur alle zu sichern.

Wenn wir in Forschung und Entwicklung investieren, dann tun wir das, damit sich die besten
Ideen weiterhin auf unserem Kontinent zu Hause fliihlen. Wenn wir Burokratie abbauen, dann tun
wir das, um die EU in den Dienst der Europder®innen, nicht der Paragrafen und Behorden zu
stellen. Und wenn wir die Potenziale der Digitalisierung nutzen, dann tun wir das, um Daten

im Sinne der Menschen in Europa nutzbar zu machen, nicht umgekehrt.

Kein Land in Europa ist diesen Aufgaben allein gewachsen. Gemeinsam aber sind wir es.
Gemeinsam in der EU sind wir in der Lage, politische Antworten zu geben, die wirksam und
wirkmachtig genug sind, um es mit der globalen Erwarmung und systemischer Konkurrenz
gleichermafden aufzunehmen.

Diesen Weg gehen wir. Wir wollen eine gerechte und handlungsfahige EU, die Sicherheit

schafft im Hier und Jetzt - und zugleich die Weichen stellt fir den Wohlstand und
Zusammenhalt von morgen. Wir wollen eine EU, in der Wohlstand im Einklang mit der Natur und
dem Klima entsteht. Und wir wollen eine EU, in der nicht die soziale oder geografische
Herkunft, der Zugang zu Bildung oder das Geschlecht Uber die Chance auf ein gutes Leben
entscheiden, sondern in der alle Menschen am Wohlstand teilhaben konnen.

Fur dieses Europa treten wir an. Dieses Europa wollen wir sein.

1. Ein klimaneutrales Europa

In Energiesicherheit investieren

Um die Klimaziele zu erreichen, braucht Europa eine echte Energieunion mit effizienter und
nachhaltiger Energieversorgung, die die Potenziale des gesamten Kontinents nutzt und
miteinander verbindet. Wir bauen erneuerbare Energien als Teil einer aktiven Wirtschafts-

und Industriepolitik europaweit massiv aus: Bis 2035 sollen sie den wesentlichen Beitrag

dazu leisten, die europaische Stromversorgung zu 100 Prozent klimaneutral sicherzustellen.
Denn nur die Erneuerbaren garantieren eine unabhangige Versorgung und auf Dauer giinstigen
Strom, mit dem Europa langfristig wettbewerbsfahig wirtschaften kann. Wir wollen, dass
Deutschland auf diesem Weg mit gutem Beispiel vorangeht.

Deshalb brauchen wir in den nachsten Jahren tberall in Europa die Elektrifizierung von
Verkehr, Industrie und Haushalten sowie massive Investitionen in den Ausbau von Wind und
Solar. In Zukunft wollen wir dabei noch starker europaisch zusammenarbeiten. Gleichzeitig
mussen wir energieeffizienter werden und die entsprechenden Vorgaben weiter anpassen.

Um den Strom uberall in Europa verldsslich dorthin zu transportieren, wo er gebraucht wird,
wollen wir im Rahmen der Infrastrukturunion das europaische Stromnetz starken und dabei vor
allem die Verbindungen zwischen den Mitgliedstaaten massiv ausbauen. Ein stabiles
europaisches Stromnetz macht uns widerstandsfahiger und erhéht unsere Versorgungssicherheit.
Das hat die Energiekrise sehr deutlich gezeigt, als die Staaten Europas sich gegenseitig
beispringen konnten. Wir wollen es deshalb nun auch fur 100 Prozent erneuerbare Energien fit
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machen. So kdnnen wir die Synergien in der EU nutzen, in der immer irgendwo der Wind weht
oder die Sonne scheint. Wir etablieren eine EU-Netzplanung - insbesondere flir
grenziberschreitende Projekte und den Ausbau der Windenergie in den Meeren der EU. In
Zukunft mussen darliber hinausgehend die Stromnetze, Wasserstoffnetze, Gasnetze und
Warmenetze zusammengedacht werden. Wir richten das Strommarktdesign, die Netzentgelte und
die Bedingungen von Stromspeichern systematisch auf die Integration erneuerbarer Energien
aus.

Generationen von Menschen in den Kohlerevieren haben einen wertvollen Beitrag zu
Energiesicherheit, zum Fortschritt und zu unserem Wirtschaftsstandort geleistet. An diesen
Einsatz und diese Expertise knipfen wir in den europaischen Energieregionen an. Jedoch wird
Kohle zunehmend unrentabel, ist zudem die klima- und gesundheitsschadlichste Form der
Energieerzeugung und hat deshalb keine Zukunft. Wir werden die Voraussetzungen schaffen, um
in der EU die Kohleverstromung beenden zu kdnnen. Die Kohleregionen unterstiitzen wir dabei,
dass ihnen der Umstieg auf die neuen Energien bis zum Jahr 2030 gelingt. Gleichzeitig hat

uns insbesondere der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine gezeigt, wie abhangig wir

noch von Erdgas sind und welche Schwierigkeiten das mit sich bringt. In den kommenden Jahren
ist im Einklang mit unseren Klimazielen deshalb auch ein endgultiger Abschied vom fossilen
Erdgas notig. Wir wollen es vollstandig durch erneuerbare Energien kombiniert mit griinem
Wasserstoff ersetzen.

Atomkraft ist keine nachhaltige Form der Energieerzeugung und sie ist nicht geeignet, die
Klimakrise zu bekampfen. Sie ist erheblich teurer als Erneuerbare, mit hohen Risiken
verbunden und gerade in Zeiten von Hitze und Dirre unzuverldssig. Der Bau neuer Kraftwerke
ist teuer und langwierig. Der Mill belastet noch unzahlige nachfolgende Generationen. Wir
setzen in der EU nicht auf Atomkraft als taugliche Form der Energiegewinnung.

Uns begeistern zukiinftige Chancen und Potenziale neuer Energietechnologien, weshalb wir
Forschung und Entwicklung neuer Ideen auch weiterhin vorantreiben wollen. Um in den nachsten
Dekaden einen wesentlichen Beitrag zur Losung der Klimakrise und zur Energiesicherheit

leisten zu kdnnen, kommt die Kernfusion jedoch zu spat.

Den Weg zum klimaneutralen Kontinent beschreiten

Echte Fortschritte sind gemacht: Bis heute hat Europa die Emissionen gegeniber 1990 um rund
ein Drittel gesenkt. Mit dem ,Fit for 55-Paket will die EU bis 2030 mindestens 55 Prozent

ihrer Emissionen im Vergleich zu 1990 einsparen. Durch den reformierten Emissionshandel wird
ein schnellerer europaischer Kohleausstieg rentabel. Wir haben die Ausbauziele fiir

erneuerbare Energien verdoppelt. Und fir fossile Energie, Stahl oder Chemieprodukte, die

nach Europa importiert werden, muss bald an der Grenze ein Preis fur ihren CO,-FuRabdruck
bezahlt werden. Die Autoindustrie stellt ihre Produktion auf Elektrofahrzeuge um. Gebaude in

der EU werden gedammt und Anreize fur klimafreundliches Heizen gesetzt. Damit hat Europa den
richtigen Weg eingeschlagen.

Die EU muss diesen Weg zum klimaneutralen Wohlstand entschieden weitergehen. Europa soll der
erste klimaneutrale Kontinent werden. Von diesem Ziel darf es kein Abriicken geben, und es

muss zuverlassig erreicht werden. Fir 2035 und 2040 braucht es deswegen Zwischenziele, die

die EU sicher zu Klimaneutralitat in Erfullung des Pariser Klimaabkommens flhren. Das
Zwischenziel fliir 2035 wollen wir, wie es alle Staaten im Rahmen des Pariser Klimaabkommens
international zugesagt haben, auch bei den Vereinten Nationen (UN) verbindlich hinterlegen.

Fir die Umsetzung missen unter anderem der Rahmen fur Klimaschutzmanahmen und die
europaischen Emissionshandelssysteme angepasst werden.

Natiirliche CO2-Senken und technologischen Fortschritt nutzen
Um die Klimaziele zu erreichen, missen wir schnell raus aus Kohle, Ol und Gas und rein in
erneuerbare Energien und Wasserstoff. In einigen wenigen Branchen wird es aber auch in
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Zukunft Emissionen geben, die schwer oder nach heutigem Stand der Technologie gar nicht zu
vermeiden sind, etwa in der Zementindustrie. In diesen Bereichen wollen wir technologische
Chancen nutzen und das CO; direkt bei der Produktion abscheiden, speichern und
gegebenenfalls nutzen (Carbon Capture Use and Storage, CCUS). Wo nétig, soll dies aktiv
gefordert werden. Wir wollen einen europaweit einheitlichen Regelungsrahmen dafir schaffen
und eine integrierte europdische Infrastruktur - inklusive gemeinsamer europaischer CO,-
Speicher - entwickeln.

In der Zukunft wird es laut Analysen des Weltklimarats zunehmend schwieriger, auf den 1,5-
Grad-Pfad zu kommen. Deshalb missen wir die CO,-Konzentration in der Atmosphare aktiv
senken, damit sich wieder ein stabiles und nachhaltiges Niveau einstellt. Daflir starken und
entwickeln wir negative Emissionen - also natilrliche und technische Prozesse, die der
Atmosphare CO, wieder entziehen. Intakte Okosysteme sind unsere besten Verbiindeten, denn vor
allem Walder und Moorbdden sind naturliche CO,-Speicher. Deswegen benétigen wir klare Regeln
fur die Landwirtschaft, den Humusaufbau, die Wiedervernassung von Mooren und die Aufforstung
von Waldern. Gleichzeitig wollen wir die Potenziale technischer Negativemissionen wie die
CO;,-Entnahme aus der Luft oder Bioenergie mit CO,-Speicherung in der Anwendung prufen und an
Pilotprojekten evaluieren. Die EU braucht - wie Deutschland - klare Ziele fur das Erreichen

von Negativemissionen, ohne diese gegen die Reduktionsziele des Emissionshandels zu handeln.

Griinen Wasserstoff als Energietrager der Zukunft einsetzen

Wasserstoff aus erneuerbaren Energien, also griiner Wasserstoff, kann Energie speichern und
transportabel machen. Er ist ein unverzichtbarer Bestandteil unserer zukiinftigen
Energieversorgung, denn er kann fossile Energietrager Gberall dort ersetzen, wo
Elektrifizierung keine Option ist. Wir wollen dafuir sorgen, dass Europa bei der Anwendung
Vorreiterin wird. Um ihre Potenziale zu heben, entwickeln wir die Europaische
Wasserstoffstrategie weiter und unterstitzen die Erforschung von umfassenden Ansatzen zur
Erzeugung und Anwendung. Beispielsweise kénnen durch dezentrale Losungen die
Netzausbaukosten minimiert und wo immer mdglich die Abwarme in Warmenetzen eingesetzt
werden. Mit Instrumenten wie Klimaschutzvertragen und einem umfassenden Investitionsprogramm
sorgen wir fur einen schnellen Hochlauf der Produktion dieser Schlisseltechnologie.

Wir wollen die Investitionen in den Aufbau eines neuen transeuropdischen
Wasserstoffkernnetzes erh6hen und die Umristung der bestehenden Gasinfrastruktur fir den
Transport und die Speicherung férdern. Durch neue Pipelines wie H2Med kénnen wir griinen
Wasserstoff beispielsweise aus den sonnenreichen Regionen Sideuropas in die Industriezentren
Deutschlands transportieren. Das ist ein Bestandteil einer leistungsfahigen

Infrastrukturunion.

Wir setzen uns zusatzlich fur den Aufbau eines globalen Marktes fir grinen Wasserstoff und
strategische Partnerschaften fir dessen Handel zwischen der EU sowie wind- und sonnenreichen
Landern weltweit ein. Dank einer Vielzahl potenzieller Partnerlander konnen wir auf diesem
Weg eine diversifizierte Energieversorgung sichern und einseitige Abhdngigkeiten vermeiden.
Durch Partnerschaften und den Transfer von Know-how sorgen wir zudem dafiir, dass die Lander
des Globalen Suidens in die Wertschopfungskette integriert werden und von der griinen
Energiezukunft profitieren.

Da die Produktionskapazitaten erst aufgebaut werden muissen, wird Wasserstoff vorerst ein

sehr knapper Rohstoff bleiben. Zur Senkung der CO,-Emissionen setzen wir daher vorrangig auf
die Elektrifizierung von Antrieben, Produktionsprozessen und Heizungen, da sich griiner Strom
so am effizientesten nutzen lasst. Wasserstoff wollen wir also priorisiert dort einsetzen,

wo eine Elektrifizierung nicht oder nur sehr schwer maglich ist. Dazu gehéren etwa die
Produktion von Grundstoffen wie Stahl- oder Chemieerzeugnisse, der Schwerlasttransport sowie
der interkontinentale See- und Luftverkehr. Zudem werden wir griinen Wasserstoff bei geringer
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Solar- und Windenergieerzeugung sowie besonders hoher Last zur Stromerzeugung einsetzen, um
die Versorgungssicherheit mit erneuerbaren Energien jederzeit sicherzustellen.

Klimaneutralitdt sozial und biirgernah erreichen

Klimaneutralitat sichert und mehrt Wohlstand, ist aber auch mit Veranderungen verbunden.
Dieser Prozess verlangt den Menschen viel ab. Nicht nur deshalb muss klimaneutral immer auch
sozial heifsen. Mit dem Klimasozialfonds, der primar aus dem Emissionshandel gespeist wird,
geben wir den Mitgliedstaaten die Mittel an die Hand, das umzusetzen. Dabei werden
Leistungen fir Menschen finanziert, die besonders von steigenden Energie- und
Transportkosten betroffen sind. Wir wollen deshalb, dass die Mitgliedstaaten - wie etwa
Osterreich mit dem Klimabonus - ein Klimageld pro Kopf auszahlen.

Erneuerbare Energien sind Burgerenergien. Sie ermdglichen es den Menschen und Kommunen, ihre
Energieversorgung selbst in die Hand zu nehmen. Das ist solidarisch und demokratisch, denn
damit bleiben die Ertrdge vor Ort. Wir haben es in der Bundesregierung erheblich

vereinfacht, selbst erneuerbare Energien zu nutzen. Das soll europaweit gelten: Der Einsatz

von Burgerenergie soll noch finanziell attraktiver und einfacher werden. Wir wollen

europaisch besser verankern, dass Biurger*innen an der Energiewende teilhaben kdnnen - indem
sie Mitglied eines Biurgerwindparks werden, den Strom ihrer Photovoltaikanlage direkt an ihre
Nachbar*innen verkaufen oder die in ihren Autos und Pufferbatterien gespeicherte Energie

einfach zur Netzstabilisierung einsetzen.

Erneuerbare Energien garantieren den Menschen, dass sie ihre Wohnungen auch zukuinftig
bezahlbar heizen kdnnen. Deshalb unterstiitzen wir die Weiterentwicklung der europdischen
Anforderungen an die Effizienz von Gebauden und Heizungen, um Gebaude schnell und glinstig
von der Abhangigkeit von fossilen Energietragern zu befreien. Wir setzen dabei vor allem auf
Beratung und finanzielle Anreize. Wir méchten, dass alle Mitgliedstaaten kommunale
Warmeplane entwickeln, die aufzeigen, welche Potenziale es fur Erneuerbare gibt und wie
Abwarme oder Kraft-Warme-Kopplung genutzt werden kann.

Mit einem effizienten Strommarkt, geringen Infrastrukturkosten und intelligent aufeinander
abgestimmten Mechaniken von Stromverbrauch und -erzeugung bleibt der Vorteil der glinstigen
Stromerzeugung bei den Verbraucher*innen. Durch die Umstellung der Férderung von
erneuerbaren Energien auf Differenzvertrage sichern wir die Stromverbraucher*innen gegen
hohe Kosten ab.

2. Ein wettbewerbsfahiger Wirtschaftsstandort

In Innovation und Resilienz investieren

Um die Infrastrukturunion zu verwirklichen, entscheiden wir uns fur eine strategische
europaische Investitionspolitik. Das Wiederaufbauprogramm Next-Generation-EU (NGEU) hat uns
in der Pandemie vor einer schweren Krise bewahrt und stark dazu beigetragen, dass Europa
wirtschaftlich und politisch zusammengehalten hat. Mit dem Ende von NGEU im Jahr 2026 droht
diese wichtige Saule der Finanzierung europadischer Investitionen wegzubrechen. NGEU kann uns
als Vorbild fur eine effektive gemeinsame europdische Finanzierung von groen
Investitionsvorhaben - wie dem Aufbau der Infrastrukturunion - dienen.

Wir wollen daher ab 2026 ein grofRes Investitionsprogramm fir Innovation und Resilienz mit

drei klaren Zielen schaffen: Erstens wollen wir, dass Europa im Rahmen der

Infrastrukturunion durch starke gemeinsame Infrastrukturen weiter zusammenwachst — mit einem
voll ausgebauten und integrierten europdischen Schienen-, Strom- und Wasserstoffnetz.

Zweitens wollen wir Uberall in Europa den klimaneutralen Umbau der Industrie genauso wie den
Aufbau der Industrien von morgen fordern. Und drittens wollen wir unsere Wirtschaft und

unsere Gesellschaften widerstandsfahiger gegen und unabhangiger von Autokratien machen.
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Industriepolitik aktiv gestalten

Europa ist ein starker Wirtschaftsstandort mit einer vielfaltigen Landschaft aus kleinen,
mittleren und grofien Unternehmen, die eine wesentliche Grundlage fir unseren Wohlstand ist.
Wir werden daflir sorgen, dass das so bleibt. Daflir sind zwei Hebel fiir uns zentral:

Zum einen starken wir den Binnenmarkt, also den gemeinsamen Regulierungsrahmen der EU fur
Unternehmen. Dieser gemeinsame Rahmen, in dem kein Mitgliedstaat seinen eigenen Firmen
unfaire Vorteile verschaffen darf und dessen Regeln in vielen Bereichen den Goldstandard auf
der Welt setzen, leistet gerade fur Deutschland als Exportland einen unschatzbaren Beitrag

zu unserem Wohlstand. IThn werden wir weiter vertiefen und seine Grundlagen verteidigen.

Zum anderen mussen wir feststellen: Insbesondere China, aber auch die USA mit ihrem
Inflation Reduction Act investieren massiv in den Aufbau neuer Produktionsstandorte fur
Zukunftstechnologien. Wir nehmen diesen Wettbewerb an: Fur die EU gilt es, dem eine eigene
aktive Wirtschafts- und Industriepolitik entgegenzusetzen, die Europas Starken starkt. Sie
setzt bei der Forschung an und reicht bis zur Unterstutzung bei Investitionen. Dazu gehort
einerseits eine Angebotspolitik, die Burokratie abbaut und Anreize fur private Investitionen
setzt, andererseits starke offentliche Forderprogramme etwa flr Zukunftstechnologien wie
Elektrolyseure, Windrader, E-Autos und Mikrochips. Denn wir wollen, dass Europa an der
Spitze der Mdrkte der Zukunft steht und dass die Produkte der Zukunft in Europa erdacht und
hergestellt werden. So sichern wir Jobs und Wohlstand in Europa. Gerade der Aufbau einer
europaischen Halbleiterindustrie ist elementar fur die Erneuerung des Industriestandortes
Europa und dient unserer wirtschaftlichen Handlungsfahigkeit und Unabhangigkeit.

Hier werden wir einen Neuanfang anschieben: In der EU hat sich ein Forderdschungel
entwickelt, der es Unternehmen sehr schwer macht, schnell und unburokratisch an die
bereitstehenden Mittel zu kommen. Das ist ein entscheidender Wettbewerbsnachteil — etwa im
Vergleich zu den USA. Wir treten fiir eine koharente und leicht verstandliche

Industriepolitik ein, bei der auch Foérderpolitik und Beihilferecht Hand in Hand gehen. Daflr
wollen wir relevante Teile der bisher nationalen Industriepolitiken auf die europaische

Ebene verlagern, die dafur finanziell sehr viel besser ausgestattet und in die Lage versetzt
wird, schnell und wirksam zu handeln.

Unsere Wirtschaft fiir den globalen Wettbewerb riisten

Die europaische Industrie kann nur langfristig wettbewerbsfahig sein und Europa gleichzeitig
seine Klimaziele einhalten, wenn industrielle Produktionsprozesse komplett klimaneutral
werden. Daflir werden wir die industrielle Basis erneuern.

Immer mehr Unternehmen investieren massiv in eine Umstellung ihrer Produktion. Daflir muss
die Politik den Rahmen schaffen: einen klaren Reduktionspfad im europadischen
Emissionshandel. Wir fillen ihn durch einen massiven Ausbau der erneuerbaren Energien und
der Infrastruktur fur Strom und griinen Wasserstoff mit Leben, damit genug griine Energie zu
wettbewerbsfahigen Preisen Uberall in Europa zur Verfiigung steht.

Das wird allerdings nicht reichen: Wir wollen die Unternehmen mit einem europaischen
Programm zur Dekarbonisierung der Industrie unterstitzen. Dazu wollen wir einen europaweiten
Einsatz von Klimaschutzvertragen (Carbon Contracts for Difference) aus dem EU-Haushalt
finanzieren und somit in einem Auktionsverfahren diejenigen Unternehmen finanziell férdern,
die moglichst kosteneffizient ihre Produktion klimaneutral umristen und dabei am meisten CO,
einsparen. Hier gilt das Effizienzprinzip: gréf3ere FuRabdriicke, die einfacher und gunstiger
eingespart werden kdnnen, zuerst. Zusatzlich wollen wir europdische griine Leitmarkte fir
einige besonders energieintensive Produkte aus klimaneutraler Produktion wie etwa griinen
Stahl schaffen. Daflir wollen wir beispielsweise bei offentlichen Auftragen eine Mindestquote
von griinem Stahl vorschreiben, die stetig ansteigt. Somit wird ein neuer Absatzmarkt
geschaffen, der klimaneutrale Produktion Uber einen Marktmechanismus in Gang setzt.
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SchlieBBlich wollen wir auch fur die Umstellung von Produktionsprozessen auf klimaneutrale
Verfahren die Planungs- und Genehmigungsverfahren erheblich beschleunigen, weil dies zu
schnellerer Emissionsminderung bei gleichzeitigem Erhalt von industrieller Substanz und
guten Arbeitsplatzen beitragt.

Mit der zeitlich gestaffelten Einfuhrung von Resilienz- und Nachhaltigkeitskriterien bei
offentlichen Ausschreibungen und offentlichen Forderprogrammen wollen wir gezielt die
Produktion dieser Produkte in Europa beglinstigen.

Den Binnenmarkt starken

Der EU-Binnenmarkt ist zentral fir den Wohlstand der Bevolkerung der EU und hilft,
Wettbewerbsverzerrungen entgegenzuwirken. Er ist auch ein zentraler Hebel, die klimaneutrale
Modernisierung unserer Wirtschaft voranzubringen. Er ermdglicht es den europaischen

Unternehmen, Waren und Dienstleistungen lberall in der EU anzubieten. Und Arbeitnehmer*innen

ermaoglicht er, iberall in der EU zu arbeiten. Deshalb wollen wir den Binnenmarkt starken und
vertiefen: Wo es in Europa eine gemeinsame Regel gibt, missen Unternehmen nicht mehr 27
verschiedene befolgen.

Wir gestalten die Regeln fir den Binnenmarkt so, dass er dabei hilft, ibergeordnete Ziele zu
erreichen: Demokratie, Wohlstand, soziale Gerechtigkeit, Umwelt- und Klimaschutz sowie die
Schaffung von fair bezahlten Arbeitsplatzen. Wir wollen den Binnenmarkt auch nutzen, um
widerstandsfahiger gegenulber Krisen und unabhangiger von Rohstoffimporten zu werden.

Um funktionierenden Wettbewerb zum Nutzen von Verbraucher*innen und kleinen Unternehmen
durchzusetzen, haben wir in Deutschland das Wettbewerbsrecht verscharft. Ein solches Update
braucht auch das EU-Wettbewerbsrecht. Daflir wollen wir das New Competition Tool
wiederbeleben, das die Kommission schon einmal vorgeschlagen hatte.

Eine starke Wettbewerbspolitik, die die Bildung von zu starker Marktmacht bekampft und
Subventionswettldufe innerhalb der EU moglichst unterbindet, macht den Erfolg des
Binnenmarktes aus. Daran wollen wir auch in Zukunft festhalten. Allerdings steht Europa

heute im Ringen um die Markte der Zukunft im globalen Wettbewerb mit anderen Staaten, die
sich nicht an diese Regeln halten. Gerade fur die grinen Zukunftstechnologien muss die EU-
Kommission deshalb einen dauerhaften neuen Beihilferahmen schaffen, der den Mitgliedstaaten
eine aktivere, europdisch koordinierte Industriepolitik ermadglicht und dabei zugleich
Wettbewerbsverzerrungen verhindert. Dazu gehoren schnellere Planungssicherheit bei
Beihilfeverfahren, Ausnahmen fiir die Unterstiitzung von neuen Produktionsanlagen in den
Zukunftstechnologien und bei der Umstellung von Produktionsprozessen auf Klimaneutralitat.

Ein Ansatz dafir sind die strategischen Forderprojekte IPCEI, mit denen die EU die
Industriepolitik der Mitgliedstaaten in Schlusselsektoren wie dem Aufbau der europaischen
Wasserstoffinfrastruktur und die Wertschopfungsketten rund um Mikroelektronik ermdglicht und
koordinieren will. Fir mehr Planungssicherheit fir Unternehmen mussen die Beihilfeverfahren
gerade im Kontext der IPCEIs beschleunigt werden.

Fachkrafte ausbilden, gewinnen und halten

Wir wollen, dass der Wohlstand denjenigen zukommt, die ihn erarbeiten. Wir wollen mehr
Gerechtigkeit fur die Mitte der Gesellschaft. Dazu sind gute Arbeitsbedingungen, sichere
Jobs und anstandige Léhne das beste Mittel. So wachsen wir aus der Mitte heraus. Fachkrafte
sind das Ruckgrat der europaischen Wirtschaft. Das gilt gleichermafden fiir akademisch
ausgebildete Fachkrafte wie fur solche mit handwerklicher oder industrienaher Ausbildung.
Davon hangt auch das Gelingen der Energiewende ab. Das heif3t auch: Mit Investitionen in
Klimaschutz fordern wir gleichzeitig sichere und zukunftsfeste Arbeitsplatze.

Daflir mussen wir junge Menschen entsprechend ausbilden, Weiterbildungsangebote fir alle
bereithalten - besonders auch fir altere Arbeitnehmer*innen - und Fachkrafte von aufderhalb

Seite 7



326

327

328

329

330

331

332

333

334

335

336

337

338

339

340

341

342

343

344

345

346

347

348

349

350

351

352

353

354

355

356

357

358

359

360

361

362

363

364

365

366

367

368

369

370

371

372

373

EP-W-01: A-Was Wohlstand schiitzt

gewinnen. Gleichzeitig mussen wir Frauen die Mdglichkeit geben, sich voll einzubringen. In
vielen EU-Landern arbeiten Millionen Frauen oft unfreiwillig in Teilzeit oder gar nicht. Wir
brauchen auf EU-Ebene eine feministische Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, die soziale
Infrastruktur fir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf mitdenkt.

Wir wollen es Frauen leichter machen, einen technischen - und damit haufig auch gut

bezahlten - Beruf zu wahlen. Wir wollen einen Bonus einfihren, den Unternehmen und Betriebe,
in denen bislang unterdurchschnittlich wenig Frauen beschaftigt sind, bei der EU-
Fordermittelvergabe erhalten kdnnen, wenn sie mehr Frauen ausbilden bzw. beschaftigen.
Gemeinsam mit den Gewerkschaften und den Betrieben werden wir neue Ideen entwickeln, wie wir
eine gleichberechtigte Teilhabe der Geschlechter in der Wirtschaft ermdglichen konnen.

Europa konkurriert mit weiteren Weltregionen, wenn es um die Anwerbung von Fachkrdften geht,
vom Bauingenieur Gber die Handwerkerin bis zur Fachkraft im Krankenhaus. Wir setzen uns
daher fUr eine umfassende EU-Fachkraftestrategie ein. Bei der Anwerbung aus Drittstaaten

sollte die EU-Blue-Card-Initiative ausgeweitet werden und vielen weiteren Berufsgruppen
zugutekommen.

Viele Beschaftigte, die in der fossilen Industrie arbeiten, sorgen sich um ihr Auskommen,
wenn ihre Industriezweige elektrifiziert werden. Den Wandel zu einer klimaneutralen
Wirtschaft wollen wir deshalb mit gut bezahlten Arbeitsplatzen, attraktiven Aus- und
Weiterbildungsmaglichkeiten, Tarifbindung sowie wirtschaftlicher und sozialer Sicherheit
zusammenbringen, gerade in noch strukturschwachen Regionen. Unsere Industriepolitik bietet
daflr einen Hebel: Die Vergabe von EU-Geldern wollen wir starker daran koppeln, dass
Ausbildungsplatze eingerichtet, Sozialstandards eingehalten und geltende Tarife befolgt
werden.

3. Stabile Finanzen

Europa finanziell wappnen

Eine zentrale Stellschraube fir die Handlungsfahigkeit der EU ist ihre finanzielle

Ausstattung: Was wir uns in Europa gemeinsam vornehmen, missen wir auch zu einem relevanten
Teil mit europaischen Mitteln finanzieren konnen. Diesen Anspruch wollen wir endlich

erflllen, denn in den nachsten funf Jahren sind weitreichende Entscheidungen zur

Finanzierung unserer gemeinsamen europaischen Vorhaben bis weit in die 2030er-Jahre zu
treffen.

Dabei werden uns zwei Prinzipien leiten: Erstens wollen wir die finanzielle Ausstattung der

EU insgesamt durch neue Eigenmittel und hohere nationale Beitrage verbessern. Im Krisenfall
haben sich zudem auch gemeinsame europdische Anleihen bewahrt. Zweitens muss die EU deutlich
mehr Handlungsspielraum im Einsatz ihrer Mittel bekommen, um sie fiir gemeinsame

Investitionen in strategisch wichtigen Bereichen wie der Industriepolitik und fir eine
Infrastrukturunion einzusetzen. In diesem Sinne werden wir sowohl fiir einen starken

Mehrjahrigen Finanzrahmen (MFR), die Grundlage fur den Haushalt der EU, als auch fir ein

neues grofRes Investitionsprogramm streiten.

Wir wollen, dass der MFR fiir die Jahre 2028 bis 2035 gegenuber dem jetzigen deutlich
aufwachst. Daflr muss auch Deutschland seinen Beitrag leisten. Es gilt, gezielt die
Ausgabenposten zu stdrken, die Europas Handlungsfahigkeit in den entscheidenden Feldern der
Zukunft verbessern. Daflir mussen wir auch die Ausgaben im MFR kritisch auf ihre Wirkung hin
Uberprufen. Das betrifft insbesondere die Bereiche, in denen die Mitgliedstaaten die

Ausgaben verwalten.

Der Schutz unseres Gemeinwohls setzt eine auch finanziell handlungsfahige EU voraus. Gerade
in Zeiten massiv wachsender Aufgaben kann sie sich auf Dauer nicht nur aus den Beitragen der
Mitgliedstaaten finanzieren. Sie braucht auch eigene Einnahmen, die ihre finanzielle
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Ausstattung langfristig sichern. Daflir wollen wir das Prinzip festschreiben, dass Einnahmen,
die infolge europaischer Instrumente entstehen, im Grundsatz mehrheitlich dem EU-Haushalt
zugutekommen.

In einem ersten Umsetzungsschritt wollen wir festlegen, dass 75 Prozent der mdglichen
Geldschopfungsgewinne des Eurosystems in Zukunft dem EU-Haushalt zugutekommen. Auch die
Einnahmen aus dem neuen CO,-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) sollen zu 75 Prozent dem EU-
Haushalt zuflieRRen.

Damit die anstehenden Zins- und Tilgungszahlungen flr das NGEU-Programm nicht zu einer
Kirzung des EU-Haushalts fiihren, wollen wir so schnell wie mdglich den bereits 2020 von Rat
und Parlament beschlossenen Fahrplan zu neuen Eigenmitteln in die Tat umsetzen. Dabei muss
die Finanzierung der notwendigen nationalen Klimafinanzierung in den Mitgliedstaaten
sichergestellt werden.

Wirtschafts- und Wahrungsunion vervollstiandigen

Eine stabile und solidarische Wirtschafts- und Wahrungsunion ist eine Grundvoraussetzung fur
Wohlstand und politischen wie sozialen Zusammenhalt in Europa. Doch die Architektur der
Wahrungsunion ist weiterhin unvollstandig und Europa damit weiter anfallig fir Krisen. Das
wollen wir durch ein umfassendes Manahmenpaket andern.

Mit dem neuen Investitionsprogramm fur Innovation und Resilienz verstetigen wir die
gemeinsame Fiskalpolitik - auch als wichtigen Puffer fiir Krisenzeiten. Mit der Uberfiihrung
des Europaischen Stabilitatsmechanismus in den EU-Rechtsrahmen und der Umstellung auf
Mehrheitsentscheidungen schaffen wir nationale Vetos in Krisen ab und etablieren endlich
eine gemeinsame europaische parlamentarische Kontrolle Uber zuklnftige EU-Hilfsprogramme.

Mit der Einflihrung einer Arbeitslosenruckversicherung nach Vorbild des EU-Kurzarbeitergeldes
SURE schaffen wir ein zusatzliches Auffangnetz in Krisenzeiten, damit die Mitgliedstaaten

Jobs sicher schiitzen kénnen. Und wir wollen die Banken- und Kapitalmarktunion vollenden,
damit auch der Finanzsektor in Krisen stabilisierend wirkt.

Eine widerstandsfahige Wahrungsunion braucht auch funktionierende Regeln fur die
Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten, die die Schuldentragfahigkeit in allen Landern

jederzeit sicherstellen und gleichzeitig genug Raum fir Investitionen und Wachstum schaffen.
Die seit einem Jahrzehnt geltenden Regeln und auch der Vorschlag der Europaischen Kommission
werden diesem Anspruch nicht gerecht. Deshalb braucht es eine ambitionierte Reform, deren
Ergebnis von der Kommission konsequent durchgesetzt wird.

Wir unterstutzen die Einfiihrung des digitalen Euros als Erganzung zum Bargeld und zum
Buchgeld der Geschaftsbanken. Der digitale Euro befordert die Digitalisierung der Wirtschaft
und ermoglicht Verbraucher*innen digitalen Zugriff auf sicheres und wertstabiles
Zentralbankgeld. Als offentliches Gut kann er einen wertvollen Beitrag zur finanziellen
Inklusion, zur Souveranitat der EU und zur Stabilitat unseres Zahlungssystems im digitalen
Zeitalter leisten.

Bankenunion vollenden

Um die klimaneutrale Erneuerung unserer Wirtschaft zu unterstlitzen, muss das Finanzsystem
resilienter werden und konsequent an den europadischen Nachhaltigkeitszielen ausgerichtet

sein. Jede Finanzierungsentscheidung ist eine Entscheidung Uber die Wirtschaft der Zukunft

und muss deshalb auch mit unseren Verpflichtungen aus dem Pariser Klimaabkommen kompatibel
sein.

Der Bankensektor ist in der EU zentral fur die Finanzierung der Investitionen von
Unternehmen und Blrger*innen in die Modernisierung unserer Wirtschaft. Eine weitere
Bankenkrise kdnnen wir uns schon allein deshalb nicht leisten. Mit einer hohen
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Eigenkapitalquote, regelmafiigen Stresstests und der Vollendung der Bankenunion stellen wir
die Banken stabil auf. Mit einer europadischen Einlagenrlckversicherung, die den Erhalt der
Institutssicherungssysteme von Sparkassen und Genossenschaftsbanken erlaubt, einem
funktionierenden Abwicklungsregime sowie einer Trennung des Kreditgeschafts mit
Privatkund*innen vom Investmentbanking bei GroRbanken kénnen wir verhindern, dass
Kreditinstitute im Fall einer Insolvenz mit Steuergeld gerettet werden mussen. Indem wir
Banken verpflichten, die von ihnen finanzierten Emissionen schrittweise zu reduzieren,
sorgen wir dafir, dass ihr Geschaft in Einklang mit dem Ziel der Klimaneutralitat steht.

Neben den Banken mussen auch alle anderen Akteure des Finanzsektors wie Ratingagenturen,
Versicherer und Pensionsfonds Klimarisiken offenlegen und berlicksichtigen. Wir setzen uns
dabei fiir mehr Koharenz bei der europaischen Gesetzgebung ein, um unnoétige Blirokratie -
insbesondere bei kleineren Unternehmen - zu verhindern.

Die griine Taxonomie der EU ist ein Mittel, um die Finanzierung umweltvertraglicher
Wirtschaftsaktivitaten zu unterstutzen. Deshalb bleibt es falsch, Atomenergie und Erdgas als
nachhaltig einzustufen. Nachhaltigkeit ist aber komplexer als ein bindres Ja oder Nein, denn
daflr brauchen wir auch starke und innovative Zulieferer, zum Beispiel fiur E-Autos oder
Windrader, die bisher in der Taxonomie nicht erfasst sind. Das wollen wir zukunftig besser
abbilden. Wir wollen bei der griinen Taxonomie weitere Abstufungen erganzen, damit
Investitionen in den Ubergang in eine nachhaltige Wirtschaft ausreichend finanziert werden.
Es sollen zukiinftig auch soziale Aspekte beriicksichtigt werden.

Grine Geldanlagen sind im Mainstream angekommen, denn viele Menschen wollen sich an
Zukunftsbranchen beteiligen und dabei auch das Klima schiitzen. Die Finanzaufsicht hat mit

dem schnellen Wachstum nachhaltiger Finanzprodukte jedoch nicht Schritt gehalten. Um das
Vertrauen der Anleger*innen zu festigen, wollen wir deshalb die europaischen
Finanzaufsichtsbehorden mit weitreichenden Kompetenzen gegen Greenwashing ausstatten und ein
staatliches Labelsystem fiir nachhaltige Geldanlagen einfihren. Verbraucher*innen sollen

Klarheit haben, welchen Beitrag ein Finanzprodukt zur klimaneutralen Modernisierung unserer
Wirtschaft leistet.

Wir wollen die Kapitalmarktunion zu einem Erfolg machen. Hierflir miissen wir das Vertrauen
der Sparer*innen zuriickgewinnen. Denn Interessenkonflikte durch Provisionen haben dafir
gesorgt, dass Sparer*innen viel zu oft teure, riskante oder unpassende Finanzprodukte
verkauft wurden. Wir wollen, dass Provisionen in der Finanzberatung mittelfristig keine

Rolle mehr spielen und jedem den Zugang zu unabhangiger provisionsfreier Beratung
ermdglichen. Nur so kénnen wir die Potenziale der Kapitalmarktunion fir alle zugdnglich
machen.

4. Steuergerechtigkeit

Steuerhinterziehung bekampfen

Die Finanzierung unseres demokratischen Gemeinwesens hangt davon ab, dass alle ihren fairen
Beitrag leisten - fur Schulen und Kinderbetreuung, flr Krankenhauser, fur eine gute Bus- und
Bahninfrastruktur. Mutige Whistleblower*innen und unabhangige Medien haben in den letzten
Jahren eine ganze Reihe internationaler Steuerskandale aufgedeckt. Sie haben belegt, wie
Superreiche und viele GroRunternehmen Steuertricks nutzen, um Gewinne in Niedrigsteuerlander
zu verschieben: Uber Steuerschlupflocher, Briefkastenfirmen und Steueroasen bis hin zu
Steuerbetrug. Diese Praktiken walzen die Steuerlast auf die Blrger*innen und besonders

kleine und mittlere Unternehmen ab, die rechtmafiig ihre Steuern zahlen. Schatzungen zufolge
verursacht Steuermissbrauch EU-weit Verluste von jahrlich mehr als 170 Milliarden Euro.
Steuerbetrug und Steuerhinterziehung sind haufig grenziiberschreitende Probleme. Die EU kann
hier einen wirkungsvollen Beitrag zur Bekampfung leisten.
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Auch im Kampf gegen Steuervermeidung, die beispielsweise durch Verlagerung von Gewinnen in
Steueroasen geschieht, wollen wir weiter voranschreiten. Es braucht strengere Kriterien, um
sicherzustellen, dass die EU-Liste der Steueroasen wirklich vollstandig wird. So fehlen

aktuell namhafte Steueroasen wie beispielsweise Singapur. Lander mit einem Steuersatz von
null Prozent missen automatisch auf der EU-Liste der Steueroasen landen, wie beispielsweise
Bermuda oder die Cayman Islands. Entscheidungen daruber, welches Land auf die Liste gesetzt
wird, mussen transparent, nach einheitlichen Kriterien und unparteiisch getroffen werden.

Ebenso wollen wir die grenzuberschreitende Zusammenarbeit der Steuerbehoérden wesentlich
verbessern, um den EU-weiten Austausch steuerrelevanter Informationen zu starken. Wir
begrufRen, dass dabei nun ebenfalls Kryptoassets voll erfasst werden sollen.

Wir werden den Missbrauch von Briefkastenfirmen angehen, also Firmen, die nur existieren, um
Steuern zu hinterziehen oder zu verlagern. Wir fordern die Mitgliedstaaten auf, den

entsprechenden Vorschlag der EU-Kommission schnell und ohne ihn abzuschwdchen anzunehmen -
die EU wadre mit dieser Gesetzgebung weltweit Vorreiterin.

Quellensteuern senken das Risiko von Steuerhinterziehung und -umgehung, wie es sich beim
Cum-Ex- und Cum-Cum-Skandal gezeigt hat, sowie die Gewinnverlagerung in Niedrigsteuerlander.
Wir unterstutzen daher die Plane der EU-Kommission zur Einfihrung eines EU-weiten Systems

fur die Quellensteuer auf Dividenden und Zinszahlungen und setzen uns fir einen weiteren
Schritt ein - einen EU-weiten Quellensteuer-Mindestsatz. International missen wir das

Problem von Quellensteuern auf Auslandszahlungen in Drittlandern aufierhalb der EU angehen.

Steuerdumping beenden

Der Flickenteppich nationaler Steuervorschriften und der Steuerwettbewerb zwischen den EU-
Mitgliedstaaten bei den Kdrperschaftssteuersatzen erschweren faire Wettbewerbsbedingungen im
Binnenmarkt. Um dem entgegenzuwirken, muss die Steuergesetzgebung Schritt halten mit neuen
Geschaftsmodellen, die internationaler, komplexer und digitaler geworden sind. So

profitieren die grofien Digitalunternehmen mit ihren immateriellen Gitern (wie Daten, Wissen
oder Algorithmen) davon, dass Unternehmensgewinne am Ort einer physischen Niederlassung oder
Fabrik besteuert werden und nicht beispielsweise dort, wo die Nutzer*innen digitaler Dienste
verortet sind. Wir wollen verhindern, dass der Backerladen um die Ecke einen deutlich

hoheren Steuersatz zahlt als ein internationaler GroRkonzern. Alle Unternehmen mdssen ihren
gerechten Anteil zur Finanzierung des Gemeinwohls beitragen.

Auf dem Weg zu einer fairen und effektiven Unternehmensbesteuerung in Europa ist ein grofRer
Schritt genommen worden: Die EU hat sich - infolge eines Durchbruchs auf Ebene der
Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) - endlich auf eine
Mindestbesteuerung grofder multinationaler Unternehmen von 15 Prozent geeinigt. Damit konnen
sie sich einem Mindeststandard an Besteuerung nicht mehr entziehen. Die Umsetzung in den
Mitgliedstaaten und der Vorschlag der EU-Kommission fur einen neuen EU-Rahmen zur
Unternehmensbesteuerung (BEFIT) missen nun folgen. Die Einigung auf die Mindestbesteuerung
ist ein zentraler Schritt bei der Reform des internationalen Steuersystems. Er reicht aber

noch nicht aus, damit die groen Digitalunternehmen, der E-Commerce oder multinationale
Unternehmen in Europa fairer besteuert werden. Sollten bei den auf OECD-Ebene aktuell
stockenden Verhandlungen in diesem Bereich keine Fortschritte absehbar sein, sollte die EU-
Kommission vorschlagen, wie dieses Ziel europaisch weiterverfolgt werden kann.

Steuertransparenz ist ein wirkungsvolles Instrument, da es Steuerdumping fur alle sichtbar
macht. Die Einigung auf die offentliche landerbezogene Steuerberichterstattung von
Grofdunternehmen im Jahr 2021 war in diesem Sinne ein Meilenstein. Wenn grofée Unternehmen
offenlegen, wie viel Steuern sie in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten zahlen, fihrt das zu

einer besseren Kontrolle ihrer Steuerpraktiken. Aber es werden noch nicht alle Lander

erfasst. Wir werden darauf hinarbeiten, die im Gesetz verankerte Klausel zur Uberpriifung der
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Richtlinie zu nutzen, um die Richtlinie zu verbessern und eine weltweite Aufschlisselung
relevanter Steuerdaten zu erreichen. Um einen zerstorerischen Steuerwettbewerb zwischen den
EU-Mitgliedstaaten zu verhindern, braucht es dariiber hinaus ein klares Rahmenwerk der EU fur
Steuerbeglinstigungen, die einzelne Mitgliedstaaten Unternehmen gewahren konnen.

Gemeinwesen solidarisch finanzieren

Steuergerechtigkeit hei3t, dass hohe Vermogen und Milliardengewinne von Unternehmen einen
fairen Beitrag leisten mussen, um das Gemeinwesen solidarisch zu finanzieren, Klimaschutz
und Nachhaltigkeit zu fordern und soziale Ungleichheit abzubauen. In der ganzen EU hat die
starke Ungleichverteilung und Konzentration insbesondere von Vermdgen weiter zugenommen.

Um diese Probleme adressieren zu konnen, muss die EU auch in der Steuerpolitik

handlungsfahig sein. Vorstofle gegen Steuerdumping und Steuerflucht werden immer wieder durch
Vetos einzelner EU-Mitgliedstaaten verhindert. Wir wollen die bestehenden Mdoglichkeiten der
Vertrdge ausschopfen, qualifizierte Mehrheitsentscheidungen zu treffen. Perspektivisch

eréffnet die Uberwindung des Einstimmigkeitsprinzips grokeren gemeinsamen
Handlungsspielraum.

Infolge des russischen Kriegs in der Ukraine erzielten Ol- und Gaskonzerne durch hohe
Energiepreise extrem hohe Zufallsgewinne. Diesen unverhaltnismafiigen Gewinnen einiger
Krisengewinner stehen Hochststande bei der Armut gegenuber, die durch sprunghaft gestiegene
Lebenshaltungskosten noch verstarkt wurden. Dass sich die EU in dieser Situation auf eine
Ubergewinnsteuer geeinigt hat, durch die die groBen Energiekonzerne einen Krisenbeitrag an
die Gesellschaften zuriickgeben, ist ein groBer Erfolg. Ein Teil der gegenwartigen Inflation
wurde durch Uberzogene Profite verursacht und ist nicht durch gestiegene Produktionskosten
gerechtfertigt. Wir fordern, das Instrument der Ubergewinnsteuer auch fiir andere Bereiche

fest zu verankern, um in 6konomischen Sondersituationen die o6ffentlichen Haushalte zu
entlasten. Schlupflocher wie das Kleinrechnen von Gewinnen Giber mehrere Geschaftsjahre oder
die Gewinnverlagerung ins Ausland mussen geschlossen werden. Unternehmen, die in erneuerbare
Energien reinvestieren, sollten eine Gutschrift erhalten.

5. Innovationskraft und Biirokratieabbau

Europaische Forschung an der Weltspitze verankern

Fir die groRen technologischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Herausforderungen
unserer Zeit brauchen wir das geblindelte Wissen unseres gesamten Kontinents und darlber
hinaus. Deswegen ist eine europadische Wissenschafts- und Forschungspolitik, die Menschen und
Institutionen aus ganz Europa verbindet und sie bei der Entfaltung einer freien Forschung
unterstutzt, ein Schlusselelement fur eine Zukunft in Freiheit und Wohlstand. Wir wollen,

dass die nachsten grofien Durchbriiche fir eine komfortable und klimafreundliche Mobilitat,

fur Hochleistungsrechner oder ein Medikament gegen Krebs oder Alzheimer in Europa erdacht
und produziert werden.

Im Zentrum steht dabei das Programm Horizont Europa, das die Forschungsaktivitaten der EU
bundelt. Es ist ein hochst erfolgreiches und bei Antragstellerinnen sehr beliebtes
Forderprogramm, das weltweit seinesgleichen sucht. Wir wollen seinen Umfang im nachsten
europaischen Finanzrahmen ausbauen.

Europaische Forschungspolitik muss die freie Grundlagenforschung ebenso wie die missions-
und anwendungsorientierte Forschung beinhalten. Zentral dafir ist die Klimaforschung, fiir

die wir im laufenden Zyklus von Horizont Europa eine feste Quote von 35 Prozent fur die
europaische Klimaforschung verankern konnten. Wir treten fur eine gut ausgestattete
Grundlagenforschung ein — etwa im European Research Council, der Exzellenzforschung par
excellence. Die fir Forschende so wichtige Marie-Sktodowska-Curie-Mobilitatsforderung wollen
wir verstetigen. Wir machen uns auch weiterhin dafiir stark, dass Sozial- und
Geisteswissenschaften (SSH) einen festen Platz in der EU-Forderkulisse bekommen, denn sie
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sind von hoher Bedeutung fir lebendige und resiliente Kultur, Gesellschaft und Demokratie.
Open Science, also das Prinzip, dass Forschungsergebnisse frei zuganglich sein sollen,
wollen wir als Prinzip von Horizont Europa weiterhin starken.

Horizont Europa ist bereits mit vielen Partnerlandern weltweit verbunden, was den
Wissensaustausch fordert. Wir haben aber fir unsere Forschenden den Anspruch: Horizont
Europa muss noch internationaler werden und weitere Partnerlander einbinden.

Aus Ideen Wohlstand machen

Fur die wirtschaftliche Zukunft Europas sind Innovationen von entscheidender Bedeutung. Wir
wollen sie auf ihrem Weg vom Labor in die Praxis unterstiitzen. Innovationen sind als
Wachstumskeime ein entscheidender Baustein fur den wirtschaftlichen Erfolg von morgen.

Aufbauend auf der Grundlagenforschung gestalten wir eine missionsorientierte Forschung, die
uns dabei hilft, die grof’en Herausforderungen unserer Zeit anzugehen: Wir brauchen
beispielsweise einen schnelleren Roll-out der erneuerbaren Energien, effektive Behandlungen
fur Krebs, smarte digitale Losungen fir Klima, Energie und Mobilitat und nicht zuletzt

soziale Innovationen, um kluge Konzepte umzusetzen. Die Missionen von Horizont Europa sollen
sich weiterhin insbesondere am Green Deal orientieren. Um sie umzusetzen, wollen wir
Hochschulen, Institute, Zivilgesellschaft, Start-ups und die Industrie zusammenbringen.

Innovationspolitik ist ein entscheidender Teil unserer aktiven Wirtschafts- und
Industriepolitik. Wir wollen die Programmbestandteile von Horizont Europa so ausbauen, dass
sie schnell und dynamisch die besten Ideen auf dem Weg zu ihrer Umsetzung unterstitzen.

Dafur soll die EU auch verstarkt regionale Innovationsékosysteme unterstiitzen und dabei

neben den Universitaten die Hochschulen fur angewandte Wissenschaften bzw. Fachhochschulen
in den Blick nehmen. Bislang profitieren diese von der EU-Férderung hdufig nicht im selben
Mafde wie Universitaten, sind aber besonders in der anwendungsnahen Forschung sehr stark.
Solche Cluster von Forschung, Lehre und Anwendung sind zentral, um Innovationen zu fordern,
sichtbar zu machen und vor Ort klimaneutralen Wohlstand zu schaffen.

Die bestehenden Instrumente wollen wir handhabbarer und schneller machen. Dies gilt
beispielsweise fur die Wissensgemeinschaften (KIC), die sich besonders der

Nachwuchsausbildung widmen, zum Beispiel in Master- oder Weiterbildungsprogrammen. So kdnnen
wir dafir sorgen, dass wir moglichst vielen eine Chance geben, sich in die Zukunftsbranchen
einzubringen.

Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Entscheidungen sind auch in diesem relevanten
Bereich von grofier Bedeutung: Die Kommission hat eine Vielzahl von offentlich-privaten
Partnerschaften geschaffen, die EU-Gelder gemeinsam mit der Industrie verwalten. Wir mochten
hier eine Transparenzinitiative starten und sicherstellen, dass Hochschulen,

Forschungsinstitute und Griinder*innen starker von diesen Forderinstrumenten profitieren.

Mit Europdischen Start-ups durchstarten

Eine innovative Unternehmenslandschaft braucht ein lebendiges Griindungsgeschehen. Hier
entstehen die erfolgreichen Geschaftsmodelle von morgen. Daflir muss Griinden schneller und
einfacher werden. Wir setzen uns dafir ein, dass bisher weniger aktive Mitgliedstaaten
beispielsweise von Estland, dem europdischen Vorreiterland fur Start-ups, lernen konnen.

Wir brauchen in der Kommission eine klare Zustandigkeit fur Start-ups, damit der Know-How-
Transfer in der EU besser koordiniert und eine Strategie fUr das europaische
Grundungsgeschehen erarbeitet wird.

Wir wollen sicherstellen, dass es in jedem Mitgliedsland One-Stop-Shops gibt. Dort finden
Griinder*innen Begleitung und Beratung aus einer Hand. Einen Uberblick tber alle
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Forderprogramme fir Grinder*innen soll ein digitaler Kompass bieten. Mit einem Klick ohne
Umwege zur Antragstellung - das ist unser Ziel.

Die European Tech Champions Initiative, die die Bundesregierung gemeinsam mit anderen EU-
Mitgliedstaaten ins Leben gerufen hat, ist ein wichtiger Baustein, um Start-ups in der
Wachstumsphase besser zu unterstiitzen. Erganzend wollen wir regelmafige europdische Matching
Hubs ins Leben rufen, die private Investor*innen mit Griinder*innen an einen Tisch bringen,

eine Messe flr Geschaftsmodelle der Zukunft.

Mittelstand fordern

Die Innovationsfahigkeit und die Tatkraft der KMU und des Handwerks sind Motor der
europaischen Wirtschaft. Diese Unternehmen werden im Verhaltnis besonders stark durch die
Einfuhrung neuer Regelungen belastet. Um sie zu unterstutzen, wollen wir KMU-Tests
verbessern und konsequent anwenden, mit denen neue Gesetze auf ihre Auswirkungen auf KMU
Uberprift werden. Wir setzen uns zusatzlich fiir angemessene Ausnahmen und Ubergangsfristen
fur KMU in neuen Gesetzen ein. Durch vereinfachte Antragsverfahren erleichtern wir den
Zugang von KMU zu Forder- und Investitionsprogrammen der EU. Mithilfe von festgelegten KMU-
Quoten stellen wir sicher, dass diese Programme ihnen auch tatsachlich zugutekommen. Die
Forderlandschaft in der EU werden wir vereinheitlichen und starker mit nationalen
Forderinstrumenten verzahnen.

Manche Gesetzesvorschriften erweisen sich als mittlerweile tUberholt, andere in der Praxis
als untauglich. Wir setzen uns fiir eine regelméagige Uberpriifung aller Regulierungen ein, um
burokratische Anforderungen zu vereinfachen und Vorschriften, die ihr Ziel verfehlen, wieder
zu streichen. Beispielsweise wollen wir die Meldepflicht bei touristischen Ubernachtungen
und die Al-Bescheinigungen durch einen praktikableren Ansatz ersetzen.

Ein zentrales Mittel fur den Burokratieabbau ist die Digitalisierung der Verwaltung. Dadurch
konnen viele Behdrdengange entfallen, der Datenaustausch automatisiert und Antrage leichter
gestellt werden. Verwaltungsleistungen sollen so weit wie moglich digital erfolgen.
Verfahrensstande sollen online einsehbar werden. Durch eine starkere Vernetzung von
europaischen und nationalen Behorden soll das Once-Only-Prinzip eingeflhrt werden, damit
Daten kunftig nur noch einmal bei Unternehmen abgefragt werden, um sie dann im Rahmen der
datenschutzrechtlichen Vorgaben und innerhalb der Behdrden austauschen zu kdnnen. Die
Schriftformerfordernis in Verwaltungsverfahren wollen wir weitgehend abschaffen.

6. Digitale Souveranitat

Europa digital fit machen

Digitalisierung liefert einen Schlissel fur zentrale Herausforderungen unserer Zeit. Sie
erlaubt es, grundlegende Lebensbereiche wie Verkehr, Bildung, Gesundheit oder Energie vollig
neu zu denken. Damit bietet sie enorme Chancen fur die wirtschaftliche Entwicklung und fur
die Vereinfachung vieler Aufgaben fir alle - von lastigen Verwaltungsgangen Uber das
Management von Lieferketten in der Industrie bis hin zur Erforschung und Therapie schwerer
Krankheiten. Wir wollen sie als Grundlage eines fairen, dezentralen, hoch vernetzten und
resilienten Wirtschaftssystems gestalten.

Auch im digitalen Bereich erleben wir einen Systemwettbewerb - zwischen einer
emanzipatorischen Digitalisierung, die Burger*innen befahigt und Freiheit starkt, und einer
Digitalisierung, die entmiindigt und Uberwachung fordert. Europa muss sich in diesem
Wettstreit selbstbewusst positionieren. Wir wollen deshalb die digitale Souveranitat Europas
sichern, starken und ausbauen.

Basis einer digitalen europdischen Souverdnitdt ist unter anderem eine resiliente und
klimafreundliche Infrastruktur, zu der Breitbandnetze, Mobilfunknetze, Knotenpunkte,
Rechenzentren und die Verlasslichkeit sensibler Lieferketten zahlen. Wir wollen vermehrt die
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es1  Entwicklung und Produktion von Infrastrukturkomponenten in Europa vorantreiben, seien es
662 Halbleiter oder Mobilfunktechnik. Dabei kdnnen wir auf starke europaische Unternehmen in
663 verschiedenen Sektoren der Digitalisierung aufbauen. Die Anbindung an die globale

664 Netzinfrastruktur, ob bei Unterseekabeln oder Knotenpunkten, wollen wir mit starken

665 europaischen Akteuren gestalten.

e66 Digitalisierung voranzutreiben, heifdt auch, sie in politischen Vorhaben mitzudenken. Wir

67 wollen die digitale Umsetzung von Gesetzesvorhaben bereits im legislativen Prozess

e berlcksichtigen. Damit kdnnen staatliche Dienstleistungen schneller und effizienter erbracht

es0 werden. Vor allem kann die Digitalisierung der Verwaltungsprozesse helfen, politische Regeln

670 — vom Grenzausgleichsmechanismus CBAM bis zum Datenschutz - in der wirtschaftlichen Praxis
en1 handhabbar zu machen.

62 Die rasanten Fortschritte in der Entwicklung und Anwendung von Kl stellen eine riesige

e73 Chance flr viele Lebensbereiche dar. Sie kann dem Menschen dienen, unser Leben vereinfachen
674 und unseren Wohlstand mehren, sie kann Prozesse in Alltag, Wissenschaft, Verwaltung und

ers  Wirtschaft verandern und vereinfachen. Moderne Kl-gestutzte Verfahren kdnnen beispielsweise
e76 dabei helfen, den Einsatz von Wasser sowie Pestiziden zu verringern und gleichzeitig den

677 Ernteertrag erhohen. Sie schonen die Umwelt und erhéhen die Wirtschaftlichkeit. Wir wollen

e7s Kl nach unseren gemeinsamen Werten einsetzen. Mit dem Kl-Gesetz macht Europa einen grof3en
670 Schritt in diese Richtung, der weltweit wahrgenommen und genau beobachtet wird. Wir wollen
es0 diese Potenziale gestalten und nutzbar machen, dazu gehdren die bessere Verfligbarkeit von

es1  Daten und die Unterstutzung bei Forschung und Transfer.

62 Mit datensparsamen und nachhaltigen technologischen Losungen sowie mit Open-Source- und
63 Open-Data-Losungen schaffen wir europdische Standortvorteile.

esa  Wir wollen okologische Standards in der IT international etablieren,

ess Nachhaltigkeitsstandards fur Softwaredesigns entwickeln und implementieren sowie

es6 energieintensive Rechenzentren klimaneutral betreiben lassen. Fur Software und vernetzte
es7 Gerdte muss ,Sustainability by Design” die Regel sein; fir KI, Cloud-Plattformen, Browser,
ess Suchmaschinen, digitale Marktplatze und soziale Netzwerke muss die EU

ss0 Nachhaltigkeitsstandards entwickeln. Dazu fordern wir einen Digital Sustainability Act, ein
600 europaisches Gesetz, das die Innovationskraft des Sektors fir Informations- und

s01  Kommunikationstechnologie fur Nachhaltigkeit optimiert. Eine Abwarmeinfrastruktur von
62 Rechenzentren wollen wir in die europdische Energieinfrastruktur integrieren.

603 Daten rechtebasiert nutzen

e« Daten und die Verarbeitung von grof3en Datensdtzen sind die Grundlage fur zahlreiche

605 innovative Technologien und besonders der KI. Die kluge Nutzung von Daten leistet einen

e Wichtigen Beitrag dazu, unser Zusammenleben zu bereichern und zahlreiche gesellschaftliche

607 Probleme anzugehen sowie wirtschaftliches Wachstum zu fordern, Ressourcen zu schonen und die
e0s  Wissenschaftliche Forschung voranzubringen.

600 Die Entwicklung von Kl und der Erfolg europaischer KI-Modelle hangen vor allem an der

70 Verflgbarkeit von Daten. Wir wollen nicht personenbezogene Daten rechtebasiert besser

71 nutzbar und leichter zuganglich machen. Wir haben dazu beigetragen, dass dieses Prinzip bei

702 der Gesetzgebung zur Nutzung und dem verbesserten Austausch von Daten zwischen Unternehmen
703 im Rahmen der Datenstrategie umgesetzt wurde. Projekte wie die Smart City Barcelona kénnen

704 ein Vorbild sein, wie Daten verfiigbar gemacht werden und Forschung sowie Innovation

705 vorangetrieben werden.

706 Die EU hat mit der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) den Datenschutz in den vergangenen
707 Jahren weltweit stark gepragt und globale Mafdstabe bei der Regelung des Schutzes von
708 personenbezogenen Daten gesetzt.
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Die Durchsetzung der Regeln in den Mitgliedstaaten ist allerdings unterschiedlich. Wahrend

in Deutschland Entburokratisierung und mehr Rechtssicherheit nétig sind, miissen die Regeln
gegenlber den internationalen Digitalkonzernen mit Sitz in anderen Mitgliedstaaten genauso
konsequent durchgesetzt werden. Gerade die Big-Tech-Unternehmen haben sich aufgrund der
laxen Durchsetzung in den letzten Jahren Wettbewerbsvorteile verschaffen kdnnen, die fur

alle Wirtschaftsbereiche und insbesondere im Bereich Werbung, soziale Netzwerke und KI
entscheidend sind. Deshalb muss die Europdische Kommission fur eine einheitliche und
konsequente Durchsetzung der DSGVO sorgen, um die Grund- und Birger*innen-Rechte wirksam zu
schitzen sowie gleiche Wettbewerbsbedingungen fir alle Unternehmen zu schaffen, die eine
Sonderbehandlung von GroRkonzernen gegeniber KMU ausschliefien.

Durch die Digitalisierung des Datenschutzes sehen wir weitere Mdglichkeiten, Nutzer*innen in
der Durchsetzung ihrer Anspriiche zu unterstitzen, KMU die Umsetzung zu vereinfachen und
allseitige Rechtssicherheit zu schaffen. Dariiber hinaus erleichtert der Ansatz es

Blrger*innen, ihre Daten fir Forschungszwecke zu spenden und so die fur KI-Modelle
notwendigen Datenpools zu erzeugen.

Digitale Standards setzen

Vertrauen und Verlasslichkeit sind fiir Verbraucher*innen und Unternehmen das A und O einer
erfolgreichen Digitalisierung. Dieses Vertrauen wird durch gemeinsame Standards gefordert
und gewahrleistet. Daher treten wir fir faire, offene und resiliente digitale

Regelungsrahmen ein. Unser besonderes Augenmerk richtet sich auf die notwendige
Investitionssicherheit fir europaische Unternehmen, insbesondere KMU. Denn nur klare und
verlassliche Regeln stellen innovative, vertrauenswirdige und somit erfolgreiche
Wirtschaftsraume sicher. Mit dem Digitale-Dienste-Gesetz (DSA) und dem Digitale-Markte-
Gesetz (DMA) haben wir in der EU dazu wichtige Schritte getan. Die Vollendung des digitalen
Binnenmarktes kann Europa dabei helfen, global wettbewerbsfahig zu sein.

Ein wesentlicher Schlussel erfolgreicher Digitalpolitik liegt in der Interoperabilitat:

Europas digitale Systeme mussen die gleiche Sprache sprechen. Interoperabilitat bezeichnet
die Fahigkeit von IT-Systemen, Uber die Grenzen von Unternehmen, Behdrden und
Forschungseinrichtungen hinweg Geschaftsprozesse abzuwickeln - vollautomatisch, ohne
manuelle Zuarbeiten. Das erfordert die Standardisierung gemeinschaftlicher
Softwareschnittstellen, spezifisch fir jeden Anwendungsfall. Auf diese Weise konnen
Einzelpersonen, Firmen, Forschungseinrichtungen und Nichtregierungsorganisationen (NGOs)
gleichermafen miteinander Transaktionen ausfihren.

Die Erfahrung zeigt, dass Standardisierung innovativen Technologien zum Durchbruch verhelfen
kann. Beispiele dafir sind das World Wide Web oder der digitale Mobilfunk (GSM).
Interoperabilitat durchbricht Monopolstellungen, eréffnet damit Wirtschaftsraume und
milliardenschwere Markte, die vor allem den kleinen und mittleren Unternehmen aus Europa
riesige Chancen bieten.

Die EU hat mit dem European Interoperability Framework (EIF) einen ersten
Kristallisationspunkt geschaffen, an dem wir ansetzen: In verschiedenen Gruppen erarbeiten
Vertreter®innen unterschiedlicher Interessensgruppen die standardisierten IT-Schnittstellen
(Profile) fur den jeweiligen Anwendungsfall.

Das Erarbeiten dieser Standards muss demokratisch legitimiert sein. Willkirlichen Konsortien
internationaler Grofdunternehmen fehlt es daran. Wir wollen die Standardisierung daher ebenso
fur Entwickler*innen, die Zivilgesellschaft und kleine und mittlere Unternehmen 6ffnen.

Damit alle unter gleichen Voraussetzungen an dieser Gestaltung mitwirken kdnnen, muss ihr
Engagement vergutet werden. Wir sehen es als zentrale Aufgabe der EU, Uber diese
demokratische Governance zu wachen sowie flr Planungs- und Investitionssicherheit zu sorgen.
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Die EU kann daruber hinaus durch die Macht der offentlichen Hand als Kundin einen
entscheidenden Beitrag dazu leisten, diese Standards am Markt durchzusetzen.

Verbraucherschutz digitalisieren

Die zunehmende Relevanz von Software und digitalen Plattformen muss sich im
Verbraucher*innenschutz widerspiegeln. In den vergangenen Jahren hat die EU hier bedeutende
Fortschritte gemacht. Mit dem DSA und dem DMA haben wir in Europa die Grundsteine gelegt, um
klare Regeln im Internet zu schaffen und Wettbewerb wiederherzustellen. Die Big-Tech-
Konzerne mussen nun regelmafdig das Risiko bewerten, das ihre Algorithmen fir die
Gesellschaft darstellen - und wo nétig Gegenmaftnahmen vorschlagen. Auf unseren Druck hin
erhalten Wissenschaftlerinnen und NGOs Zugang zu den Daten der Plattformen, um deren
Wirkungsweise zu erforschen und offentlich zu machen. Diese Regeln gilt es jetzt, in
Deutschland und Europa konsequent durchzusetzen und aufgrund der durch Datenzugange
gewonnenen Erkenntnisse weiterzuentwickeln. Gesetze zum Schutz von Verbraucher*innen im
digitalen Raum mussen durchgesetzt und angewendet werden; hierzu wollen wir auf nationaler
und europdischer Ebene die Verbraucherschutzstellen starken. Die Regulierung digitaler
Plattformen muss die Dominanz grofRer digitaler Marktplatze starker in den Blick nehmen.
Immer starker kommt es in diesem Zusammenhang auch zu Grundrechtsverletzungen dieser
Plattformen, wenn Nutzer*innen grundlos gesperrt werden.

Wir wollen flr faire Wettbewerbsbedingungen sorgen, die KMU gute Zugange bieten und
Verbraucher*innen nicht unbegrenzter Marktmacht aussetzen. Es muss gewahrleistet sein, dass
diese ihre Produkte zu fairen Bedingungen online handeln konnen. Daflur werden wir
notigenfalls das Wettbewerbsrecht nachscharfen. Wir wollen die Rechte von Nutzer*innen auf
digitalen Kommunikationsplattformen starken. Interoperabilitat hilft dabei: Plattformen

sollen miteinander kommunizieren konnen, sodass Nutzer*innen unterschiedlicher Dienste
miteinander in Austausch treten konnen. Das Umziehen von Daten wird dadurch maoglich und
verbessert, damit Nutzer*innen beim Verlassen von Plattformen darauf zurlickgreifen konnen.

7. Kreislaufwirtschaft

Abhangigkeiten bei Rohstoffen reduzieren

Sie stecken im E-Auto auf der StraRe oder im Solarpanel auf dem Dach: Fiir eine klimaneutrale
Wirtschaft, die notigen Technologien und Produkte brauchen wir Rohstoffe. Laut
Internationaler Energieagentur (IEA) wird sich der Bedarf an metallischen Rohstoffen allein
fur griine Energietechnologien bis zum Jahr 2040 vervierfachen, um die Ziele des Pariser
Klimaabkommens zu erfillen. Ein grofder Teil dieser Rohstoffe wird derzeit in Landern des
Globalen Stidens abgebaut - und in der Volksrepublik China in Schmelzen und Raffinerien
weiterverarbeitet. Deutsche und europadische Unternehmen sind bei einer Reihe von Metallen zu
75 bis 100 Prozent auf Importe angewiesen. Da mit China derzeit ein einziges Land die
zentrale Stellung in der Rohstofflieferkette einnimmt, muss Europa seine Rohstoffquellen
diversifizieren, um die eigene Unabhangigkeit zu sichern. Wir setzen uns deshalb fur die
Grindung einer europdischen Rohstoffagentur sowie flir regelmafige und verpflichtende
Stresstests flir betroffene Unternehmen ein, um die Rohstoffsicherheit der europaischen
Wirtschaft zu gewahrleisten.

Mit dem EU Critical Raw Materials Act (CRMA) haben wir einen grofen Schritt fiir mehr
Rohstoffsicherheit gemacht. Das Ziel des CRMA ist, dass nicht mehr als 65 Prozent der
Importe kritischer Rohstoffe aus einem einzigen Drittstaat kommen diirfen. Unser Ansatz der
Diversifizierung basiert auf verschiedenen S3ulen: die Reduktion des Rohstoffverbrauchs und
die Umsetzung einer effektiven Kreislaufwirtschaft, die Substitution besonders knapper
Rohstoffe, die Verwendung und Weiterverarbeitung heimischer Rohstoffe in der EU sowie die
Umsetzung einer nachhaltigen Rohstoffauienpolitik, die auf die Ausweitung der
partnerschaftlichen Kooperationen mit Landern weltweit setzt und dabei ambitionierte
Nachhaltigkeitsziele verfolgt.
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Zirkular wirtschaften

Der kluge Umgang mit Ressourcen ist eine der zentralen Voraussetzungen fir eine
wettbewerbsfahige Wirtschaft. Kreislaufwirtschaft ist im Mainstream angekommen und wir
machen sie zum europdischen Erfolgsmodell. Der grofite Beitrag zur Rohstoffsicherheit ist das
Einsparen von knappen Rohstoffen und ihre wiederholte Nutzung. Die Kreislaufwirtschaft
verfolgt das Ziel, dass Materialien und Produkte so lange wie moglich geteilt, geleast,
wiederverwendet, repariert, aufgearbeitet und recycelt und Abfalle auf ein Minimum reduziert
werden. Das beginnt schon beim Entwerfen von neuen Produkten. Deshalb wollen wir eine
ressourcenschonende, langlebige und umweltfreundliche Gestaltung im Sinne eines ,Designs for
Recycling” unterstiitzen. Es ist gut, dass die Okodesign-Richtlinie nun auch in diesem Sinne
weiterentwickelt wird. Verbrauchsguter sollen strengere Mindestkriterien erflllen, um Klima
und Ressourcen zu schonen. Produzenten mussen den gesamten Lebenszyklus ihrer Produkte in
den Blick nehmen, damit neben der Produktion auch die Verwendung und die Verwertung
maoglichst nachhaltig sind. Wir setzen auch auf die nachhaltige Nutzung des bestehenden
Gebdudebestands und den Einsatz modularer Bauweisen.

Viel zu oft landet zum Beispiel die Waschmaschine auf dem Miill, weil es einfacher und
glnstiger ist, sie neu zu kaufen, als sie reparieren zu lassen. So werden Ressourcen unnotig
verbraucht und in der EU jahrlich 35 Millionen Tonnen Abfall aus noch gebrauchsfahigen Waren
verursacht. Flr eine Gesellschaft ohne Mull wollen wir das Recht auf Reparatur, eine Pflicht

zur Bereitstellung von Ersatzteilen und die Zerstérung von Neuwaren minimieren. Auch das
Zerstoren zurlickgeschickter Waren aus dem Onlinehandel soll so bald ein Ende haben.

Noch immer verlieren wir wertvolle Rohstoffe zur Produktion von Waren aufgrund lickenhafter
Regeln. Illegalen Abfallexporten wollen wir durch eine konsequente Umsetzung der neuen
Abfallverbringungsverordnung den Riegel vorschieben. Wir setzen uns dafir ein, dass
Plastikmullexporte in Drittstaaten ganzlich beendet werden.

Fir die Erhdhung der Versorgungssicherheit in der EU brauchen wir einen europaischen Ansatz,
damit wir die Rohstoffquellen und -verarbeitungskapazitat auf unserem Kontinent effektiv
nutzen kénnen. Dazu gehort auch der heimische Bergbau von knappen Rohstoffen und die
Starkung der Weiterverarbeitungskapazitaten in der EU. Wir werden uns daflir einsetzen, dass
die EU dies unter Einhaltung von hohen Nachhaltigkeits- und Menschenrechtsstandards
ambitioniert voranbringt.

Doch Rohstoffquellen gibt es nicht nur unter der Erde: In unseren Hausern, Infrastrukturen,
aber auch in unseren Deponien und Halden liegen Rohstoffquellen, die wir bislang nicht
ausreichend erschlossen haben. Deshalb wollen wir eine konsequente Wiederverwendung und
Weiternutzung von Rohstoffen durch eine zirkulare Wirtschaft fordern, die die Chancen der
Digitalisierung nutzt, sowie das sogenannte Urban Mining vorantreiben. Dadurch schaffen wir
neue Geschaftsmodelle und verringern gleichzeitig den Bedarf an knappen Primarrohstoffen.

Mehrweg- und Pfandsysteme mdchten wir europaweit vereinheitlichen und ausweiten. Wir wollen
die Sammelquoten von Batterien erhohen und insbesondere ein Ruckgabesystem fir Lithium-
lonen-Batterien einfuhren. Die Verwendung von kritischen Rohstoffen wie Lithium sollte durch
weniger kritische Mineralien ersetzt werden, etwa durch den verstarkten Einsatz von Natrium-
lonen-Batterien. Hierfir wollen wir weitere Forschungsgelder bereitstellen.

Rohstoffpartnerschaften schlief3en

Um unsere Rohstofflieferquellen aufRerhalb der EU vielfaltiger zu gestalten, setzen wir uns

fur eine nachhaltige Rohstoffaufienpolitik ein. Sie zielt darauf ab, neue und strategische
Partnerschaften im Rohstoffsektor aufzubauen und bestehende Partnerschaften zu vertiefen.
Wir unterstutzen internationale Kooperationsformate wie die Minerals Security Partnership
(MSP) und eine verstarkte Zusammenarbeit der G7 im Rahmen des Clubs fur kritische Rohstoffe.
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Daruber hinaus wollen wir partnerschaftliche Kooperationen mit rohstoffreichen Landern
weltweit vertiefen und diese bei der Um- und Durchsetzung ihrer Nachhaltigkeits- und
Menschenrechtsstandards unterstlitzen. Wir wollen Kooperationsangebote nicht nur einseitig im
europaischen Versorgungsinteresse ausrichten, sondern Partnerlandern dabei zur Seite stehen,
ihre Wertschdpfung im Rohstoffsektor zu erhdhen und sie so besser in Lieferketten zu
integrieren. Wir wollen Lander bei dieser Aufgabe Uber den Global Gateway und andere
Finanzierungsinitiativen unterstlitzen und in diesem Kontext auch den Ausbau von Transport-
und Energieinfrastruktur fordern.

8. Moderne Mobilitat

Europas Verkehrswende voranbringen

Jeder Mensch sollte die Mdglichkeit haben, in Europa sicher und bezahlbar mobil zu sein.

Damit das auch morgen noch so ist, gestalten wir ein Verkehrssystem, das klimaneutral
funktioniert. Dazu gehort, dass Menschen sich auch ohne eigenen Personenkraftwagen (Pkw)
komfortabel bewegen kdnnen. Wir brauchen gut ausgebaute Schienenwege und attraktive Ziige,
ein engmaschiges Netz an Radwegen und Radrouten, den Ausbau der E-Ladeinfrastruktur, ein
sicheres StraRennetz, klimaneutralen Flug- und Schiffsverkehr und attraktive Angebote, um
verschiedene Verkehrstrager zu kombinieren.

Eine solche Verkehrswende ist ein zentraler Baustein fir ein gutes und selbstbestimmtes
Leben im Einklang mit dem Klimaschutz - in der Stadt und auf dem Land. Wir setzen uns
deshalb daflr ein, dass das europdische Bahnnetz weiter ausgebaut wird. Insbesondere die
Wiederherstellung von Liuickenschlussen zwischen den Landern, europaischer Guterverkehr und
gute Nachtzlige haben fur uns Prioritat.

Nachtzlge sind eine komfortable und klimafreundliche Mdglichkeit, lange Strecken innerhalb
Europas zurlickzulegen, und damit eine gute Alternative zum Fliegen. Ein massiver Ausbau des
Nachtzugverkehrs ist daher geboten. Wir setzen uns deshalb fur reduzierte Trassenpreise,

eine bessere Forderung fir grenziberschreitende Zlge, fir den zigigen Ausbau der
Eisenbahninfrastruktur und insbesondere eine industriepolitische Offensive flir moderne
Schlafwagen ein.

Die Starkung von Bahn- und Fahrradwirtschaft bietet nicht zuletzt grof3e
Beschaftigungspotenziale in der Entwicklung, Produktion und Instandhaltung. Insbesondere das
industriepolitische Potenzial der Fahrradwirtschaft fur lokale, ressourceneffiziente

Produktion ist bei Weitem noch nicht ausgeschopft. Deshalb setzen wir uns fir eine
europaische Fahrradstrategie ein, die auch den Bau sicherer Fahrradwege und die Forderung
der privaten und gewerblichen Nutzung von Cargobikes umfasst.

Tickets einfach buchen

Was beim Buchen von Fligen selbstverstandlich ist, soll kiinftig auch fir alle Zugreisen in

Europa Standard sein. Mit einem anbieteribergreifenden Ticketing-System konnen wir
Buchungsplattformen in die Lage versetzen, durchgehende Fahrkarten einschliefilich Sharing-
Angeboten fur alle anzubieten. Dabei werden jeweils die giinstigsten Fahrkarten auf einfache

Weise zugdnglich gemacht. Reisende werden anschauliche und transparente Informationen zu den
Kosten, Fahrzeiten sowie zur Klimawirkung der jeweiligen Reiseoption bekommen und die fur

sie beste Option wahlen konnen. Damit Europa auf der Schiene zusammenruckt, missen Buchungen
einfacher erfolgen.

Dies sollte auch fir den Offlineverkauf von Fahrscheinen gelten. Interrailtickets sollten

leichter reserviert werden konnen. Wir wollen zum unbeschwerten Reisen einladen und deshalb
die Fahrgastrechte starken. Zum Beispiel sollen Reisende bei Zugausfall jeden beliebigen
nachsten Zug oder Bus nutzen kdnnen, auch wenn dieser von einem anderen Unternehmen
betrieben wird.
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Auch im europaweiten &ffentlichen Personennahverkehr (OPNV) soll eine konsequente Umsetzung
des Open-Data-Prinzips dafir sorgen, dass Mobilitatsangebote flr alle leicht und glinstig

nutzbar sind. Insbesondere Sharing-Modelle und die Kombination verschiedener Verkehrsmittel,
zum Beispiel E-Bike und Bahn oder Park and Ride, sollen davon profitieren. Um

klimafreundliche Mobilitat zu fordern, wollen wir Fahrgasten in neuen Zlugen die
Fahrradmitnahme ermaglichen.

Daneben wollen wir in Europa fiir das Flatrate-Prinzip im OPNV werben, das wir mit dem
Deutschland-Ticket erfolgreich im eigenen Land etabliert haben. Das Deutschland-Ticket soll
auch in der ersten Station im Nachbarland gelten, um den grenzubergreifenden Austausch zu
starken.

Antriebswende umsetzen

Damit auch morgen noch alle mobil sein konnen, wollen wir die Antriebswende zur
Klimaneutralitat beschleunigen. Dabei muss das Prinzip gelten, so viele Verkehrsmittel wie
moglich elektrisch mit erneuerbaren Energien zu betreiben. Griiner Wasserstoff und die darauf
basierenden E-Fuels sollten bevorzugt dort eingesetzt werden, wo Verkehrsmittel nicht
preiswerter elektrisch betrieben werden konnen.

Die Automobilindustrie ist ein zentraler Industriezweig in Deutschland und bietet viele
Arbeitsplatze. Wir wollen sie auch deshalb auf dem Weg der Antriebswende unterstutzen. Die
EU hat in einer historischen Entscheidung beschlossen, dass ab 2035 keine fossilen
Verbrennungsmotoren in Pkw mehr neu zugelassen werden dirfen. Nun braucht es eine
flachendeckende, intelligent vernetzte und effiziente Ladeinfrastruktur fir alle
Verkehrsmittel. Es muss ohne Probleme mdglich sein, mit einem E-Auto von Stockholm nach
Syrakus zu fahren. Um den Ubergang zur E-Mobilitdt méglichst attraktiv zu gestalten, wollen
wir aktuelle Mangel im Verbraucherschutz, zum Beispiel teure Roaming-Gebihren beim Laden
eines E-Autos, abschaffen.

Neueste Entwicklungen deuten darauf hin, dass auch der schwere Guterverkehr auf der Strafie
in Zukunft zum grofdten Teil batterieelektrisch abgewickelt werden kann. Dazu braucht es den
schnellen Ausbau der Ladeinfrastruktur fur Lastkraftwagen (Lkw) entlang der europdischen
Fernstrafen und in den Glterverteilzentren.

Neue Pkw und andere Verkehrsmittel sollen schon in der Herstellung und Entwicklung durch
Effizienzstandards starker an Energie- und Ressourceneffizienz orientiert werden. So wollen
wir grofRere Anreize fur Hersteller schaffen, um leichte und effiziente LOsungen anzubieten.
Um den schweren Luft- und Schiffsverkehr klimaneutral zu gestalten, unterstiitzen wir die
Produktion nachhaltiger Kraftstoffe aus erneuerbaren Energien, zum Beispiel E-Kerosin. Fur
Hafen unterstiitzen wir den schnellen Aufbau einer klimaneutralen Versorgung. So werden
fossile und biogene Brennstoffe im Verkehr in einer Generation der Vergangenheit angehdren.
Fur den Flugverkehr unterstiitzen wir die Forschung und Entwicklung von klimaneutralen
Technologien.

Verkehr sicher machen

Wir verfolgen die Vision Zero fur den Strafenverkehr. Diese zielt darauf ab, dass es keine
Verkehrsunfalle mit schweren Verletzungen mehr gibt. Wir setzen uns deshalb fiir sichere
Schulwege, Tempo 30 und Verkehrssicherheitszonen in dicht bevdlkerten Innenstadten sowie fur
ein EU-weites Tempolimit auf Autobahnen ein.

Larm wird als Gesundheitsfaktor noch immer unterschatzt. Wir setzen uns flr ambitioniertere
Reduktionsziele im Verkehr ein. Flugzeuge, Bahnen, Autos und Motorrader wollen wir starker

fur die Gesundheit der Menschen in die Verantwortung nehmen. Dazu wollen wir die EU-
Umgebungslarmrichtlinie sowie quellenbezogene Larmrichtlinien (beispielsweise Grenzwerte fiir
die Gerduschemission von Fahrzeugen) weiterentwickeln und an den Stand der Technik anpassen.
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Mehrfachbelastungen wollen wir starker berticksichtigen. So kann die Gesundheitsbelastung der
Menschen durch Verkehr um bis zu 50 Prozent gesenkt werden. Auch Stickoxide, (Ultra-
)Feinstaub, Reifen- und Bremsabrieb mussen fur den Schutz der Gesundheit minimiert werden.
Die Luftreinhaltungsrichtlinie und die Euro-7-Abgasnorm sind hierflir wichtige Schritte.

9. Gesunde Natur

Unsere Natur bewahren

Wir sind Teil der Natur. Unser Wohlstand, unsere Lebensqualitat, unsere Zukunft hangen von

ihr ab. Die Natur zu schiitzen und daflir Sorge zu tragen, dass wir sie auch in Zukunft noch
verantwortungs- und respektvoll nutzen konnen, ist eine entscheidende Aufgabe der Politik.
Das gilt nicht zuletzt, weil der Reichtum der europaischen Lebensraume - von den unberihrten
Waldern Nord- und Osteuropas Uber die vielfaltigen Kulturlandschaften Mitteleuropas bis hin
zum Mittelmeer - unser Selbstverstandnis als Europaer*innen pragt und weltweit fur unseren
Kontinent steht.

Wir haben hier auch dank unserer Anstrengungen in Deutschland und Europa in den vergangenen
Monaten grofie Durchbriiche erzielt:

Das EU-Gesetz zur Wiederherstellung der Natur (Nature Restoration Law, NRL) sowie die
Vereinbarungen der Weltnaturkonferenz in Montreal 2022 und das Abkommen der UN zum Schutz
der Biodiversitat auf Hoher See sind historische Meilensteine. 30 Prozent der Land- und
Meeresflachen sollen dank dieser Abkommen unter Naturschutz stehen, 10 Prozent der Flachen
sogar unter besonderem Schutz. Bedrohte Arten und Lebensraume sollen endlich besser
geschiitzt und geschadigte Okosysteme wiederhergestellt werden. Zudem wurden erstmals
verbindliche Regeln fiir den Schutz der Hohen See vereinbart. Insgesamt durfen damit
Meeresressourcen nur noch nachhaltig genutzt werden. Mit dem NRL haben wir im Europdischen
Parlament unseren Kontinent auf den Kurs fir die dringend notwendige Wiederherstellung der
europaischen Natur gesetzt. Diese Plane missen wir jetzt verwirklichen: Eine verbesserte
Naturschutzfinanzierung ist zum Erreichen der globalen und europdischen Ziele unabdingbar.
Deshalb fordern wir einen eigenen Naturschutzfonds ein. Mit dem NRL sollen bis 2050 alle
Okosysteme auf den Weg der Erholung gefiihrt werden. Wir setzen uns dafir ein, dass die
entsprechenden Konzepte bis 2035 vorliegen missen.

Artenvielfalt retten

Die Klimakrise geht einher mit einer Biodiversitatskrise extremen Ausmafies. Beide bedingen
einander: Die Natur ist unsere wichtigste Verbiindete im Kampf gegen die Klimakrise.
Naturschutz und Klimaschutz missen gemeinsam gedacht werden.

Wir mochten daher besonders den natlrlichen Klimaschutz fordern. Schlisselelemente sind hier
die Wiederverndssung von Mooren und Auen, ein naturnaher Waldumbau und effektiver
Meeresschutz.

Wir setzen uns dafir ein, dass es keinen Tiefseebergbau geben wird, bis ausreichend

wissenschaftliche Erkenntnisse tber dessen Auswirkungen vorliegen und ernsthafte

Umweltschaden ausgeschlossen werden konnen. Denn neben Mooren und Waldern gehdren die Ozeane
zu den wichtigsten Verbiindeten im Kampf gegen die Klima- und Biodiversitatskrisen.

Intakte Okosysteme gibt es nur mit einer lebendigen Artenvielfalt. Von den 8 Millionen Tier-
und Pflanzenarten auf unserer Erde sind 1 Million vom Aussterben bedroht — und damit ein
unendlicher Reichtum. Dieses Massensterben muss dringend gestoppt werden. Ein wichtiger
Hebel dafiir ist die Art und Weise, wie wir Flachen bewirtschaften. Den Artenschwund in und
um Agrarflachen und Walder wollen wir stoppen, indem wir die Flachenversiegelung aufhalten
und den Naturschutz in der Bewirtschaftung von Flichen stdrken. Der Erhalt von Okosystemen
muss deshalb immer mitgedacht werden. Wir setzen uns insbesondere fiir den Insekten-, Vogel-
und Bodenschutz ein.In der Bewirtschaftung wollen wir die 6kologische Landwirtschaft und
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naturnahe Waldbewirtschaftung férdern. Wir brauchen Misch- statt Monokulturen in Land- und
Forstwirtschaft, weniger Pestizideinsatz sowie eine Abkehr von degradierenden Praktiken wie
Kahlschlagen. Wir machen uns gegen illegale Rodungen stark und fordern klare, einheitliche
Definitionen fur die europaische Forstwirtschaft. Daflr braucht es ein einheitliches

Monitoring und europaweite 6kologische Mindeststandards im Wald. Im Hinblick auf die
zunehmende Trockenheit brauchen wir auf3erdem eine europaische Waldbrandstrategie, die durch
naturnahe Walder, die Vermeidung von Kahlschlagen und 6kologische Schutzkorridore die
Brandgefahr eindammt.

Zur Erhaltung der Artenvielfalt wollen wir die natirlichen Lebensraume wieder miteinander
vernetzen, sodass Wanderungen und ein genetischer Austausch moglich und dadurch stabile
Populationen gesichert sind. Das ist eine griine Infrastruktur fur Europas Natur. Zentral

dafur ist das Natura-2000-Netzwerk. Die genetische Vielfalt fordert die Resilienz unserer
Okosysteme und schafft somit auch einen gesellschaftlichen Mehrwert. Die Korridore sollen in
engem Austausch mit den Kommunen, Landwirt*innen und Fdrster*innen entstehen. Daruber hinaus
wollen wir sicherstellen, dass Okosysteme nicht zusatzlich zerschnitten werden, ohne einen
genetischen Austausch zu gewahrleisten. Wir engagieren uns fir die Bereitstellung

finanzieller Anreize fur Landwirt*innen und Landbesitzer*innen, um nachhaltige Praktiken
einzufihren, die den Schutz der Natur und der Artenvielfalt fordern.

In diesem Rahmen wollen wir klimaresiliente Okosysteme wiederherstellen und
Ausweichschutzgebiete fur kalteliebende Arten sowie Hilfsprogramme flr besonders betroffene
Arten schaffen.

Umwelt schiitzen

Die zunehmende Verschmutzung und Vermiillung ist neben der Klima- und Biodiversitatskrise die
dritte grof3e Herausforderung fir den Schutz unserer natirlichen Lebensgrundlagen. Sie

belastet Mensch und Okosysteme. Eine wichtige Rolle spielen dabei die Auswirkungen der
Nutzung umwelt- und gesundheitsschadlicher Chemikalien. Besonders vordringlich ist es,

Stoffe in den Blick zu nehmen, die Mensch und Okosysteme dauerhaft schidigen. Dazu z3hlen
sogenannte Ewigkeitschemikalien wie per- und polyfluorierte Chemikalien (PFAS). Diese werden
seit Jahrzehnten zum Beispiel in der Herstellung von Halbleitern, Medizinprodukten,

Textilien oder Kiltemitteln vielfaltig verwendet. Uberall dort, wo sie gut ersetzt werden

kdonnen und insbesondere in verbrauchernahen Produkten, wollen wir aus ihrer Verwendung rasch
aussteigen. Gleichzeitig brauchen wir einen differenzierten Regulierungsrahmen, um die
Entwicklung von Alternativen zu verstarken und den Produktionshochlauf wichtiger
Zukunftstechnologien wie Elektrolyseuren oder elektrischer Antriebe nicht zu gefahrden.

Wir setzen uns zudem fur eine Chemikalienstrategie ein, die Nachhaltigkeitsanforderungen
wirklich umsetzt, vor allem bei Spielzeug-, Lebensmittelkontaktmaterialien und Kosmetik. Wir
wollen deshalb bei der Reform des europaischen Instruments fir die Sicherheit von

Chemikalien (REACH-Regelung) schneller vorankommen. Wir setzen uns fur die Verwendung eines
umfassenderen Ansatzes zur Risikobewertung ein, der verschiedene Dimensionen der Wirkung von
Chemikalien, schnellere Verfahren und bessere Sanktionsmoglichkeiten berlicksichtigt.

Vor allem aber wollen wir unsere Chemie nachhaltig und damit zukunftstauglich aufstellen.
Deshalb setzen wir uns fiir ein neues Investitionsprogramm fir sichere und nachhaltige
Chemikalien ,made in EU“ (EU Sustainable Chemistry Act) zur Férderung des Markthochlaufs von
Green Chemistry ein. Dies ist ein Teil unseres Programms flr eine klimagerechte

Industriepolitik.

Sauberes Wasser fiir alle

Besonders extreme Durren und Starkregenereignisse nehmen in Europa deutlich zu. Das ist eine
grofde Herausforderung, um in ganz Europa die Versorgung mit sauberem Wasser sicherzustellen,
und ein Stressfaktor fur unsere Natur. Bilanziell hat etwa Deutschland in den vergangenen 20
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Jahren 20 Prozent seiner Wasservorrate verloren. Wir brauchen deshalb eine europaische
Wasserstrategie, die Extreme abpuffert, sauberes Trinkwasser flr alle sichert sowie den

Bedarf in der Landwirtschaft und in den natirlichen Lebensraumen deckt. Neben dem Gesetz zur
Wiederherstellung der Natur missen auch die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie
schnellstmdglich umgesetzt werden, um die Ubernutzung von Grundwasser und die dadurch
drohende Schadigung von Feuchtgebieten und Flissen zu verhindern.

Wir setzen uns ein fir den Umbau hin zu einer klimaresilienten Wasserinfrastruktur und einem
naturvertraglichen Hochwasserschutz. Das Risiko von Uberflutungen durch Starkregenereignisse
reduzieren wir durch mehr Regenwasserbecken, Griinflachen, Baume und Fassadenbegriinung.
Dieser Umbau zur Schwammestadt bietet gleichzeitig Kiihlung und verbessert die Luftqualitat.

Wir brauchen klare europaweite Grenzwerte, um bei landeribergreifenden Wasserkrisen, wie an
der Oder, konsequent handeln zu kénnen. Wir verschreiben uns dem Ziel, 25.000 Kilometer in
der EU in frei flief3ende Flusse zu renaturieren — wie in der EU-Biodiversitatsstrategie
vorgesehen. Und wir setzen uns fur einen Vorrang fur Trinkwasser gegenliber gewerblicher oder
landwirtschaftlicher Nutzung ein.

Dazu ist es auch notwendig, die sparsame Nutzung und die Speicherung von Wasser in der
Landschaft starker in den Mittelpunkt zu stellen, ob im Gemusebau durch

Tropfchenbewasserung, im Wald durch naturnahen Mischwald oder in Gewerbe und Industrie durch
sparsame Prozesse und Wiederaufbereitung. Hier setzen wir verstarkt auf Kooperation

innerhalb Europas und mit den Mittelmeeranrainern. Denn die Erfahrungen in den semiariden
Gebieten des Siidens werden in den anderen Teilen Europas dringend gebraucht.

Tiere schiitzen

Wir haben eine besondere Verantwortung fur Tiere in menschlicher Obhut. Wir wollen, dass
Europa alle Tiere durch konsequente und ambitionierte Gesetzgebung sowie die Durchsetzung
bestehender Regelungen schiitzt. Denn Europaer*innen wollen Tierschutz: Sechs der zehn
erfolgreichen europaischen Burgerinitiativen setzen sich dafur ein.

Wir fordern die Umsetzung der Initiative ,Fur Free Europe®, um die Pelztierzucht und den
Handel mit Zuchtpelzprodukten auf dem europadischen Markt zu verbieten.

Wir setzen uns darauf aufbauend fir eine konsequente Umsetzung des EU-Aktionsplans zur
Bekampfung des illegalen Artenhandels ein. Den Import von Wildfangen fur die Privathaltung
wollen wir beenden sowie den Import und Handel von Arten unter Strafe stellen, die in ihrem
Herkunftsland national geschutzt sind. Wir sind fur ein Einfuhrverbot von Jagdtrophden von
Tierarten, die durch das Washingtoner Artenschutziibereinkommen und die EU-
Artenschutzverordnung geschutzt sind, wie bereits vom EU-Parlament gefordert. In
Handelsabkommen setzen wir uns fur hohe Tierschutzstandards ein.

EU und Mitgliedslander sollen konkrete Ausstiegsplane aus Tierversuchen erstellen, die
Experimente an Tieren fir Chemikalienprifungen und Medizinprodukte wo immer moglich beenden,
fur Arzneimittelentwicklung und Grundlagenforschung reduzieren und auch die Forderung
tierversuchsfreier Bildungs- und Ausbildungsinitiativen umfassen. Die Entwicklung und
Anerkennung von Ersatzmethoden wollen wir verstarken und beschleunigen. Geprifte tierfreie
Methoden sollen unverziiglich in Testrichtlinien aufgenommen werden und an die Stelle von
Tierversuchen treten.

10. Eine starke Landwirtschaft

Gemeinsame Agrarpolitik weiter entwickeln

Landwirt*innen versorgen uns nicht nur mit dem, was wir zum Uberleben brauchen. Sie sorgen
auch fur eine Vielfalt an Lebensmitteln in Europa, die ihresgleichen sucht. Gleichzeitig
erhalten und pflegen sie so unsere Kulturlandschaften, die Felder, Wiesen und Weinberge, die
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1005 Europa auszeichnen. Wir wollen diese Landwirtschaft starken - im Einklang mit der Natur und
196 im Dienste aller Menschen, der Produzent®*innen wie der Verbraucher*innen.

1007 Wir wollen dazu die europaische Agrarpolitik so umbauen, dass diejenigen, die die Flachen
1008 bewirtschaften, unbirokratisch fir den Erhalt der Natur und der Kulturlandschaft bezahlt
1090 Werden. Denn sie sind es, die diese gesellschaftliche Leistung erbringen, und nicht die

uoo  Eigentumer*innen der Flachen.

uor  Statt pauschalen, flaichenbezogenen Direktzahlungen in der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP),
o2 die Fehlanreize setzen und nicht zielgerichtet zu einer zukunftsfahigen landwirtschaftlichen
uos  Struktur beitragen, wollen wir konsequent Leistungen fir Klima, Umwelt, Biodiversitat,

o4 Gesundheit - und damit fiir das Gemeinwohl entlohnen. Leistungen sind so zu gestalten, dass
105 Sie Planungssicherheit ermdéglichen und direkt bei den Landwirt*innen ankommen, die vor Ort
106 verankert sind.

o7 Die EU-Agrarpolitik kdnnen wir damit so gestalten, dass sie allen in der Landwirtschaft

uos tatigen Frauen und Mannern eine Perspektive bietet, denn jeder Hof zahlt. Indem wir

100 regionale Wertschopfungsketten vom Bauernhof bis zum Teller und das Lebensmittelhandwerk
uwo  starken, verbessern wir ihre wirtschaftlichen Rahmenbedingungen.

unn  Landwirtinnen muissen dabei gegenuber den Verarbeiter*innen und dem Einzelhandel in der
uz  Wertschopfungskette gestarkt werden. Insbesondere der Einzelhandel kann und muss einen
mi3  hdheren Beitrag zur Stabilisierung der Erlose fur die Produzenten und der Preise fir die

4 Verbraucher®innen leisten. Wir setzen uns deshalb flr europaweite Regelungen ein, um

s Preisdumping im Lebensmittelbereich zu beenden.

6 Gute Lebensmittel fiir alle

w17 Erndhrung ist ein zentraler Teil unserer Kultur und individuellen Identitat. Sie ist

s mafdgeblich fiir unsere Gesundheit und unsere Lebensqualitat. Wir wollen eine gute Erndahrung
ue  flr alle ermdglichen. Das ist auch ein Beitrag zur Starkung regionaler Wirtschaftsraume,

120 denn die Herstellung und Verarbeitung von Lebensmitteln vor Ort schafft Wohlstand und

121 regionale ldentitat.

u2 Jede und jeder soll frei entscheiden konnen, was auf den Teller kommt. Die EU kann die

123 Entscheidungsfreiheit von Verbraucher®innen schiitzen, indem sie fur verlassliche

124 Informationen Uber Herkunft und Inhalt von Lebensmitteln sorgt. Wir unterstiitzen daher

125 europaweite Labels, um nachhaltigen, regionalen, saisonalen, vielfaltigen und

2 tierschutzkonformen Konsum zu ermaglichen. Mit einem EU-weiten Rahmen fir nachhaltige
127 Erndhrungssysteme stellen wir die Zeichen auf Nachhaltigkeit. Wir wollen etwa durch

1128 Anderungen des Vergaberechts Anreize setzen fiir eine bessere Erndhrung in der

120 Gemeinschaftsverpflegung, von Kita bis Krankenhaus. Wir wollen ein Umfeld schaffen, in dem
us es leicht ist, sich gesund und nachhaltig zu ernahren. Wir wollen, dass Nahrungsmittel frei
13t von chemischen Rickstanden wie Pestiziden und hormonwirksamen Stoffen sind. So schaffen wir
us2 eine nachhaltige und gesunde Erndhrung fir alle, besonders fur Kinder.

133 Lebensmittel gehdren auf den Teller und nicht in den Mall. Wir setzen uns deshalb fur

use rechtsverbindliche MaRnahmen ein, um die Lebensmittelverschwendung bis 2030 zu halbieren,

uss  einschliefslich der Neubewertung von Aussortierungsmerkmalen und Supermarktnormen sowie der
uss Einfihrung von Verzehr- statt Mindesthaltbarkeitsdaten, um verbindlichere Angaben fir die

137 Sichere Verzehrbarkeit von Lebensmitteln zu liefern.

13 Okologische Landwirtschaft gestalten

use  Europas Landwirtschaft muss nachhaltiger wirtschaften, um die Erndhrung der Zukunft zu

140 Sichern. Agrarokologische Ansatze, die dieses Ziel verfolgen, konnen dabei der gesamten

s Landwirtschaft helfen. Okologische Landwirtschaft ist die Vorreiterin dafir: Unser Ziel ist

a2 es, bis 2030 einen Anteil von 25 Prozent 6kologischer Landwirtschaft zu erreichen und diesen

Seite 24



1143

1144

1145

1146

1147

1148

1149

1150

1151

1152

1153

1154

1155

1156

1157

1158

1159

1160

1161

1162

1163

1164

1165

1166

1167

1168

1169

1170

1171

1172

1173

1174

1175

1176

1177

1178

1179

1180

1181

1182

1183

1184

1185

1186

1187

1188

1189

EP-W-01: A-Was Wohlstand schiitzt

Anteil bis 2035 und dariiber hinaus weiter zu erhéhen. Okologisch wirtschaftende Betriebe
erzielen in Deutschland ein hoheres Einkommen pro Person als konventionelle Betriebe. Das
zeigt, dass es sich schon jetzt finanziell lohnt, in eine regionale und nachhaltige
Wirtschaftsweise zu investieren. Wir wollen die Rahmenbedingungen dafur starken.

Dazu gehdort auch die Forschungs- und Forderpolitik der EU. Es braucht mindestens 30 Prozent
der Mittel fiir den Okolandbau in der Ziichtungsforschung sowie Unterstiitzung bei der
Entwicklung innovativer Konzepte fur die Bio-Wertschopfungskette. AuRerdem sollen
Okobetriebe nicht mehr doppelt nachweisen miissen, dass sie Vorschriften einhalten. Das EU-
Biosiegel wollen wir beim Tierschutz, insbesondere in der Eierproduktion, nachscharfen.

Fur eine nachhaltige und transparente Landwirtschaft ist es unabdingbar, dass Betriebe, die
gentechnikfrei wirtschaften wollen, dies sicher tun kdnnen. Die EU soll garantieren, dass

alle wissen, was bei ihnen auf den Teller kommt und wo es hergestellt wurde. Transparenz und
Wahlfreiheit missen besonders bei gentechnisch veranderten Futter- und Lebensmitteln
sichergestellt werden. Patente auf Pflanzen lehnen wir ab, egal ob diese ihren Ursprung in
konventioneller Ziichtung oder in gentechnischen Verfahren haben. Damit sichern wir die
Zukunft besonders kleiner und mittelstandischer Landwirtschafts- und Zuchtbetriebe.

Der Gbermafiige Einsatz von Pestiziden belastet unsere Natur auf vielfache Weise. Die bisher
verabschiedeten europdischen Plane zur Schadstoffreduktion aber werden noch nicht konkret
umgesetzt. Das wollen wir andern und dafur sorgen, dass die Ziele der EU auf
wissenschaftlicher Basis weiterentwickelt werden. Die Mitgliedstaaten wollen wir zu weiteren
wirksamen MafRnahmen verpflichten, etwa einer Pestizidabgabe.

Wir schliefden Rechtsliicken, die bisher zum Beispiel den Einsatz von
fruchtbarkeitsschadigenden Chemikalien in Diinger oder von Mikroplastik in Pestiziden
erlauben. Die Genehmigungsverfahren fur Pestizide wollen wir reformieren, indem die
vorgelegten Studien nicht mehr von den Herstellern, sondern von den Bewertungsbehdorden in
Auftrag gegeben werden. Die Hersteller durfen sich nicht langer aussuchen kdnnen, in welchem
Mitgliedstaat die Behorden ihre Antrage priifen. Um Zeit und Kapazitaten zu gewinnen,
beschleunigen wir die Genehmigungsverfahren von Stoffen, bei denen frih klar ist, dass sie
aufgrund von Ausschlusskriterien nicht genehmigungsfahig sind. Zudem setzen wir uns flr die
konsequente Umsetzung des Verursacherprinzips ein, sodass Unternehmen, die Pestizide in den
Verkehr bringen, fiir entstandene Schaden im Grundwasser oder in der Biolandwirtschaft
haften.

Mit Nachhaltigkeit Erndhrung sichern

Die Landwirtschaft leidet besonders unter der Klimakrise mit langen Durren und plétzlichem
Starkregen. Wenn wir die Uberdiingung beenden, den Einsatz von fossilen Diingern zuriickfahren
und die Boden wieder zu Senken von CO, machen, ist die Landwirtschaft ein zentraler Teil des
naturlichen Klimaschutzes. Deshalb setzen wir uns flr die Wiedervernassung von Mooren, den
Aufbau von Holzmasse und die Weidewirtschaft ein — mit stabilen Einkommensperspektiven fir
Landwirt*innen. So kann die Landwirtschaft ihren notigen Beitrag zum Klimaschutz und zur
Klimaanpassung leisten.

Die Wiedervernadssung der Moore geht nur mit den Landwirt*innen zusammen. Uns ist wichtig,
dass die Wertschopfung in den Moorregionen erhalten bleibt. Deswegen unterstitzen wir
Landwirt*innen bei der Bewirtschaftung von wiedervernassten Moorflachen und fordern den
Aufbau neuer Wertschdpfungsketten in ldndlichen Rdumen. Sowohl Moore als auch die
Weidewirtschaft auf mineralischen Boden sind ein echter Klimaschitzer, da hier deutlich mehr
Kohlenstoff gespeichert wird als im Ackerboden. Auflerdem stellt die Weidewirtschaft die
tierfreundlichste Haltung dar. Diese wollen wir starker fordern.
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Die europaischen Meere und ihre Fischbestande sind in einem schlechten Zustand. Wir werden
deshalb die Meeresumwelt besser schiitzen, um auch den Fischbestanden und unseren
Fischer*innen eine nachhaltige Perspektive zu geben. Deshalb unterstiitzen wir den
Aktionsplan der Kommission zur Erhaltung der Fischereiressourcen und zum Schutz der
Meeresokosysteme. Wir fordern Alternativen zur Stellnetz- und Schleppnetzfischerei und gehen
gegen besonders umweltschadliche Fangmethoden vor.

Tiere gut halten

Wir wollen die Tierhaltung so gestalten, dass sie wertvolle Lebensmittel liefern kann, Tiere

als Lebewesen in ihren Bedlrfnissen respektiert und Teil einer nachhaltigen Bewirtschaftung
unserer vielfaltigen Landschaften ist. Die industrielle Tierhaltung dagegen gefahrdet
essenzielle Lebensgrundlagen und die Gesundheit der Menschen: zoonotische Erreger,
multiresistente Keime, Trinkwasserverschmutzung, Lebensraumzerstérung, Artenverlust,
Lebensmittelverschwendung in der Tiermast und hohe Klimagasemissionen - wenn wir Tieren
schaden, schaden wir uns letztlich selbst.

Deshalb wollen wir weniger Tiere besser halten und die Ziichtung auf ihre Gesundheit
konzentrieren. Daher setzen wir uns fiir die Etablierung, Verbesserung und bessere Kontrolle
einheitlicher europaweiter Tierschutzstandards in Zucht, Haltung, Transport, Totung und
Handel ein. Das umfasst das Ende von Kafig- und Kastenhaltung sowie von fehlenden
Brandschutzvorkehrungen. Im Mittelpunkt steht fiir uns die moglichst lokale Verarbeitung: Wir
brauchen eine deutliche Reduzierung von Lebendtiertransporten. Dabei mdchten wir
Langstreckentransporte auf acht Stunden begrenzen und Tiertransporte in schwer
kontrollierbare Regionen unterbinden. Bei der Schlachtung fordern wir eine bessere

Kontrolle, ein Ende der CO,- und Wasserbadbetaubung, die Betaubungspflicht bei der Totung
von Fischen, Krebsen, Hummern und Tintenfischen und ein Verbot der Tétung von Kiken.

Die Gesundheit von Mensch und Tier ist durch den Ubermafsigen Antibiotikaeinsatz in der
landwirtschaftlichen Tierhaltung massiv bedroht. Derzeit werden mehr Antibiotika an gesunde
Tiere als an kranke Menschen verabreicht. Den Antibiotikaeinsatz wollen wir drastisch
reduzieren, um die Entstehung multiresistenter Keime zu vermeiden, die eine der grofiten
gesundheitlichen Bedrohungen auch fur den Menschen darstellen. Daflir braucht es eine
Umstellung auf bessere Haltungsformen, eine Steigerung der Tiergesundheit, die Einschrankung
der Gruppenbehandlung und vorrangige Behandlung kranker Einzeltiere. Reserveantibiotika
sollen der Humanmedizin vorbehalten sein.
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EP'G'01 B - Was Gerechtigkeit schutzt
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Beschlussdatum: 11.09.2023
Tagesordnungspunkt: EP-G Was Gerechtigkeit schitzt

Antragstext

Inflation mit steigenden Lebenshaltungskosten, Pandemie und zunehmende Wetterextreme haben
viele Menschen in ganz Europa vor grofse Herausforderungen gestellt. Familien und
Rentner*innen mussten wegen der gestiegenen Lebenshaltungskosten schmerzhafte Einschnitte
hinnehmen. Fir viele Selbststandige und kleine Betriebe ist die Existenzgrundlage
weggebrochen. Und bis weit in die Mitte der Gesellschaft hinein sorgen gestiegene
Lebenshaltungskosten fur akute, bisweilen gar existenzielle Note.

Zugleich hat die Krisenbewaltigung der letzten Jahre gezeigt, was alles mdglich ist, wenn
wir zusammenstehen - in Deutschland und Europa.

Menschen sehnen sich in diesen Zeiten der Krise nach Stabilitat und Zusammenhalt. Europa
bietet darauf die Antwort. Die europaische Einigung hat den Lebensstandard von Millionen von
Menschen angehoben und mehr soziale Sicherheit gebracht. Wir sind lberzeugt: Die Menschen in
Europa mussen sich gerade in Krisenzeiten auf einen starken Sozialstaat verlassen konnen,

der wirksam vor Armut und sozialer Ausgrenzung schutzt.

Die Europaische Union (EU) kann einen Schutzraum bieten, der die sozialen Rechte
grenziberschreitend und fir die gesamte Breite der Gesellschaft sichert. Die EU kann

zugleich fur die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sorgen, die gerechten Wohlstand
Uberhaupt erst ermdglichen. Ein Wohlstand, der bei denen ankommen muss, die ihn erarbeiten.
Ein Wohlstand fur die Vielen. Indem wir europaweit die Infrastruktur fiir klimaneutrales
Wirtschaften bauen, erzeugen wir Wertschopfung, erhalten und schaffen gute Jobs fur
Millionen von Menschen: Wirtschaftliche und soziale Infrastruktur gehen Hand in Hand und
bedingen einander.

Das starke und gerechte Europa, das wir gestalten wollen, zielt im Kern auf den Schutz jeder

und jedes Einzelnen, auf den Respekt vor der Leistung aller. Es schiitzt die Rechte der
Arbeitnehmer*innen gegen Ausbeutung. Es reduziert Ungleichheit. Es sichert den Anspruch der
Burger*innen auf wirksame Medikamente und den Zugang zu hochwertiger Gesundheitsversorgung.
Es sorgt dafur, dass Verbraucher®innen ihre Anspriiche durchsetzen kdnnen. Es tragt dazu bei,

dass Familien besser abgesichert sind und Kinder eine gute Zukunft haben.

Europa ist mehr als ein Wirtschaftsraum. Die Europaische ist auch eine soziale Union, die

sich dem sozialen Fortschritt verschrieben hat. Das Versprechen von einem Leben in Wirde und
Freiheit, von guten Arbeits- und Lebensbedingungen, von gleichen Chancen und einem Auskommen
ohne Armut, Ausgrenzung oder Diskriminierung zeichnet Europa aus - ein
Gerechtigkeitsversprechen an die Breite der Gesellschaft.

Wir setzen uns daflr ein, dass dieses Versprechen nun auch tberall eingeldst wird. Dafur
wollen wir die soziale Dimension der EU weiter starken. Wir wollen die Bedingungen dafur
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verbessern, dass alle Europaer*innen noch einfacher und sicherer tGberall in der Union leben
und arbeiten konnen. So wird soziale Sicherheit zu einem Mehr an Freiheit.

Dazu wollen wir ein Europa, das verbindliche Standards setzt - fur faire Lohne und starke
Gewerkschaften, gegen Willkir und Ausbeutung. Davon profitieren letztlich alle in der EU,
egal ob in wohlhabenden oder armeren Regionen. So erganzt die soziale Infrastruktur die
wirtschaftliche; so erflillen wir den europaischen Anspruch an eine Infrastrukturunion fir
alle; so schaffen wir Zusammenhalt Gber den ganzen Kontinent hinweg. Denn klare
Mindeststandards beugen einem Wettlauf nach unten bei der sozialen Sicherung wirksam vor.

Wir stehen fur ein starkes soziales Europa, das die Menschen vor Krisen schitzt und vor Ort
einen echten Unterschied macht. Wenn wir Uber die europaische Souveranitat sprechen, dann
geht es uns auch um die Ausgestaltung und die Verteidigung des europaischen Sozialmodells,
das sich in einer globalisierten Welt behauptet - und fur Wohlstand und materielle
Sicherheit, gute Arbeit und hohe Sozialstandards steht. Dies gilt umso mehr, als die
Herausforderung der Klimaneutralitat, technologischer Fortschritt und der demografische
Wandel die Arbeitswelt verandern.

In der Europdischen Saule sozialer Rechte sind die Grundsatze fiir ein soziales Europa
angelegt. Sie ist ein wichtiger Meilenstein einer europdisch abgestimmten sozialen Politik.
Doch bei Grundsatzen und Empfehlungen darf es nicht bleiben. Wir wollen rechtsverbindliche
und einklagbare Arbeits- und Sozialstandards daraus ableiten. Auch wenn der Sozialstaat
institutionell in erster Linie in den Mitgliedstaaten verankert ist, darf soziale

Gerechtigkeit nicht an Landesgrenzen haltmachen.

Wir wollen ein gerechtes Europa bauen. Das gerechte Europa ist ein Gemeinwesen, das
solidarisch finanziert wird, ohne Steuerschlupflécher fur Superreiche. Das gerechte Europa
ist ein Kontinent, auf dem jede und jeder gut leben kann - ob im Groraum Mailand, in der
Lausitz oder im ldndlichen Rumanien. Das gerechte Europa bietet Zugang zu fair bezahlter
Arbeit und offentlichen Dienstleistungen, zu guter Bildung und intakter Natur.

Kurzum: Das gerechte Europa ist ein Raum der Chancen und der Solidaritat. Es bekampft

soziale Ausgrenzung und Diskriminierungen. Es fordert soziale Gerechtigkeit, die

Gleichstellung von Frauen und Mannern, den Zusammenhalt zwischen den Generationen, Familien
und den Schutz der Rechte des Kindes. So ist es im Grindungsvertrag der EU angelegt. Fur

diese Gerechtigkeit streiten wir. Dieses Europa wollen wir sein.

1. Gute Arbeit und soziale Sicherheit

Faire Lohne erreichen

Gute Arbeit mit fairen und verlasslichen Arbeitsbedingungen und einer wirksamen Mitsprache
gibt gerade in Zeiten des wirtschaftlichen Umbruchs Sicherheit und Riickhalt. Wer von seiner
Arbeit verlasslich leben und seinen Arbeitsplatz aktiv mitgestalten kann, kann sich auch bei
Veranderungen einbringen. Das starkt auch die Demokratie. Wir wollen gute Standards in ganz
Europa gestalten und prekare Beschaftigung und Ausbeutung unterbinden. Eine starke
Sozialpartnerschaft und eine hohe Reichweite von Tarifvertragen sind wichtige Grundlagen fur
gute Arbeit.

Ein konkreter Erfolg des sozialen Europas ist die Mindestlohnrichtlinie. Sie schiitzt Wert

und Wirde von Arbeit. Und sie tragt dazu bei, dass viele Millionen Beschaftigte in Europa
kiinftig ein hoheres Einkommen haben werden - wie die Bundesregierung auch auf unsere
Initiative mit der deutlichen Erh6hung des gesetzlichen Mindestlohns vorgemacht hat. Die
Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten dazu, angemessene Mindestlohne nach klaren
Kriterien festzulegen und das Ergreifen wirksamer MaRnahmen nachzuweisen. Wir wollen, dass
die Mindestlohnrichtlinie in Deutschland konsequent umgesetzt wird, sodass der gesetzliche
Mindestlohn steigt und auch in Zukunft einen effektiven Mindestschutz flr Beschdftigte
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bietet. Daruber hinaus soll mit der Richtlinie die Tarifbindung verbindlich gestdrkt werden:
Mitgliedstaaten mit einer tarifvertraglichen Abdeckung von weniger als 80 Prozent mussen
einen Aktionsplan vorlegen. Das werden wir auch in Deutschland umsetzen und damit
Gerechtigkeit in der Mitte der Gesellschaft starken. Denn hierzulande ist die Reichweite von
Tarifvertragen in den letzten Jahrzehnten stark zuriickgegangen. Damit die
Mindestlohnrichtlinie in allen Mitgliedstaaten tatsachlich greift, muss ein wirksames
Monitoring erfolgen. So wirkt Europa konkret gegen Dumpinglohne, damit Arbeit sich immer
lohnt.

Wir wollen Demokratie und Mitbestimmung am Arbeitsplatz ldnderibergreifend ausbauen, indem
wir die Europaischen Betriebsrate starken. Bereits seit Jahren fordern wir an der Seite der
Gewerkschaften, dass die EU-Kommission endlich die bestehende Richtlinie zu den Europaischen
Betriebsraten Uberarbeitet und Ausnahmeregeln beendet. Dabei wollen wir die

Rechtssicherheit, den Rechtszugang und Durchsetzungsmaoglichkeiten fir Europaische
Betriebsrate verbessern. Um Schlupflocher zu schliefden, sollen auch Franchise-Unternehmen in
die Richtlinie einbezogen werden. Zudem setzen wir uns fur eine starkere Vertretung von

Frauen sowie jungen Beschaftigten und Auszubildenden in den Europadischen Betriebsraten ein.
Um die Mitbestimmung in der gesamten EU zu starken, setzen wir uns flir eine neue
Rahmenrichtlinie zur Unterrichtung, Anhdrung und Beteiligung von Arbeitnehmer®innen ein, die
auf die verschiedenen europadischen Gesellschaftsformen von Unternehmen abgestimmt ist.

Daruber hinaus kampfen wir fur einen zeitgemafien Arbeitsschutz in Europa - in einer sich
rasant beschleunigenden digitalen Arbeitswelt, die fur viele Beschaftigte mit standiger
Erreichbarkeit, Arbeitsverdichtung und Stress einhergeht. Wir wollen daher den Schutz der
Arbeitnehmer*innen vor psychischen und korperlichen Belastungen voranbringen.

Beschiftigte in der digitalen Arbeitswelt starken

Neue Technologien bieten groRe Chancen: Mit neuen Geschaftsfeldern und -modellen entstehen
neue Jobs, digitalisierte Prozesse bringen Produktivitatsgewinne, Arbeiten wird flexibler,
beispielsweise durch Homeoffice-Regelungen. Ausbeutung darf auch in der digitalen
Arbeitswelt kein Geschaftsmodell sein. Deshalb setzen wir uns fiir starke Rechte von
Arbeitnehmer*innen im digitalen Zeitalter ein.

EU-weit arbeiten rund 28 Millionen Menschen fir Unternehmen, die digitale Dienste anbieten
und zusammenflhren, sogenannte Plattformunternehmen. Die EU-Kommission schatzt, dass 4
Millionen davon Scheinselbststandige sind. In der laufenden europdischen Gesetzgebung zu
Arbeitsbedingungen auf digitalen Plattformen setzen wir uns dafiir ein,
Scheinselbststandigkeiten, die zu schlechten Arbeitsbedingungen und zu unzureichender
sozialer Absicherung flhren, europaweit einen Riegel vorzuschieben. Es braucht zudem bessere
Maoglichkeiten, die Regeln durchzusetzen. Dazu wollen wir unter anderem Arbeitsinspektionen
starken.

Viele Unternehmen setzen Software ein, um automatisiert Aufgaben zuzuteilen und
Arbeitnehmer*innen zu Uberprufen, zu evaluieren und zu disziplinieren oder auch
Einstellungsentscheidungen zu treffen - das sogenannte algorithmische Management. Die
standige Uberwachung, der Wegfall personlicher Planungssicherheit im Alltag und der
UbermaRige Arbeitsdruck, die mit seinem Einsatz einhergehen kdnnen, wollen wir beenden. Um
die Rechte der Arbeitnehmer*innen zu starken und Missbrauch vorzubeugen, setzen wir uns fur
eine neue EU-Richtlinie zum algorithmischen Management am Arbeitsplatz ein.

Freiziigigkeit einfacher machen

Dass EU-Burger*innen in jedem Mitgliedstaat arbeiten und leben kdnnen, ist ein Grundprinzip
der EU. Das eroffnet Freiheiten und fordert gleiche Chancen fir alle in der EU. Damit das

fur die Beschaftigten im Alltag funktioniert, setzen wir uns fiir eine bessere Koordinierung
der nationalen Sozialversicherungssysteme ein.
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Es ist eine grofie Errungenschaft, dass Blrger*innen der EU Sozialversicherungsanspriiche, die
sie in einem anderen EU-Land erworben haben, Uber die Grenzen mitnehmen konnen
(Portabilitdt). Doch die Realitat lost dieses Versprechen noch nicht immer ein: Die

Unterschiede der nationalen Sicherungssysteme, aber auch die Burokratie machen die
Handhabung kompliziert, und Lucken in den Leistungen lassen einige zuriick. Wir wollen
deshalb mehr Koordinierung zwischen den nationalen Sozialversicherungssystemen, um soziale
Leistungsanspriche leichter von einem Land in das andere Ubertragen zu kdnnen und die
bestehenden Liicken gerade fir Grenzpendler*innen abzubauen.

Auch die Langzeitpflege, beispielsweise fur Rentner*innen oder Menschen mit chronischen
Krankheiten oder Behinderungen, soll auf diese Weise abgedeckt werden. Ein Europaischer
Sozialversicherungsausweis (ESSPASS) ist ein Beitrag dazu. Er soll die Ubertragbarkeit von
Anspriichen iiber Grenzen hinweg verbessern und durch digitale Uberpriifung entbiirokratisieren.
Wir wollen daruber hinaus die sogenannte Al-Bescheinigung durch ein digitales

Echtzeitregister ersetzen, um grenziberschreitende Arbeitsausbeutung zu verhindern und einen
wirksamen Sozialschutz zu gewabhrleisten.

Das Arbeiten im Homeoffice gehorte in der Coronakrise fur sehr viele Beschaftigte zum Alltag
und wird spatestens seitdem von mehr und mehr Arbeitnehmer*innen geschatzt. Wir wollen, dass
auch das mobile Arbeiten nicht an den europaischen Grenzen haltmacht, sondern prinzipiell
auch aus einem anderen Land als dem Beschaftigungsland maglich ist. Deshalb setzen wir uns
dafir ein, dass es eine Richtlinie flir Homeoffice gibt, die es erleichtert, EU-weit im

Homeoffice zu arbeiten.

Ausbeutung bekampfen

Damit Freizuigigkeit fur alle Arbeitnehmer*innen funktioniert, ist dartiber hinaus ein

wirksamer Schutz vor Ausbeutung unerlsslich. Egal ob eine Arbeitnehmerin aus Osterreich in
Frankreich arbeitet oder ein Saisonarbeiter aus Georgien in Rumanien: Unionsbirger*innen und
Menschen aus Drittstaaten brauchen umfassenden Schutz vor Diskriminierung und Ausbeutung,
wenn sie in einem anderen EU-Land arbeiten.

Das fuihren nicht zuletzt die Skandale in der Fleischindustrie, bei Lkw-Fernfahrer*innen, bei
Saisonarbeiter*innen oder im Baugewerbe deutlich vor Augen. Wir sagen diesen Formen der
Ausbeutung den Kampf an. Ein wirksames Mittel sind regelmafig stattfindende
Arbeitsinspektionen, fir die die Mitgliedstaaten das Personal aufstocken sowie Schulungen in
europaischer Gesetzgebung und grenziberschreitenden Angelegenheiten verbessern sollten. Auch
eine bessere Zusammenarbeit zwischen den nationalen Behorden und der Europaischen
Arbeitsbehdrde (ELA) ist notig. Sie sollte zudem eine stdrkere Rolle flr gemeinsame

koordinierte Inspektionen erhalten.

Wir wollen weitere Maf3nahmen ergreifen, um missbrauchliche Praktiken von Subunternehmen zu
unterbinden, beispielsweise die gesamtschuldnerische Haftung rechtlich verankern. Immer
wieder werden Arbeiter*innen zu katastrophalen Bedingungen untergebracht, in Uberfullten
Zimmern, unter schlechten hygienischen Bedingungen und mit Uberteuerter Miete, die direkt
vom Lohn einbehalten wird. Die Verpflichtung zu angemessener Unterbringung wollen wir
deshalb rechtlich absichern und wirksam durchsetzen.

Eine wirksame Bekampfung der Arbeitsausbeutung beginnt damit, dass sich Betroffene einfach
und in der eigenen Sprache uber ihre Rechte informieren kdnnen - und fiir deren Durchsetzung
Hilfe erhalten. Wir setzen uns fur eine langfristige und verlassliche Finanzierung fir die
Schaffung und europaweite Vernetzung entsprechender Beratungs- und Unterstutzungsstrukturen
ein. Die Gewerkschaften sind mit ihrer fachlichen Expertise wertvolle Partnerinnen in der
Entwicklung und Durchfiihrung solcher Angebote. Wir begrifien, dass europaische Zahlungen im
Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik kiinftig von der Einhaltung von Arbeitsnormen in der
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Landwirtschaft abhdngig gemacht werden. Diese sogenannte soziale Konditionalitdt muss nun
effektiv umgesetzt werden.

Kinderarmut abbauen

Jedes vierte Kind in Europa ist von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht - das entspricht
fast 20 Millionen Kindern, die an gesunder Ernahrung, Sport, Bildung und Kultur nur sehr
eingeschrankt teilhaben konnen. Kinderarmut bedeutet einerseits existenziellen Mangel im
Hier und Jetzt, andererseits weniger Chancen auf ein selbstbestimmtes und erfolgreiches
Leben in der Zukunft. Wir wollen, dass alle Kinder gut ins Leben starten kdnnen. Dazu
brauchen sie eine bessere finanzielle Absicherung sowie den Zugang zu einer gut ausgebauten
Betreuung und sozialen Infrastruktur. Mit der Kindergrundsicherung hat die Bundesregierung
auf unsere Initiative in Deutschland ein zentrales Instrument im Kampf gegen Kinderarmut auf
den Weg gebracht. Armutsgefahrdeten Kindern wird es besser gehen, Armut nicht mehr versteckt
sein und Eltern sorgen- und angstfreier leben konnen, weil sie und ihre Kinder abgesichert
sind.

Auch die EU unterstutzt die Mitgliedstaaten im Kampf gegen Kinderarmut. Mit der Europadischen
Kindergarantie gibt es seit 2021 erstmals ein europaweites Instrument, um Kinder aus
benachteiligten Verhaltnissen zu unterstitzen; das reicht vom kostenlosen Zugang zu Bildung
Uber gesunde Erndhrung bis hin zu angemessener Unterbringung. Bei der Umsetzung der
Kindergarantie in Deutschland binden wir auch die Zivilgesellschaft aktiv ein.

Soziale Mindeststandards verankern

Uber 95 Mio. Menschen in der EU sind von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht. Hohe
Lebenshaltungskosten haben die soziale Lage der Menschen zum Teil existenziell verscharft.
Wir wollen, dass sich alle Menschen in Europa auf starke Sozialsysteme verlassen konnen, die
sie vor Armut schitzen. Dafir brauchen die Sozialstaaten der Mitgliedslander verbindliche
Mindeststandards.

Wir wollen die bisherige europadische Empfehlung flir angemessene Mindestsicherungssysteme zu
einer verbindlichen Richtlinie weiterentwickeln und die darin festgelegten Standards mit

einem sozialen Rechtsanspruch fiir Betroffene in den Mitgliedstaaten verbinden. In diesem

Zuge sollen alle Mitgliedstaaten ihre Sozialsysteme stufenweise gemafs ihrem jeweiligen
Wohlstandsniveau armutsfest ausgestalten, nachhaltige Integration in gute Arbeit fordern und
die soziale Infrastruktur ausbauen. Das bedeutet auch fur Deutschland Ruckenwind fir einen
starken Sozialstaat und mehr soziale Gerechtigkeit.

Soziale Sicherung krisenfest machen

Der Sozialstaat muss sich gerade in Krisenzeiten bewahren. Eine bessere Vorsorge gegen
wirtschaftliche und soziale Folgen externer Schocks muss daher eine zentrale Lehre aus den
Krisen der letzten Jahre sein. Die Sozialsysteme der Mitgliedstaaten missen krisenfest

gemacht werden und in Notlagen schnellen und wirksamen Schutz fiir die Menschen ermaoglichen.
Krisenbedingte Massenarbeitslosigkeit mit hohen sozialen Folgekosten und Harten aber
uberfordert viele Mitgliedstaaten der EU. Ihre Folgen destabilisieren die ganze EU. Mit dem
europadischen Kriseninstrument SURE wurden den Mitgliedstaaten wahrend der Coronapandemie
finanzielle Darlehen und Garantien bereitgestellt, um Arbeitsplatze durch den Einsatz von
Kurzarbeitergeld zu retten - ein grof3er Erfolg. Mit dem Instrument konnten allein im Jahr

2020 in Europa schatzungsweise 1,5 Millionen Jobs gerettet werden. Aufbauend auf dieser
Erfahrung wollen wir mit einer Arbeitslosenrickversicherung fiir die Mitgliedstaaten ein
dauerhaftes Kriseninstrument schaffen, das die nationalen Arbeitslosenversicherungen - und
damit die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt - in schweren 6konomischen Ausnahmesituationen
durch kreditbasierte Soforthilfen stabilisiert und Arbeitsplatze sichert.

Wohnen bezahlbar machen
Wohnen ist eine der zentralen sozialen Fragen unserer Zeit. Es muss als Teil der
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Daseinsvorsorge verstanden werden. In gesicherten Wohnverhadltnissen zu leben, ist fur alle
Menschen existenziell. Knapper Wohnraum in den Stadten, vielerorts steigende Mieten und ein
ruckldufiger Bestand an Sozialwohnungen belasten Mieter*innen bis in die Mitte der
Gesellschaft und fuhren zu Verdrangung und Unsicherheit. Wir wollen mehr bezahlbaren
Wohnraum schaffen und steigende Mieten begrenzen. Investor*innen, die europaweit im
erheblichen Umfang stadtische Wohnimmobilien aufkaufen, treiben vielerorts Immobilien- und
Mietpreise in die Hohe. Wir wollen die bestehenden europdischen Regelungen den Prufstand
stellen, um Mieter*innen in den Mitgliedstaaten besser vor steigenden Preisen zu schutzen.

Obdach- und Wohnungslosigkeit verletzt die Menschenwiirde und gehort zu den extremsten
Auspragungen von Armut. Die EU hat sich das Ziel gesetzt, Wohnungslosigkeit bis 2030 zu
beenden und eine Europaische Plattform zur Bekampfung der Obdachlosigkeit ins Leben gerufen.
Der Dialog zwischen den Mitgliedstaaten muss weiter gestarkt werden, damit sie voneinander
lernen kdnnen und bewahrte Konzepte wie Housing First adaptieren kdnnen. Ferner wollen wir
die Unterstutzung der betroffenen Menschen vor Ort starken. Die europdischen Fordermittel

fur entsprechende Vorhaben und Projekte wollen wir angemessen ausgestalten.

2. Starke Regionen

Kommunen starken

Die Starke und Attraktivitat der EU liegt auch in der Vielfalt ihrer Regionen und Kommunen.

Sie sind das Fundament der EU. Hier leben, lernen und arbeiten die Menschen. Starke Kommunen
florieren in einem starken Europa, das kommunalen Bedurfnissen und der kommunalen
Gestaltungsfreiheit eine besondere Bedeutung beimisst. Das Subsidiaritatsprinzip - also
Entscheidungen mdéglichst birgernah zu treffen - ist die Grundlage fiir ein Europa, das

schutzt und ermaglicht. Dieses Prinzip wollen wir starken.

Dazu gehort auch, dass die EU mit ihren Mdglichkeiten da unterstitzend wirken soll, wo
Kommunen an ihre Grenzen stoféen. In den Kommunen Europas findet das Alltagsleben der
Blrger®innen statt. Hier wird gewohnt und gearbeitet, werden Kinder betreut und das Ehrenamt
gepflegt. Kommunen bieten die Basis unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens und mit einer
funktionierenden Grundversorgung auch attraktive Standorte fir Unternehmen und
Arbeitnehmer*innen aus ganz Europa. Die Umsetzung der Wettbewerbsregeln darf nicht dazu
fuhren, dass Kommunen zur Privatisierung offentlicher Giiter gezwungen werden. Es braucht
deshalb gutes Vergabe- und Konzessionsrecht, das soziale und 6kologische Kriterien in den
Mittelpunkt stellt - und dabei die o6ffentliche Hand starkt. Es fordert die Rechtssicherheit

und ermoglicht Kommunen, sich fir qualitativ hochwertige Angebote zu entscheiden. So kdnnen
Kommunen selbst die Wertschopfung aus offentlicher Infrastruktur starken. Indem wir in der

EU die Rekommunalisierung vergangener Privatisierungen ermadglichen, sorgen wir fir neue
Entscheidungsspielraume vor Ort. Eine EU, die die kommunalen Gestaltungsspielraume
verteidigt und ausbaut, sichert Lebensqualitat und sozialen Zusammenhalt.

Insbesondere der Zugang zu sauberem und glinstigem Trinkwasser ist eine existenzielle
Grundlage fur ein gesundes Leben. Europa garantiert durch den Erfolg der Blrgerinitiative
Right2Water die weltweit hochsten Standards fur Trinkwasser. Die Versorgung mit Trinkwasser
soll weiterhin in kommunaler Hand bleiben und nicht nach rein marktwirtschaftlichen
Interessen bestimmt werden. Wir verteidigen daher die Ausnahme der Wasserversorgung aus der
Konzessionsrichtlinie und schiitzen das Recht auf Trinkwasser in der EU.

Europa muss vor Ort gelebt werden. Kommunen, Regionen, Unternehmen und die Zivilgesellschaft
brauchen mehr Mitspracherecht bei der Gestaltung europdischer Politik. Deshalb wollen wir

den Europaischen Ausschuss der Regionen und den Europaischen Wirtschafts- und

Sozialausschuss starken. Die grenziiberschreitende europaische Zusammenarbeit wie die
Stadtepartnerschaften oder Initiativen zur Starkung der grenziiberschreitenden regionalen
Wettbewerbsfdahigkeit (INTERREG-Programme) starken die Kommunen und Regionen. Sie wollen wir
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ausweiten. Die Ebene der europaischen Regionen (Euregios und Eurodistrikte) soll
entblrokratisiert und flexibler gestaltet werden. Sie tragen mit grenziberschreitenden
Programmen wie etwa einer Beratung fur Grenzpendler®innen, der Zusammenarbeit der
Handwerkskammern oder der gemeinsamen Raumentwicklung maRgeblich und nah am Alltag der
Burger*innen zum Gelingen der Europaischen Union bei.

Zusammenhalt vor Ort fordern

Der Erfolg des Green Deal und der Zusammenhalt der EU entscheiden sich vor Ort: in den
europaischen Regionen und anhand konkreter Projekte. Eine effiziente Forderpolitik in der EU
ist an den Chancen und Herausforderungen des digitalen und 6kologischen Wandels
ausgerichtet. Wir stellen dabei die wirtschaftliche und soziale Annaherung der Regionen in
Europa in den Vordergrund. Der Umfang der Fonds und Férderprogramme soll sich in seiner
Grofde an den Herausforderungen orientieren.

Europaische Regionen sind bislang unterschiedlich stark auf diese Herausforderungen
vorbereitet. Das gilt sowohl innerhalb als auch zwischen den europadischen Mitgliedstaaten.
Eine konsistente und an klaren Kriterien ausgerichtete Forderpolitik wird bei der

Bewaltigung dieser Herausforderungen zu Antrieb und Kompass zugleich. Strukturschwache und
landliche Regionen, sowie Regionen mit industrieller Pragung und
Modernisierungsherausforderungen, wollen wir bei der Auszahlung in den Mittelpunkt stellen,
um gleichwertige Lebensverhaltnisse fur alle Menschen zu schaffen.

Gerade in strukturschwachen Regionen stellt der demografische Wandel eine grofie
Herausforderung dar. Die Abwanderung von Fachkraften, insbesondere jungen Menschen und
Frauen, fihrt diese Regionen in eine Spirale der Perspektivlosigkeit. Dem muss die EU-
Forderpolitik entgegenwirken. So starken wir die Gestalter*innen der Zukunft vor Ort und
schaffen gute Perspektiven flir die Regionen.

Grof3e Herausforderungen brauchen eine grofse Kraftanstrengung und gleichzeitig Effizienz und
Zielgenauigkeit im Einsatz der Mittel. Das stellen wir sicher, indem wir die Férdermittel an
Kriterien im Sinne des europaischen Green Deal ausrichten. Der Europdische Sozialfonds
(ESF+) spielt dabei eine bedeutende Rolle. Durch ihn werden auch bei uns zahlreiche
Grunder®innen und Angestellte beraten, unterstiitzt und lebenslang weiter gebildet. Wir
statten den ESF+ mit ausreichend Mitteln aus, um Uber ihn unter anderem aktive
Beschaftigungspolitik und soziale Teilhabe zu fordern. Dabei setzen wir uns dafir ein, dass
die Bedingungen guter Arbeit eine grofie Rolle spielen und die Mittel zu Treibern fir eine
gerechte EU werden. Durch ein starkes Bekenntnis zu Tarifen, einen guten Arbeits- und
Gesundheitsschutz und vielfaltige Mdglichkeiten, Aus- und Weiterbildungen wahrzunehmen,
werden attraktive Arbeitsplatze fir die geforderten Regionen zum Standortvorteil.

Europaische Fordermittel bieten eine grofie Chance, innovative Projekte zu entwickeln. Die
Beantragung der Mittel ist jedoch oft zu kompliziert. Das reduziert die Zahl der Antrage und
manche gute Projekte werden nicht verwirklicht. Das andern wir, indem wir uns dafur

einsetzen, den Zugang zu Fordermitteln zu vereinfachen und die Umsetzung zu erleichtern.

Dabei stellen wir die Zielgenauigkeit sicher. Gleichzeitig erhalten wir die nétige

Flexibilitat, um auf neue Herausforderungen reagieren zu konnen. Um burokratische Hirden
abzubauen, wollen wir unter anderem bei kleineren Fordersummen mehr Pauschalen einfiihren und
ehrenamtliche Antragstellerinnen nach Projektbewilligung von der Vorfinanzierung befreien.
Burokratieabbau schafft so mehr Effizienz.

Jede wichtige Veranderung braucht die Beteiligung der Blirger*innen und der Zivilgesellschaft
vor Ort. Eine Politik des Gehortwerdens nutzt die lokale Expertise und schafft gegenseitiges
Verstandnis. Dieses Wissen kann durch die Partnerschaft fur Burgerbeteiligung
(Partnerschaftsprinzip) einflief3en. Mechanismen wie Burgerdialoge, 6ffentliche Beratungen
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oder Foren sollen Teil der Prozesse zur Mittelvergabe in allen Mitgliedstaaten sein. So
sichern wir Mitbestimmung und demokratisieren die Forderpolitik der EU.

Chancen in landlichen Raumen nutzen

Landliche Raume sind Zukunfts- und Chancenraume. Ihre Entwicklung entscheidet erheblich tber
den Erfolg einer EU, die zusammenhalt. Die Verkehrswende kann die landlichen Raume naher
zusammenbringen. Die Energiewende kann neue Wertschopfung und finanziell gestarkte Kommunen
schaffen. Die Entwicklung aller landlichen Raume ist fUr uns ein zentrales Ziel. Alle

Menschen sollen mitentscheiden und davon profitieren konnen. Dazu brauchen sie eine

verlassliche Daseinsvorsorge und Orte, an denen sie sich begegnen und austauschen kdnnen.

Wir wollen die Daseinsvorsorge starken, indem wir Blirgergenossenschaften und

multifunktionale Einrichtungen unterstitzen. Um das zu erreichen, wollen wir Forderansatze

wie LEADER und den EU-Multifondsansatz in der Strukturpolitik weiter starken.

Energie wird wieder zunehmend in der Flache erzeugt, das schafft zusatzliche Wertschdpfung

auf dem Land. Den Flachenverbrauch wollen wir dabei minimieren und konsequent Mehrfachnutzen
mitdenken, beispielsweise iber Agri-Photovoltaik-Anlagen, Biodiversitats-Photovoltaik oder

mehr erneuerbare Stromerzeugung uber versiegelten Flachen. Den Ausbau der Erneuerbaren und
die Modernisierung von Wirtschaft und Gesellschaft werden wir durch den gezielten Einsatz

von Forderungen so unterstitzen, dass die Menschen vor Ort davon profitieren. Wir setzen uns
dementsprechend dafiir ein, den Europadischen Landwirtschaftsfonds fir die Entwicklung des
landlichen Raums (ELER) in die Kohasionsmittel zu integrieren und es auszubauen.

Vergaberecht modernisieren

Eine echte Infrastrukturunion, ein starker europaischer Markt und die Umsetzung des Green
Deal in ganz Europa gehen Hand in Hand mit massiven Investitionen in eine sichere Zukunft,
auf nationaler wie europdischer Ebene. Mit einem an sozialen und nachhaltigen Kriterien
ausgerichteten Vergaberecht werden diese Investitionen einmal mehr zum Motor fir eine
gerechte und zukunftsfeste EU. Besonders dort, wo wir in eine stabile europaische
Infrastruktur, in effiziente Stromnetze, ein zuverldssiges Bahnnetz oder ein am Menschen
ausgerichtetes Gesundheitssystem investieren, konnen wir viel bewirken. Die europdische
Infrastrukturunion anzukurbeln, hat positive Effekte auf den europaischen Arbeitsmarkt: Es
entstehen gerade in diesen Sektoren neue Jobs. Diese Jobs sollen auch gute Jobs werden. Ein
starkes Vergaberecht sichert die Zukunft vieler Arbeitnehmer*innen in ganz Europa.

Der Staat ist selbst ein grofer wirtschaftlicher Akteur, diesen riesigen Hebel wollen wir
nutzen. Egal ob Dienstleistungen oder Waren: Offentliche Beschaffungen sollten in der EU
konsequent nachhaltig erfolgen. Daher wollen wir die Richtlinie fur 6ffentliches
Beschaffungswesen modernisieren und auf Nachhaltigkeitskriterien ausrichten.

Dabei bleiben Transparenz, Digitalisierung, Entburokratisierung und unkomplizierte Verfahren
unsere Leitlinien. Jedes Unternehmen soll sich einfach und erfolgreich um die Vergabe
offentlicher Auftrage bewerben kdnnen. Geldverschwendung wird durch eine klare
Beschaffungspolitik minimiert. Die einfache Kommunikation der Regeln und eine aktive
Unterstitzung flr kleine und lokale Anbieter, beispielsweise mit Hinweisen auf die
rechtlichen Rahmenbedingungen, sorgen dabei fiir Gerechtigkeit. Die Vergabe offentlicher
Auftrage wird so zum Wettbewerb um die besten Konditionen.

3. Eine verlassliche Gesundheitsversorgung
Gesundheitskrisen europdisch bewiltigen
Wir wollen ein Europa, das gemeinsam die Gesundheit aller Menschen schutzt.

Die Coronapandemie hat einmal mehr gezeigt, dass die grofen Herausforderungen fir unsere
Gesundheit keine nationalen Grenzen kennen. Sie hat uns auch gezeigt, dass wir ihnen
gemeinsam besser begegnen kénnen. Die schnelle Entwicklung und Verfligbarkeit der
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Coronaimpfstoffe zum Beispiel war auch ein europaischer Erfolg, der durch langjahrige

Forschung, innovative Unternehmen und grenziiberschreitende Zusammenarbeit zustande gekommen
ist. Die EU hat in der Pandemie die gemeinsame Beschaffung von Schutzausristungen und
Impfstoffen vorangetrieben, gemeinsame Forschungstatigkeit gestarkt, bei GrenzschlieBungen
Freizligigkeiten und Warenlieferungen koordiniert sowie ckonomische Notsituationen

abgefedert. Auch die Kompetenzen des Europadischen Zentrums fur die Pravention und die

Kontrolle von Krankheiten (ECDC) wurden erweitert, um den Austausch mit und zwischen den
Mitgliedstaaten zu starken sowie Gesundheitskrisen friher zu erkennen und zu bewaltigen.

Um grenzuberschreitende Gesundheitskrisen besser zu bewaltigen und die Krisenvorsorge zu
starken, wollen wir noch enger auf europaischer und globaler Ebene zusammenarbeiten. Die EU
hat hier eine wichtige Rolle, um nationale Mafinahmen zu unterstitzen und zu erganzen. Sie
kann auch global einen wichtigen Einfluss ausiiben. Auf internationaler Ebene setzen wir uns
dafur ein, die Weltgesundheitsorganisation (WHO) und multilaterale Gesundheitsinitiativen
politisch, finanziell und personell zu starken sowie den globalen Zugang zu bezahlbaren
Medikamenten zu verbessern. Das ist eine Frage der Solidaritat, denn Gesundheitskrisen

treffen die Armsten hiufig am stérksten. Es liegt aber auch in unserem Eigeninteresse, denn
Pandemien sind globale Herausforderungen. Wir setzen uns fir einen aktiven Technologie- und
Wissenstransfer beziglich der Herstellung entscheidender Arzneimittel ein. Monopole auf
geistiges Eigentum zur Bekampfung von Krankheiten durfen den Zugang zu uberlebenswichtigen
Schutzmaterialien, Gesundheitstechnologien, Impfstoffen und Medikamenten nicht verhindern.

Lehren aus der Pandemie ziehen

Auch wenn mit den Ausgangsbeschrankungen oder der Maskenpflicht die sichtbarsten Zeichen der
Coronapandemie verschwunden sind, leiden noch immer viele Menschen unter den Folgen von
Covid-19. Betroffene von myalgischer Enzephalomyelitis bzw. dem chronischen
Erschépfungssyndrom (ME/CFS), von Post-Vac oder von Long Covid finden nicht die notwendige
Aufmerksamkeit, werden fehldiagnostiziert oder treffen auf Vorurteile. Deshalb wollen wir

auf europaischer Ebene Forschungsgelder zur Diagnostik dieser Krankheitsbilder sowie zu
Heilungsmethoden bereitstellen. Zudem braucht es mehr europadischen Austausch, beispielsweise
durch ein EU-Sachverstandigennetzwerk.

Covid-19 ist - neben beispielsweise Aids oder Ebola - ein weiterer Fall einer sogenannten
Zoonose, also einer Krankheit, die von Tieren auf den Menschen ubertragen wurde. Damit
unterstreicht die Coronapandemie einmal mehr, dass die menschliche Gesundheit nicht isoliert
betrachtet werden sollte, sondern in engem Zusammenhang mit der Umwelt und der
Tiergesundheit steht. Deshalb ist der One-Health-Ansatz ein Leitbild fur unsere
Gesundheitspolitik: Ausreichend Raum fir die Natur hilft im Kampf gegen Zoonosen; weniger
Antibiotika in der Massentierhaltung fihrt zu weniger Antibiotikaresistenzen; saubere Luft

und weniger Giftstoffe in der Umwelt retten Menschenleben.

Mentale Gesundheit in den Fokus nehmen

Krieg, Inflation, Klimakrise, Pandemie - die vergangenen Jahre waren unruhig, konfliktreich

und gepragt von Krisen und Umbriichen, die an niemandem spurlos vorbeigegangen sind. Diese
Zeit ist fur viele Menschen auch eine seelische Belastung. Gerade auch bei vielen jungen
Menschen haben sich psychische Probleme verscharft. Im Gegensatz zur korperlichen wird der
seelischen Gesundheit im offentlichen Gesundheitswesen aber oft nicht die ndtige
Aufmerksamkeit zuteil. Das wollen wir auch mit der Unterstiitzung aus Europa andern. Wir
setzen uns sowohl flir eine verbesserte europaweite Pravention ein als auch dafur, die
bisherigen Ansatze um die psychische Gesundheit zu verbessern und Erkrankungen besser zu
behandeln. Wir treten flr eine Vernetzung von Expert*innen in Europa ein und wollen zusammen
mit den Mitgliedstaaten umfassende Losungsstrategien entwickeln. Da die Ursachen fur mentale
Gesundheitsprobleme vielfaltig sind, miissen wir sie auch auf allen Ebenen angehen. Darum
setzen wir uns dafir ein, dass die Auswirkungen auf die mentale Gesundheit Ubergreifend in
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allen relevanten Politikfeldern mitgedacht werden. Dafiir braucht es ein groReres
Problembewusstsein in der EU und ihren Institutionen. Wir begrifien in dieser Hinsicht die
Strategie der EU-Kommission fur psychische Gesundheit und setzen uns fiir eine mdglichst
rasche und umfassende Umsetzung ein.

Auch Einsamkeit erfahren immer mehr Menschen in Europa. Das ist fiir die Betroffenen hdufig
ein sehr belastender Zustand. Gerade auch altere Menschen sind davon betroffen. Die Pandemie
hat die Situation fur viele Menschen diesbezuglich weiter verscharft. Wir setzen uns mit
unserer Politik fur mehr gesellschaftlichen Zusammenhalt, Teilhabe und Integration ein.

Arzneimittelversorgung sicherstellen

Die Herausforderungen fiir die europaischen Gesundheitssysteme sind immens: alternde
Gesellschaften, eine steigende Zahl chronischer Erkrankungen und Epidemien. Die
Coronapandemie hat zudem deutlich gemacht, dass die EU bei Arzneimitteln und ihren
Wirkstoffen zu sehr von Importen aus Drittstaaten abhangig ist — und damit hdufig auch eine
Produktion unter schlechten Arbeitsbedingungen und schlechten Umweltstandards in Kauf nimmt.

Um die grofien Herausforderungen fur den Gesundheitsbereich zu adressieren, hat die EU-
Kommission ein Gesetzespaket zur Reform des Pharmasektors vorgelegt. Wir begrifien die
Vorschlage, die darauf abzielen, Lieferketten zu diversifizieren und nachhaltiger zu machen

sowie Pharmaunternehmen zu verpflichten, Arzneimittelengpassen besser vorzubeugen und diese
friher zu melden.

Um Unternehmen zu ermutigen, Arzneimittel und Wirkstoffe in Europa zu entwickeln und zu
produzieren, braucht es Anreize und weniger burokratische Verfahren. Dabei setzen wir zwei
Prioritaten: Zum einen missen kritische Arzneimittel, die jederzeit unentbehrlich sind,
beispielsweise wichtige Antibiotika, durch eine Produktion in Europa zuverldssig verfugbar
sein. Zum anderen wollen wir hier Wirkstoffe fir Krankheiten entwickeln, fur die es bislang
keine oder nur unbefriedigende Diagnose- oder Therapiemdglichkeiten gibt. Die Anreize fur
Forschung und Entwicklung sowie der Schutz von geistigem Eigentum durfen zugleich aber nicht
die Bezahlbarkeit von essenziellen Arzneimitteln gefahrden und den Markteintritt von

Generika unverhaltnismafdig verzogern. Zudem setzen wir uns fir geschlechterspezifische
Forschung und Medizin ein, damit Unterschiede bei Diagnose und Behandlung zwischen Frauen
und Mannern besser berucksichtigt werden.

Es ist viel zu undurchsichtig, wie Preise fur Arzneimittel festgesetzt werden. Der Mangel an
Transparenz und Rechenschaftspflichten in diesem Bereich flhrt teilweise zu immensen
Preisanstiegen. Gerade wenn offentliche Mittel fur die Arzneimittelentwicklung eingesetzt
werden, sollte das mit Transparenz Uber die Kosten fiir Forschung und Entwicklung sowie die
Preisgestaltung einhergehen.

Gesundheitsdaten sicher nutzen

Die Digitalisierung im Gesundheitswesen hat groRe Vorteile flr die gesundheitliche

Versorgung von Patient*innen und die Forschung. Krankheiten kdnnen besser diagnostiziert,
Krankheitsursachen erforscht, Doppeluntersuchungen vermieden und die Behandlung von
Patient*innen zwischen verschiedenen Arzt*innen und Krankenh&usern grenziiberschreitend in
ganz Europa vereinfacht werden. Der europaische Gesundheitsdatenraum soll deshalb europaweit
den Zugang zu digitalen Patient*innen-Akten ermdglichen.

Wir wollen dabei durch effektiven Datenschutz die Rechte der Patient*innen starken. Eine
Weitergabe der Daten erfolgt dabei nicht gegen den Willen der Patient*innen, eine
Rickverfolgbarkeit der Daten muss ausgeschlossen werden. Sie sollen Zugang zu den Daten
bekommen, die Uber sie gespeichert sind. Auch die Bedurfnisse vulnerabler Gruppen missen
umfassend berlicksichtigt werden.
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Wir mochten die anonymisierten bzw. pseudonymisierten Gesundheitsdaten auch fur die
Forschung und fir 6ffentliche Stellen zur besseren Einschdatzung von Notsituationen in der
Gesundheitsversorgung zuganglich machen. Dies stellt einen wichtigen Paradigmenwechsel in
der Gesundheitsdatennutzung dar, den wir gestalten wollen. Der Zugang zu grofieren
Datenmengen und deren Analyse fordert Innovationspotenzial und kann damit die Versorgung der
Patient*innen verbessern. Wichtig ist dabei, dass dies rechtssicher und unter Wahrung des
Datenschutzes erfolgen darf, denn die Informationen zur eigenen Gesundheit gehdren zu den
sensibelsten und personlichsten Daten Uberhaupt.

Grundlegend fir den Erfolg der Digitalisierung im Gesundheitswesen ist eine einheitliche
technische Sprache, um eine Zusammenfiihrung von Daten und eine grenziiberschreitende Nutzung
in Europa zu ermdglichen. Daher wollen wir die Entwicklung und verpflichtende Nutzung von
international gebrauchlichen Datenstandards und interoperablen Schnittstellen durch die
Softwaresysteme von Beginn an sicherstellen.

Antibiotikaresistenzen eindimmen

Antibiotika kdnnen Menschenleben retten Das soll auch in Zukunft gewahrleistet sein. Daher
mussen Mafinahmen ergriffen werden, um ihre Wirksamkeit dauerhaft zu garantieren. Durch einen
verantwortungsvollen Umgang mit Antibiotika wollen wir die Entstehung und Verbreitung
multiresistenter Keime verhindern. Denn diese sind eine der groRten gesundheitlichen
Herausforderungen der Menschheit. Besonders bei Menschen mit schwachen Immunsystemen wie
Alteren, Kindern oder Menschen mit Erkrankungen fiihren sie jedes Jahr zu Hunderttausenden
Todesfallen weltweit. Darum ist es wichtig, dass Antibiotika nur dort eingesetzt werden, wo

es sie wirklich braucht. Das muss besonders die Landwirtschaft in den Blick nehmen. Wir

wollen den umsichtigen Einsatz von Antibiotika in der Humanmedizin starken und die Forschung
fordern. Zudem sollten schnelle Diagnosetests, die vor einer Verschreibung uberprifen, ob

die Behandlung mit Antibiotika geboten ist, in ausreichender Menge verfiuigbar sein.

Wir wollen die EU-Liste fiir Reserveantibiotika, die fliir die Humanmedizin vorbehalten bleiben
und nicht in der industriellen Tierhaltung eingesetzt werden dirfen, an den entsprechenden
Kriterien der WHO ausrichten. Aufserdem wollen wir den Import von tierischen Produkten
beenden, bei denen in der EU verbotene Antibiotika eingesetzt wurden. Durch Mafinahmen fur
bessere Hygiene und Abwasserentsorgung wollen wir den Eintrag von Antibiotikartickstanden in
die Umwelt verringern. Wir wollen die Entwicklung neuer Antibiotika und wirksamer
alternativer Behandlungsmethoden durch Anreize fordern.

Der Pflege den Riicken stirken

Ein starkes offentliches Gesundheitswesen und eine bedarfsgerechte Pflege sind

unverzichtbar, um die menschliche Wirde zu schitzen und Selbstbestimmung zu fordern. Der
Mangel an Pflegefachpersonen spitzt sich immer weiter zu, in der EU und auch hier in
Deutschland. Deshalb wollen wir die Attraktivitat des Pflegeberufs steigern, die berufliche
Freizligigkeit innerhalb der EU in diesem Bereich erleichtern und die Arbeitsbedingungen des
Pflegepersonals verbessern. Unser Ziel sind einfachere Anerkennungsverfahren fur
Studienabschliisse sowie fur Aus- und Weiterbildungen von Pflegefachpersonen innerhalb der EU
und aus dem Ausland. Im Rahmen der EU-Pflegestrategie setzen wir uns fir wettbewerbsfahige
Arbeitsbedingungen und Gehalter der professionellen Pflege gegenuber anderen Branchen ein.
Zudem braucht es mehr Investitionen in Pflegeeinrichtungen sowie in die Aus- und
Weiterbildung von Pflegefachpersonen. Auch ein starkeres Engagement der EU in Forschungs-
und Modellprojekten sowie ein Wissens- und Erfahrungstransfer zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen in Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen der Mitgliedstaaten wollen wir
fordern.

Um die Situation der Pflegekrafte in der hauslichen Betreuung zu verbessern, fordern wir
eine Uberarbeitung der Rechtsvorschriften fir Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
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Arbeit, um sicherzustellen, dass auch angestellte Pflegekrafte in privaten Haushalten
einbezogen werden und gute Arbeitsbedingungen haben.

Cannabis europaweit legalisieren

An verschiedenen Orten der Welt ist der Wechsel hin zu einem unideologischen und zeitgemafien

Umgang mit Cannabis bereits gelungen. Wir setzen uns auch in Europa flr eine zeitgemafie
Drogenpolitik ein, die Gesundheit und Jugendschutz in den Vordergrund stellt und die
kriminellen Strukturen hinter dem Drogenhandel effektiv bekdmpft. Mit einem ersten grofsen
Schritt bei der Legalisierung von Cannabis in Deutschland macht die Ampelkoalition endlich
Schluss mit der gescheiterten Drogenpolitik der letzten Jahrzehnte und setzt auf Vernunft
statt Kriminalisierung. Wir entlasten Polizei und Justiz und starken die Konsument*innen in
ihrer freien bewussten Entscheidung.

Indem wir kontrollierte, aber legale Bezugswege fir Cannabis schaffen, starken wir die
Verbraucher*innen und ddmmen den Schwarzmarkt ein. Gleichzeitig starken wir Pravention und
Verbraucherschutz. Das europdische und internationale Recht setzt aktuell den

Mitgliedstaaten im Umgang mit Cannabis enge Grenzen. Wir streben eine europaweite
Legalisierung und kontrollierte Abgabe von Cannabis an. Deshalb werden wir uns in Europa
daflr einsetzen, dass das europaische und internationale Recht in Bezug auf die Produktion,
den Vertrieb und Verkauf von Cannabisprodukten entscharft wird.

4. Bildung und Chancen

Europas Hochschulen besser vernetzen

Europas Hochschulen sind die Grundlage fiir Chancen und Innovation. Wenn wir sie vernetzen,
konnen wir ihre vielfaltigen Kompetenzen und Profile noch besser flir den ganzen Kontinent
nutzen. Wir haben uns deshalb lange fir die Griindung von europaischen Hochschulen oder
Hochschulnetzwerken eingesetzt - und begriifRen, dass nach einer Pilotphase 2018 jetzt bereits
zwei Ausschreibungsrunden stattfinden konnten. Wir setzen uns fir weitere
Ausschreibungsrunden sowie eine engere Zusammenarbeit der Hochschulnetzwerke ein.

Wir unterstutzen die Idee eines europdischen Hochschulabschlusses (European Degree). Ein
European Degree kann ein zusatzliches Qualitatssiegel darstellen, das binationale,
trinationale bzw. europaische und internationale Abschlisse als zusatzliches Qualitatssiegel
aufwertet und damit Anreize fur die Internationalisierung von Studiengangen schafft.

Egal in welchem Land: Studierende haben selten viel Geld zur Verfligung. Besuche in Museen,
Theatern, aber auch beispielsweise Ausflige in andere Stadte erdffnen neue Horizonte. Viele
dieser Einrichtungen bieten Rabatte flir Studierende an. Aber gerade fiir Studierende aus
anderen Landern ist es oft schwierig, diese Verglinstigungen mit ihren heimischen
Studierendenausweisen zu erhalten. Die EU hat mit der European Student Card (ESC) und dem
digitalen Studierendenausweis in der Erasmus+-App bereits erste Schritte fur einen
europaischen Studierendenausweis unternommen, aber nur fur einen sehr begrenzten
Personenkreis. Wir wollen, dass alle Studierenden an europaischen Universitaten und
Hochschulen einen (digitalen) europaischen Studierendenausweis bekommen kdnnen.

Berufsabschliisse europaweit anerkennen

Die Moglichkeit, in jedem europdischen Land zu studieren oder zu arbeiten, eroffnet viele
neue Perspektiven. Wenn es aber konkret wird, wird es oft schwierig: Zwar haben wir mit
Bachelor und Master im Bologna-Prozess ein vergleichbares Abschlusssystem in der EU
geschaffen. Aber es ist kein Automatismus, dass zum Beispiel der Bachelor aus einem Land in
einem anderen Land fur ein Masterstudium anerkannt wird. Studierende und Absolvent*innen
mussen in dem jeweiligen Land eine oftmals noch sehr burokratische Prozedur durchlaufen.
Teils wird dann der heimische Abschluss geringwertiger eingestuft, teils ist die Anerkennung
sehr kostspielig. Darum setzen wir uns dafur ein, dass Universitatsabschlisse einfacher und
schneller in jedem Land der EU anerkannt werden.
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Noch schwieriger wird es bei Berufsabschlussen. Hier ist die Anerkennung oft kompliziert,
langwierig und teuer. In Zeiten des Fachkraftemangels ist das besonders kontraproduktiv. Fur
eine Handvoll Berufe kdnnen Menschen deshalb den Europdischen Berufsausweis (EBA) in ihrem
Heimatland beantragen. Mit diesem elektronischen Verfahren ist es leichter, sich die
Qualifikation in einem reglementierten Beruf in einem anderen EU-Land anerkennen lassen zu
konnen. Wir wollen die Anzahl der Berufe, fur die der EBA moglich ist, deutlich erweitern.

Politische Bildung gegen Desinformation

Unsere Demokratien und unsere Werte sind stetigen Angriffen autoritarer und
demokratiefeindlicher Stromungen aus dem In- und Ausland ausgesetzt. lhre Mittel:
Desinformationen und Fake News. Sie operieren immer mehr grenziiberschreitend und versuchen,
den Zusammenhalt in der EU und unsere europdischen Werte zu unterminieren. lhre
Verschworungsmythen sdaen Hass und Ausgrenzung. Dem mussen wir starker und europaisch
koordiniert entgegenwirken. Wir wollen daher eine Europaische Zentrale flr politische
Bildung griinden, einen Anlaufpunkt fur politische Bildung, der gezielt die europdische
Dimension von Desinformation adressiert. Sie soll sich vor allem an Jugendliche und junge
Erwachsene wenden, zugleich aber allen Blrger®innen als Informationsquelle zur Verfligung
stehen und breite Angebote im digitalen Raum schaffen.

Sie kann den europaischen Gedanken und komplexe europdische Prozesse zielgruppengerecht
erklaren. Diese Zentrale soll zudem die digitale Medienkompetenz der Menschen in Zeiten von
Desinformation und Fake News starken. Dazu kann sie in der Forschung und Aufkldrung auch
eine Vernetzung der europdischen Akteure vorantreiben. Sie soll unabhangig und nach klaren
wissenschaftlichen und ethischen Kriterien arbeiten kdnnen. So férdern wir unsere
demokratischen Werte und starken den Einsatz gegen Diskriminierung.

Mit Erasmus Europa kennenlernen

Erasmus+ ist fiir viele die erste und oft auch persénlichste Begegnung mit der EU. Uber
Erasmus+ wird gelebte europdische Gemeinschaft geférdert und der akademische und berufliche
Austausch ermaglicht.

Im Zentrum des Programms steht der Studierendenaustausch: Wir wollen, dass mehr Menschen
diese Erfahrungen machen kénnen, vor allem aus Familien, denen das Geld fir Urlaub oder
Austauschzeit im Ausland fehlt. Fir viele ist es ein grofder Schritt, von zuhause ins Ausland

zu gehen, und die Aussicht, sich in dieser Zeit keinen Besuch bei der Familie leisten zu
konnen, eine Hemmschwelle. Deshalb wollen wir ein Mobilitatsticket fur Erasmus-
Teilnehmer*innen einflihren, das es ihnen ermdglicht, einmal pro Halbjahr kostenlos nach
Hause und zurick zu fahren.

Wir wollen, dass sich auch Menschen mit Behinderung fiir eine wertvolle Erasmus+-Erfahrung
entscheiden kdnnen. Deshalb wollen wir die Beratungsangebote ausbauen sowie Informationen
barrierefrei zur Verfligung stellen. Wir wollen mit Grofibritannien Wege finden, wie Menschen
auf beiden Seiten nach dem Brexit wieder vom Austausch profitieren konnen.

Fur viele Studierende ist Erasmus+ ein Begriff. Bei Auszubildenden aber ist das Programm
noch nicht ausreichend bekannt. Das wollen wir andern. Denn es bietet viele Mdglichkeiten,
neue fachliche Kompetenzen zu lernen und neue Erfahrungen zu sammeln. Mit besseren
Informationen, mehr Beratung sowie einfacheren Antragen und Anerkennungen wollen wir
Erasmus+ fur Auszubildende starken.

Erasmus+ ist eine der europaischen Erfolgsgeschichten, auch fir die Jugendarbeit. Mit Blick
auf die Verhandlungen zum Mehrjahrigen Finanzrahmen ab 2028 werden wir uns dafir einsetzen,
die Mittel fur Erasmus+ zu verdoppeln.

5. Europas Jugend
Jugend beteiligen
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Europa lebt durch Gemeinschaft, Begegnungen, Toleranz und Verstandnis flreinander. Um dies
zu ermoglichen, spielt europaische und internationale Jugendarbeit eine auf3erordentliche

Rolle. Sie ermdglicht es jungen Menschen, Uber den Tellerrand hinauszuschauen und europaweit
Freundschaften zu schliefien. Jugendverbande und Jugendgruppen sind Grundlage fir die
Gestaltung von Freizeit und Bildung von Millionen Jugendlichen in Europa. In unserer
Zivilgesellschaft muss sichergestellt werden, dass ehrenamtliches Engagement von
Jugendlichen wertgeschatzt wird und Jugendarbeit nicht an blrokratischen Hirden scheitert.
Wir sprechen uns daher fir eine Starkung und Vereinfachung der Projektforderung uber
Erasmus+ aus.

Viele reden uber Jugendliche und ihre Bedurfnisse. Wir wollen, dass sie selbst zu Wort
kommen und ein Mitspracherecht fiir das Europa haben, in dem sie leben. Sie sind derzeit im
politischen Geschehen massiv unterreprasentiert. Darum ist es gut, dass jetzt in Deutschland
Jugendliche ab 16 Jahren erstmals bei der Europawahl wahlen konnen. Wir setzen uns dafur
ein, dass dies in allen Mitgliedstaaten und in Deutschland auf allen Ebenen Wirklichkeit
wird.

Auch Uber das Wahlrecht hinaus wollen wir die Jugendbeteiligung in Europa strukturell weiter
starken. Uber den EU-Jugenddialog hat die Europaische Union einen direkten Kanal fiir die
Beteiligung junger Menschen und Jugendverbande auf europdischer Ebene geschaffen, dieser
soll weiter gestarkt und bei anderen Beteiligungsformaten integriert werden. Die Ergebnisse
dieser Beratungen sollen zuklnftig noch starker in die Arbeit der EU-Kommission einfliefien
und junge Menschen und ihre Interessenvertreter*innen kunftig regelmafsig im Europaischen
Parlament angehdrt werden. Wir unterstitzen zudem den EU Youth Check, mit dem die
Auswirkungen von EU-Entscheidungen auf junge Menschen lberprift werden sollen. In der EU-
Jugendstrategie werden die Leitlinien fur europaische Jugendpolitik gezogen. Wir wollen
sicherstellen, dass eine Weiterentwicklung der EU-Jugendstrategie die Interessen junger
Menschen in allen Politikbereichen starkt. Wir setzen uns aufserdem dafir ein, dass die

Stelle der EU-Jugendkoordinatorin aufgewertet wird.

Freiwilligendienste ausbauen

Eine Gemeinschaft ist so stark wie das Engagement ihrer Mitglieder. Der Zivilgesellschaft
kommt hierbei eine besondere Rolle zu. Gerade das Engagement von jungen Europaer*innen ist
elementar - zum Beispiel fur die Flichtlingshilfe oder, Projekte der Demokratieforderung,
Klimaschutz oder soziale Gerechtigkeit.

Darum wollen wir eine Million Platze im Europdischen Freiwilligendienst schaffen, gerade
auch fir Jugendliche aus Elternhdusern mit niedrigem Einkommen. Fur sie missen wir bessere
Rahmenbedingungen schaffen, damit Engagement etwas ist, das sich jede und jeder leisten
kann. Fir die Durchfihrung von Freiwilligendiensten braucht es aber auch Vereine, Verbande
und Organisationen, die sie anbieten. Diese wollen wir starken, denn sie schaffen Orte der
Demokratie und des zivilgesellschaftlichen Engagements.

Diese Idee wollen wir nicht nur fur Jugendliche anbieten. Wir wollen auch die Erfahrungen,
das Wissen und das Engagement von Senior*innen in ganz Europa fruchtbar machen: Viele von
ihnen haben Kenntnisse, die sie auch im Rentenalter noch einsetzen wollen. Mit einem
europaischen Programm wollen wir den Rahmen bereitstellen, mit dem Senior*innen Gberall in
der EU an Projekten in Ausbildung, Vermittlung oder Zivilgesellschaft mitarbeiten konnen.

Europa entdecken

Mit dem DiscoverEU-Programm konnen 18-Jahrige die EU praktisch erleben. Zweimal im Jahr
werden unter jungen Menschen sogenannte TravelPasses verlost, mit denen sie dann in einem
bestimmten Zeitraum 30 Tage lang mit dem Zug durch Europa reisen kdnnen. Gemeinsam mit
anderen jungen Menschen aus unterschiedlichen Landern kdnnen sie entdecken, wie vielfaltig
Europa ist. Daher unterstitzen wir das DiscoverEU-Programm und wollen es zukunftig noch
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ausbauen. Unser Ziel ist es, aus vielen parallelen Reisen mehr gemeinsame Erlebnisse zu
schaffen. Wir wollen das Programm bekannter machen, besonders unter jungen Menschen aus
weniger wohlhabenden Elternhdusern. Aufierdem wollen wir Anreize dafur setzen, dass Gruppen
aus mehreren europadischen Landern zusammen verreisen.

6. Verbraucherschutz

Verbraucherschutz als Standortvorteil begreifen

Der Rechtsschutz der Verbraucher*innen macht die EU zu einer Union der starken Burger*innen.
Die Freiheiten fur Waren, Kapital, Dienstleistungen und Personen im europaischen Binnenmarkt
gehoren zu den grofiten Standortvorteilen der EU. Der Verbraucherschutz sichert Konsum,
Gesundheit und Freiheiten weitreichend ab und macht die EU damit weltweit zur Vorreiterin:
Geblhrenfreies Roaming, ein nutzer*innenfreundlicher Strommarkt, moderne Infrastruktur oder
sichere und langlebige Konsumguter sind nur einige wenige Beispiele.

Und es funktioniert: So verspricht etwa ein einheitliches Ladekabel fir mobile Endgerate,
den Kabelsalat in unzahligen Schubladen zu beenden. Der verbindliche europdische Standard
starkt die europdische Kreislaufwirtschaft, verringert Elektroabfall und erleichtert

merklich das Leben der Verbraucher*innen. Wir wollen dabei das ganze Spektrum digitaler
Endgerate wie Smartwatches, E-Reader oder Kopfhorer abdecken und auch kabellose
Ladetechnologien mit einschliefen.

Das verbindliche Okodesign, also die Produktion nach Kriterien der Haltbarkeit,
Reparierbarkeit und 6kologischen Vertraglichkeit, beschert den Verbraucher*innen bessere
Produkte. Wir setzen uns fir eine schnelle Umsetzung der Richtlinien ein, sodass relevante
Produktgruppen wie Spielzeug, Mdbel oder Kleidung zeitnah umfasst werden.

Geht ein Produkt doch mal kaputt, verspricht das europaische Recht auf Reparatur
Konsument*innen den langfristigen Zugang zu Ersatzteilen und Reparaturanleitungen. Ein
kaputter Handyakku, Drucker oder Staubsauger mussen noch lange keine Neuanschaffung
bedeuten. Die Lebensdauer von teuren oder lieb gewonnenen Anschaffungen verlangert sich mit
dem Recht auf Reparatur erheblich. So werden langlebige und reparierbare Produkte die
Geldbeutel der Blirger*innen entlasten.

Produkte des Alltags sicher nutzen zu kénnen, wird mit der EU zur Selbstverstandlichkeit.

Von Essen Uber Kleidung bis hin zu Kosmetika, Spielzeug und einfachen Gebrauchsgegenstanden
geht Sicherheit vor. Schadstoffe, Nanopartikel und Riickstande gesundheitsschadlicher Halb-
oder Schwermetalle kommen in vielen dieser Verbrauchs- und Konsumgditer vor. Um Sicherheit
und Transparenz zu gewahrleisten, weiten wir die Risikoforschung aus und schaffen ein

Register fur Nanopartikel.

Auch das Design des europaischen Strommarkts wollen wir im Sinne der Verbraucher*innen
gestalten. Mit geringen Infrastrukturkosten sowie intelligent aufeinander abgestimmten
Mechaniken von Stromverbrauch und -erzeugung bleibt der Vorteil der glinstigen Stromerzeugung
bei ihnen. Wir starken die Teilhabe von Verbraucher*innen durch die einfache Integration von
Warmepumpen oder Wallboxen fur Elektroautos in den Strommarkt.

Fahrgastrechte garantieren

Die Reisefreiheit in der EU soll fur alle Burger*innen komfortabel und sicher nutzbar sein.
Fahrgaste sollen bei ihren Reisen durch Europa in ihren Rechten geschitzt werden - ganz
egal, ob mit Bus, Bahn oder Flugzeug. Auch deshalb wollen wir ein europaweites einheitliches
Ticketsystem einfiihren, das Reisen mit dem Zug attraktiver macht und den Planungsaufwand
erheblich senkt.

Wir setzen uns fur einen durchgehenden Schutz der Fahrgastrechte ein. Die Entschadigung fir
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Bahnverspdatungen sollte auf 50 Prozent des Fahrpreises nach 60 Minuten und 75 Prozent nach
90 Minuten angehoben werden, wie es das Europaische Parlament fordert.

Auch wer sich fir eine Flugreise entscheidet, soll sicher und punktlich am Ziel ankommen.

Die Novellierung der Fluggastrechte soll die bestehenden Liicken im Verbraucherschutz bei
Flugreisen schliefRen und die Rechte weiter ausbauen. Wir starken den Anspruch der
Verbraucher®*innen auf Entschdadigungen bei Verspatungen oder Verschiebungen von Flugreisen.
Anspriiche der Reisenden sollen bei einer groRen Verspatung ab drei Stunden in die Verordnung
aufgenommen werden. Bei einer Verschiebung von Fligen soll die Frist zur Information der
Reisenden auf vier Wochen vor Reisebeginn verlangert werden. So starken wir den Anspruch der
Verbraucher®*innen auf Entschadigungen.

Besonders fir Reisende, die nur gelegentlich fliegen, und Familien sind die Regelungen zur
Mitnahme von Gepack haufig intransparent und kompliziert. Wir setzen uns fur eine
einheitliche Regelung fir die Mafie von Handgepdack und eine transparente Preisgestaltung fir
alle Gepackvarianten ein.

Ausfalle durfen nicht zulasten der Reisenden gehen. Deswegen wollen wir, dass alle
Fluggesellschaften sich gegen Insolvenz versichern mussen.

Vor Kostenfallen schiitzen

Vertrdage online abzuschliefien, ist fir viele Menschen langst Alltag und eine erhebliche
Erleichterung. Genauso unkompliziert wie der Abschluss sollte die Kiindigung sein.
Verbraucher®innen finden oft keine Moglichkeit, online abgeschlossene Vertrage zu kiindigen,
oder haben keine Sicherheit Gber den Eingang und die Rechtssicherheit der Kiindigung. Die
Bindung an ungewollte oder nicht mehr bendtigte Vertrage wird so schnell zur Kostenfalle.

Bei langfristigen Vertragen, die online abgeschlossen werden kdnnen, wollen wir einen leicht
zuganglichen Kiindigungsbutton auf der Webseite der Unternehmen einfiihren. Wir sorgen so fir
ein europaweit hohes Verbraucherschutzniveau nach deutschem Vorbild. Damit wird die
europaweite Nutzung von Dienstleistungen vereinfacht und sicherer gemacht. Die Beweislast
fur die ordnungsgemafie Umsetzung soll dabei bei den Unternehmen liegen. Ist diese nicht
rechtssicher ausgestaltet, geht das nicht zulasten der Verbraucher*innen: Vertrage sollen

dann jederzeit, ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist, aufgehoben werden konnen. Wir setzen
uns fir die Erganzung der entsprechenden Verbraucherrichtlinie ein und geben Kund*innen so
die Kontrolle Uber ihre Vertrage zuriick.
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EP'FR'01 C - Was Frieden schiitzt

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 11.09.2023
Tagesordnungspunkt: EP-FR Was Frieden schiitzt

Antragstext

Der russische Angriffskrieg auf unseren europdischen Nachbarstaat Ukraine hat gezeigt:

Frieden und Freiheit, Sicherheit und Menschenrechte sind keine Selbstverstandlichkeit. Sie
mussen immer wieder aufs Neue verteidigt und gestarkt werden. Moskau hat das Friedensprojekt
Europaische Union herausgefordert. Gemeinsam mit unseren ukrainischen Freund*innen haben wir
diese Herausforderung angenommen - und halten stand.

Aber auch Uber die Ukraine hinaus nehmen die Spannungen weltweit zu. China tritt immer
autoritarer auf und stellt die regelbasierte internationale Ordnung infrage. Chinas

Konkurrenz mit den USA stellt auch unser Leben und Wirtschaften vor bedeutende
Herausforderungen. In Afrika, Asien und Stidamerika fordern Staaten und Gesellschaften
derweil zu Recht faire Mitsprache und einen gleichwertigen Platz an Verhandlungstischen ein.

Diese Verschiebungen im globalen Machtgeflige fordern die EU heraus. Gemeinsam mit den Folgen
der Pandemie, mit Inflation, Staatsschulden- und Klimakrise machen sie einmal mehr deutlich:

Wir mussen unsere Krafte blindeln, um den Frieden in Europa zu schiitzen, um Europa in der

Welt sicherer zu machen.

Gemeinsam sind wir handlungsfahig. Immer wieder hat Europa bewiesen, wie sehr es in der Lage
ist, auch international fur Frieden, Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit zu wirken. Es hat

bewiesen: Man kann Frieden lernen, stabilisieren und zum Wohle aller gestalten. Das gibt
Hoffnung in schwierigen Zeiten: Eine EU, die auf der Weltbliihne selbstbewusst auftritt und

mit einer Stimme spricht, ist imstande, sich gegen Unfreiheit und Krieg zu behaupten, unsere
Interessen und Werte zu verteidigen, Einflussnahme von au3en abzuwehren, Zukunft und Frieden
zu gestalten - und das Leben der Menschen splrbar zu verbessern. Dieses Europa bietet
weltweit Perspektiven fur politische und wirtschaftliche Entwicklung - und damit ein

dringend bendtigtes Gegenangebot zum Einfluss insbesondere Chinas und Russlands.

Das ist unsere Perspektive, das ist unser politischer Auftrag: die globale

Handlungsfahigkeit der EU zu verteidigen und zu starken. Als viele noch von ,Wandel durch
Handel" traumten, haben GRUNE davor gewarnt, dass autokratische Regime wie Russland im
Zweifelsfall gegen das Interesse ihrer eigenen Burger®innen handeln, um ihre imperialen
Ziele mit Gewalt durchzusetzen. Wir treten deshalb fiir ein souveranes und selbstbewusstes
Europa ein, das nicht abwartet, sondern das Heft des Handelns in die Hand nimmt; ein Europa,
das sich aus seinen Abhangigkeiten Lost und global Verantwortung ubernimmt. Eine
handlungsfahige EU, die auf eigenen Beinen steht, ist der beste Schutz gegen all jene
Krafte, die Isolation und Ausgrenzung heraufbeschworen, innerhalb und auf3erhalb des
europdischen Blindnisses. Die EU kann dabei ihre Interessen vor allem dann effektiv
durchsetzen, wenn sie zugleich ihre Werte in den Mittelpunkt stellt - der oft behauptete
Widerspruch ist keiner.



36

37

38

39

40

41

42

43

44

45

46

47

48

49

50

51

52

53

54

55

56

57

58

59

60

61

62

63

64

65

66

67

68

69

70

71

72

73

74

75

76

7

78

79

80

81

82

83

EP-FR-01: C-Was Frieden schiitzt

Frieden und Freiheit erwachsen nicht aus Abschottung, sondern aus einem wertegeleiteten und
fairen Umgang mit unseren Partnerinnen und Partnern. Das wichtigste Forum dafiir sind die
Vereinten Nationen (UN) und ihre Organisationen, die wir starken und gerechter gestalten
wollen. Sie sind der beste Weg zu einem Multilateralismus, in dem die Starke des Rechts

wirkt, nicht das Recht des Starkeren.

Die EU muss in diesen herausfordernden Zeiten alle Moglichkeiten internationaler
Zusammenarbeit aktiv suchen und alle Kanale der Kooperation nutzen, um den Frieden zu
wahren, demokratische Krafte zu starken und Konflikten vorzubeugen. Die EU muss aktiv um
Partnerschaften mit Landern des Globalen Siidens werben. Orientiert an den
Nachhaltigkeitszielen wollen wir globale Gerechtigkeit fordern.

Oft genug aber sitzen bei Verhandlungen vor allem Frauen nicht mit am Tisch. Das macht es
schwerer, faire und tragfahige Losungen zu entwickeln. Gesellschaften sind nachweislich
friedlicher und wohlhabender, wenn alle Menschen am politischen, sozialen und
wirtschaftlichen Leben teilnehmen kénnen. Frieden und Sicherheit sind nachhaltiger, wenn
Frauen beteiligt sind. Deshalb setzen wir uns aktiv dafiir ein, dass gerade auch Frauen in
der Aufdenpolitik umfassend vertreten sind.

Das gilt umso mehr, da sich die existenziellste Herausforderung der Menschheit, die

Klimakrise, nur global bewaltigen lasst. Europa und die Ubrigen Industriestaaten haben durch
ihre jahrzehntelangen Emissionen eine zweifache Verantwortung: Sie miissen im ganz eigenen
Interesse selbst schnell klimaneutral werden und zugleich armere Lander auf ihrem Weg zu
klimaneutralem Wohlstand partnerschaftlich unterstiitzen. Deswegen stellen wir die
Klimadiplomatie ins Zentrum unseres Plans fur eine europdische Auf3enpolitik und damit die
Weichen fir belastbare Partnerschaften — Partnerschaften, die auch dabei helfen werden,
unsere Versorgung mit erneuerbaren Energien und Rohstoffen zu sichern. Dabei muss die EU
auch weltweit gemeinsam mit der Privatwirtschaft einen entscheidenden Beitrag zu den ndtigen
Investitionen fir eine klimagerechte Entwicklung leisten.

Im duRersten Fall miissen wir im Stande sein, unseren Frieden auch militarisch zu

verteidigen. Dies kdnnen wir besser, effizienter und wirkungsvoller tun, wenn wir unsere
Sicherheitspolitik europaisch koordinieren. Dabei bleiben militarische Mafsnahmen fiir uns
Ultima Ratio: Wir wollen einen umfassenden Ansatz europadischer Aufienpolitik, der die
menschliche Sicherheit in den Mittelpunkt riickt - und auf Vorbeugung und zivile Bearbeitung
von Krisen und Konflikten setzt. Wer dazu beitragt, Frieden zu erhalten, beugt der
Notwendigkeit vor, Frieden schaffen zu mussen - so schitzt Europa. Wir denken Sicherheit von
jedem einzelnen Menschen aus, dessen Wirde und Freiheit im Zentrum unserer Politik stehen.
Dieses Verstandnis einer vorsorgenden und wertegeleiteten Sicherheitspolitik ist Teil des
europdischen Versprechens.

Dessen Gewicht wiederum wird dort am deutlichsten, wo es Einladung ist und Hoffnung gibt.
Das Streben vieler Ukrainer*innen danach, ihre Freiheit zu behaupten und Teil der

europaischen Familie zu werden, mag von Wladimir Putin mit brutaler Waffengewalt beantwortet
worden sein. Aber es lebt fort und beweist, welche Strahlkraft das europaische Projekt liber

die eigenen Grenzen hinaus entfalten kann. Wir bekennen uns zum Beginn des ukrainischen
Beitrittsprozesses — und verstehen ihn zugleich als Anerkennung der unermesslichen Leistung,
die das Land tagtaglich fiir unser aller Sicherheit und die europaischen Werte erbringt.

Das Europa, das wir gestalten wollen, tut genau das. Es schitzt und verteidigt die eigenen
Werte. Es behauptet sich — und reicht zugleich anderen selbstbewusst die Hand. An diesem
Europa wollen wir arbeiten. Dieses Europa wollen wir sein.

1. Eine europaische Aufdenpolitik
Gemeinsam auf3enpolitisch handeln
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Wir bendtigen eine starke und souverdne EU, die als weltpolitische Akteurin agieren kann.
Bislang braucht es in der EU-AufRenpolitik jedoch immer noch die Zustimmung aller 27
Mitgliedstaaten. Wir setzen uns flr eine Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen im Rat ein,
die dabei die Interessen der grofien und der kleineren Mitgliedstaaten berticksichtigt. Um das
zu erreichen, wollen wir die bestehenden Mdglichkeiten innerhalb der europdischen Vertrage
nutzen und setzen uns gleichzeitig fur Vertragsanderungen ein.

Unsere Werte und Interessen brauchen eine gemeinsame Stimme der EU - wir wollen die
bestehende Rolle des Hohen Vertreters bzw. der Hohen Vertreterin fiir die Aufsen- und
Sicherheitspolitik zu einer europaischen Aufdenministerin bzw. einem europaischen
AuRenminister machen. Auch den Europadischen Auswartigen Dienst wollen wir starken. Um eine
gemeinsame europaische AuRenpolitik umzusetzen, braucht es einen echten europadischen
diplomatischen Dienst. Deshalb wollen wir die Europdische Diplomatische Akademie fest
verankern, um Kompetenzen im Bereich EU-Auenpolitik unter Diplomat*innen aus den
Mitgliedstaaten auszubauen. Konsularische Dienste der Mitgliedslander wie Visafragen,
Rechtshilfe oder Antrage wollen wir vermehrt in den europaischen Botschaften blindeln.

Das Klima global schiitzen

Die Klimakrise ist die zentrale globale Herausforderung unserer Zeit. Sie bedroht die
Lebensgrundlagen in vielen Teilen der Welt und treibt Millionen Menschen in die Flucht. Sie
verscharft Konflikte um knapper werdende Ressourcen wie Nahrungsmittel und Wasser.

Kein Staat kann die Klimakrise alleine stoppen. Unser Ziel ist eine starke europaische
Klimaaufienpolitik, die im Einklang mit dem Pariser Klimaabkommen steht. Wir stehen fur eine
EU, die weltweit Partnerschaften fir die Minderung des CO2-Ausstofies knupft, Partnerlander
beim klimaneutralen Auf- und Umbau ihrer Wirtschaftssysteme und Energieversorgung sowie bei
der Anpassung an die unvermeidbaren Folgen der Klimakrise unterstitzt. Als eine der grofiten
Emittentinnen von Treibhausgasen weltweit muss die EU entsprechend der Vereinbarung im
Pariser Klimaschutzabkommen daflr eintreten, dass rasch jahrlich 100 Milliarden US-Dollar

aus offentlichen und privaten Quellen fiir Klimaschutz und Anpassung zielgerichtet und im
Einklang mit den Nachhaltigkeitszielen der UN in Landern des Globalen Slidens eingesetzt
werden. Ein Vorbild dafur sind sogenannte Just Energy Transition Partnerships, die die
Bundesregierung gemeinsam mit weiteren internationalen Partnern bereits mit mehreren Landern
abgeschlossen hat. Sie machen Angebote fiir eine umfassende und sozial gerechte Energiewende.
Wir unterstutzen aufderdem den internationalen Prozess zur Ausgestaltung eines Loss-and-
Damage-Fonds, der die von den Auswirkungen der Klimakrise geschadigten Gemeinschaften
finanziell angemessen unterstutzen soll.

Unser Ziel ist es, die globale Energiewende zu beschleunigen und den Ausstieg aus fossilen
Energien voranzutreiben. Wir setzen uns deshalb fur ein verbindliches globales Ziel fur den
Ausbau erneuerbarer Energien und eine ambitionierte Klimafinanzierung ein. Dafuir braucht es
zusatzliche Mittel zur ODA-Quote. Die Europaische Investitionsbank (EIB) und die Europaische
Bank fir Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD) missen sich noch starker partnerschaftlich an
der Modernisierung der Wirtschaft unserer Partnerlandern beteiligen.

Wir wollen den Team-Europe-Ansatz - die engere Zusammenarbeit zwischen Kommission,
Mitgliedstaaten und EU-Finanzinstitutionen - starken und ausbauen, um internationale
Allianzen zu schmieden. Der im Rahmen der G7 angeregte Klimaclub kann dabei eine zentrale
Rolle einnehmen, um internationale Strukturen im Rahmen des Pariser Abkommens zu
unterstitzen und ambitionierte Ziele fir Klimaschutz sowie nachhaltiges Wachstum
voranzutreiben. Mit der geplanten Strategie fiir Klimaaufsenpolitik kann die Bundesregierung
Deutschland zum Vorreiter machen. Das mdchten wir zum Vorbild flr Europa nehmen.

Wie die Klimakrise stellt auch der globale Arten- und Biodiversitatsverlust eine enorme
Bedrohung dar. Deshalb wollen wir die Umsetzung des Biodiversitatsabkommens von Kunming-
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Montreal in Europa und weltweit férdern. Wir steigern das europdische Engagement mit den am
starksten von Biodiversitatsverlust betroffenen Landern und unterstitzen den Schutz von
Flachen unter Wahrung der Rechte indigener Volker. Unser Ziel ist es, die biologische

Vielfalt Europas und der Welt auf den Weg der Erholung zu bringen.

Global Gateway zum Erfolg bringen

In vielen Teilen der Welt, vor allem im Globalen Suiden, gibt es einen gewaltigen
Investitionsbedarf, um Wachstum, Mobilitat und Wohlstand unter der Bedingung der
Klimaneutralitat zu erreichen. Auf diesen Bedarf antwortet bislang vor allem das chinesische
Programm einer ,neuen SeidenstraBe”. Die europdische Global-Gateway-Strategie wollen wir zu
einem geostrategischen Erfolgsprojekt machen, das Partnerlandern eine Alternative zur
chinesischen Politik anbietet, die durch starke finanzielle Abhangigkeiten etabliert wird.

Durch gezielte Investitionen in die sozialokologische Modernisierung in unseren
Partnerlandern wollen wir damit klimaneutralen Wohlstand schaffen, den Schutz der
Menschenrechte starken, Lieferketten diversifizieren und die Produktion von griiner Energie
in unserer Nachbarschaft fordern.

Global Gateway kann aber nur zum Erfolg werden, wenn die EU das Programm mit substanziellen
Mitteln ausstattet, die in Verbindung mit dem gehebelten privaten Kapital die nétigen
Ressourcen bilden konnen. Um die Sichtbarkeit und Verbindlichkeit des Programms weltweit und
innerhalb der EU zu verbessern, wollen wir eine Sondergesandte bzw. einen Sondergesandten
dafur einrichten. Die EU muss fur Global Gateway klare strategische Prioritaten setzen und

alle Projekte auf der Basis von gleichberechtigter Zusammenarbeit mit den Partnerldndern

nach Beratung mit der lokalen Zivilgesellschaft erarbeiten. Mafistab sind fur uns hierbei die
Menschenrechte, die Agenda 2030 der UN sowie die Einhaltung der Ziele des Pariser
Klimaabkommens. Zudem muss die EU-Kommission die Koharenz und eine gréfRere Transparenz bei
der Auswahl der strukturpolitischen Projekte sowie bei ihrer Durchfiihrung und Evaluierung
sicherstellen.

Internationale Organisationen starken

Die UN bleiben mit ihren Organisationen die Grundlage des Multilateralismus. Im Fall des
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine hat die internationale Staatengemeinschaft in

der UN-Vollversammlung bewiesen, dass sie sehr wohl handlungsfahig ist, als eine Uberragende
Mehrheit diesen brutalen Angriffskrieg mehrfach und deutlich verurteilte. Die EU und ihre
Mitgliedstaaten leisten mehr als die Halfte aller Beitrdge zu multilateralen Organisationen

wie dem UN-System. In den anstehenden Reformdiskussionen wollen wir durch ein koordiniertes
Vorgehen der EU die UN und ihre Organisationen fit fur die Zukunft machen. Dazu gehdrt eine
Reform des Sicherheitsrats, in dem wir eine gerechtere Reprasentanz der Weltregionen
gewahrleisten wollen. Langfristig zielen wir darauf ab, das Vetorecht abzuschaffen.

Bei der Weltbank, die mit der Evolution Roadmap ihren Reformprozess bereits begonnen hat,
muss sich die EU fir eine umfassende Erneuerung und Demokratisierung einsetzen, um
angemessen auf die heutigen globalen und entwicklungspolitischen Herausforderungen reagieren
zu kdnnen. UN-Sonderorganisationen wie das Fluchtlingshilfswerk UNHCR oder die
Gesundheitsorganisation WHO leisten vitale Hilfe, um Menschen in Not zu helfen. Die EU muss
diese Organisationen deshalb weiter unterstiitzen und starken.

Daruber hinaus setzen wir uns fur eine aktive Personalpolitik der EU bei der Besetzung von
Posten in internationalen Organisationen etwa bei der International Standardization
Organisation (I1SO) oder Weltbankgruppe ein.

Menschenrechte weltweit verteidigen
Weltweit werden vielerorts Oppositionelle verfolgt, der Handlungsspielraum von
Zivilgesellschaft und unabhangigen Medien eingeschrankt und Proteste niedergeschlagen. Wir
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setzen uns fur Demokratie und Menschenrechte ein und starken unabhangige Medien,
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und Menschenrechts-Verteidiger*innen. Wir wollen die
Fordermdglichkeiten ausbauen und die entsprechenden Schutzinstrumente und Institutionen,
beispielsweise Sonderberichterstatter*innen und den Europdischen Demokratiefonds, finanziell
stabilisieren und zuganglicher machen.

Der Zusammenarbeit mit Demokratien weltweit kommt bei der Forderung von Freiheit und
Selbstbestimmung eine besondere Rolle zu. Wir unterstitzen entsprechend der Globalen
Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte die Verhdangung von gezielten
Sanktionen gegen staatliche wie nicht-staatliche Akteure, die fur schwere
Menschenrechtsverletzungen und -verstofie verantwortlich oder an ihnen beteiligt sind.

Menschenrechts-Verteidiger*innen riskieren viel. Sie bedirfen unseres Schutzes, unserer
Solidaritat und unserer aktiven Unterstitzung. Die EU-Leitlinien zum Schutz von
Menschenrechts-Verteidiger*innen wollen wir konsequent umsetzen. Dabei ist eine
geschlechtsspezifische Perspektive wichtig, da Frauen und marginalisierte Gruppen, etwa
Verteidiger*innen indigener Rechte, einem hoheren Gewaltrisiko ausgesetzt sind. Gefahrdeten
Menschenrechts-Verteidiger*innen wollen wir in der EU mit einer schnelleren und
vereinfachten Visavergabe Schutz bieten. Wir setzen uns dafiir ein, dass sich die
Auslandsvertretungen der EU fiir Menschenrechts-Verteidiger*innen stark machen. Dazu gehort
etwa, Gerichtsverfahren von politischen Gefangenen zu beobachten, internationale
Sichtbarkeit zu schaffen, Soforthilfe bereitzustellen oder regelmdfigen
Austausch/regelmafige Treffen durchzuflihren. Nach Vorbild des kanadischen Resettlement-
Programms setzen wir uns fur ein europdisches Schutzprogramm von Menschenrechts-
Verteidiger®innen ein, das es ihnen ermaglicht, schnell und unbirokratisch Schutz zu
erhalten und ihre Arbeit in sicherer Umgebung fortflhren zu kdnnen.

Aufden- und Entwicklungspolitik feministisch umsetzen

Gleichberechtigung macht Gesellschaften friedlicher, gerechter, nachhaltiger und
wirtschaftlich erfolgreicher. Sie ist fester Bestandteil der universellen Menschenrechte.

Frauen und marginalisierte Gruppen sind in besonderem MafRe von Gewalt, Armut und Krieg, aber
auch von den Folgen der Klimakrise betroffen. Gleichzeitig sitzen oft nur wenige von ihnen
mit am Tisch, wenn es darum geht, Ldsungen flr diese Krisen zu erarbeiten. Mit der UN-
Resolution 1325 ist der Schutz von Frauen und Madchen in Kriegsgebieten sowie ihre Teilhabe
bei Konfliktpravention und -bewaltigung bereits international verankert. Wir wollen
weitergehen. Wir setzen uns fir eine feministische Auen- und Entwicklungspolitik ein, die
Rechte, Ressourcen und Reprasentanz von Frauen, Madchen und marginalisierten Gruppen in
allen Bereichen weltweit stirkt. Menschenrechtsbasiert hat sie die Uberwindung aller Formen
von Diskriminierung zum Ziel. Wir wollen sie als ein Leitprinzip der Aufienbeziehungen der EU
verankern. Die Leitlinien fir die feministische Auf3enpolitik der Bundesregierung sind

Vorbild flr die Debatte auf europaischer Ebene.

Wir setzen uns dafir ein, den Frauenanteil in den auRenpolitischen Institutionen der EU
deutlich zu erhohen, und dafiir, dass die Perspektiven von Frauen und Madchen bei allen
internationalen Verhandlungen der EU einbezogen werden. Die Kapazitaten fir Gender und
Diversitat in der EU-Diplomatie wollen wir starken.

Wir fordern, dass die EU in ihren AuRenbeziehungen weltweit zur Vorreiterin im Kampf gegen
sexualisierte und geschlechtsspezifische Gewalt wird. Nach dem Beitritt der EU zur Istanbul-
Konvention verlangen wir deren konsequente Umsetzung durch die EU-Mitgliedslander. Auch
fordern wir die weltweite Umsetzung der Yogyakarta-Prinzipien gegen die Diskriminierung und
flr den Schutz der Menschenrechte von LGBTIQ™Personen.

Wir wollen, dass die EU ihre Entwicklungspolitik nach den Grundsatzen feministischer
Entwicklungszusammenarbeit partnerorientiert und nachhaltig ausrichtet. Sie muss ihr selbst
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gesetztes Ziel erreichen, dass bis 2025 85 Prozent der EU-Entwicklungsprogramme auch zur
Geschlechtergerechtigkeit beitragen. Dazu soll die EU mehr Mittel flr Projekte zur Forderung
von Frauen bereitstellen, besonders im Bereich der Bildung sowie der sexuellen und
reproduktiven Gesundheit. Zudem mussen intersektionale Perspektiven in den EU-Aktionsplan
fur die Gleichstellung der Geschlechter Eingang finden.

2. Eine europaische Sicherheitspolitik

Europa gemeinsam verteidigen

Russlands volkerrechtswidriger Angriffskrieg auf die Ukraine hat uns deutlich vor Augen
geflhrt, dass wir unsere Art zu leben im dufRersten Notfall auch militarisch verteidigen
konnen mussen. Die Zukunft der Blindnisverteidigung und der kollektiven Reaktionsfahigkeit
liegen in der europaischen und transatlantischen Integration und Interoperabilitat unserer
Streitkrafte.

Je enger wir in der EU in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik zusammenarbeiten, desto
besser, kosteneffektiver und wirksamer konnen wir die europaische Verteidigungsfahigkeit
sicherstellen, gerade auch als Teil des transatlantischen Biindnisses (NATO). Der
strategische Kompass der EU und die Einbettung in das strategische Konzept der NATO sind
daftr maRgebend.

Wir wollen daher weiter an einer gemeinsamen europaischen Sicherheitsunion mit einer starken
parlamentarischen Kontrolle arbeiten. Die verstarkte Zusammenarbeit der Streitkrafte, zum

Beispiel innerhalb von permanenten EU-Einheiten, wollen wir ausbauen. Dabei sind gemeinsame
Rahmenstandards und Arbeitsbedingungen fir Soldat*innen notwendig. Wir wollen die gemeinsame
EU-Kommandostruktur und europaische Militarkooperationsinitiativen vertiefen, zum Beispiel

bei der Standigen Strukturierten Zusammenarbeit (PESCO).

Zivile und militarische Missionen im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (GSVP) und deren Planungsstabe starken wir finanziell und personell.
Diese Missionen mussen immer in ein politisches Gesamtkonzept eingebettet sein, einer
kontinuierlichen Risikoanalyse unterliegen und sich am Leitbild der menschlichen Sicherheit
orientieren. Gemeinsame EU-Auslandseinsatze sollten starker vom Europaischen Parlament
begleitet, kontrolliert und evaluiert werden. Wir verstetigen die Unterstitzung der Ukraine
im Rahmen der Europdischen Friedensfazilitat (EPF) und starken deren Einheit fir
Risikoanalyse und Rustungskontrolle. Die Strukturen der EPF sollten so angepasst werden,
dass die Verfugbarkeit der Mittel und die Planbarkeit der Ausgaben verbessert werden.

Im Verteidigungssektor fuhrt die unkoordinierte Beschaffung der EU-Mitgliedstaaten zu
Uberlappungen und damit zur Verschwendung von Steuergeldern in groRem MafRstab. Unser Ziel
ist eine gemeinsame europaische Entwicklung und Beschaffung von Rustungsgutern. Daflr bedarf
es finanzieller Anreize und Vertrauen, aber auch des politischen Willens, die

industriepolitischen Interessen der Mitgliedstaaten zugunsten von mehr gemeinsamer

Sicherheit zurtickzustellen. Die Europdische Verteidigungsagentur (EDA) hat das bisher nicht

im ausreichenden Maf} bewerkstelligt. Wir teilen die Zielsetzung von bestehenden
Finanzinstrumenten wie dem European Defense Fund (EDF) oder der gemeinsamen Beschaffung
(EDIRPA). Allerdings sind diese Instrumente unzureichend, rechtlich fragil und die
parlamentarische Kontrolle stark eingeschrankt.

Deswegen wollen wir mittelfristig ein rechtssicheres aufierbudgetares Finanzinstrument
schaffen, das die bestehenden Einzelprogramme ersetzt und den gesamten militdrischen
Fahigkeitszyklus abdeckt - von Forschung tber Beschaffung bis hin zu Instandhaltung und
Training. Die Ausgaben dieses Topfes miissen unter strenger und abgestimmter Kontrolle des
Europaischen Parlaments und der nationalen Parlamente stehen.
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Fir einen gemeinsamen europdischen Ristungsmarkt muss die EU-Kommission Standardisierung,
Zertifizierung und Normierung betreiben, um die gemeinsame Einsatzfahigkeit von
Waffensystemen sicherzustellen. Bei allen diesen Schritten muss die Komplementaritat mit
Kommandostrukturen und Fahigkeiten der NATO gesichert bleiben.

Riistungsexporte europdisch regulieren

Die gemeinsame Entwicklung, Anschaffung und Nutzung von europdischen Waffensystemen schafft
mehr Sicherheit und Wirtschaftlichkeit. Damit senkt sie auch den Druck, die Waffensysteme an
Drittstaaten zu exportieren, und ist somit auch ein Beitrag fiur eine gemeinsame

wertebasierte Sicherheitspolitik. Fir diese EU-Gemeinschaftsprojekte braucht es einheitliche

und restriktive europaische Ausfuhrregeln. Wir wollen hierfur auf der Grundlage des
gemeinsamen Standpunkts der EU eine Riistungsexportkontrollverordnung beschlieen, die
Transparenz und Klarheit schafft sowie auf europaischen Werten und einer gemeinsamen
Einschatzung der Sicherheitslage beruht. Es muss klare Entscheidungsmechanismen und vor dem
Europaischen Gerichtshof (EuGH) einklagbare Sanktionsmdglichkeiten geben. Vorangehende
Risikoanalysen sowie verbindliche und physische Endverbleibskontrollen missen dabei
vorgeschrieben werden. Europdische Waffen durfen nicht weiter in die Hande von Regimen
gelangen, die Menschenrechte systematisch verletzen oder diese flir Verbrechen der Aggression
nutzen. Wir setzen uns fiir ein Exportverbot fiir Uberwachungstechnologien an repressive

Regime und fiir ein weitgehendes Exportverbot fir Kleinwaffen an Drittstaaten ein.

Abrustung und Ristungskontrolle bedeuten global mehr Sicherheit fur alle. Gerade in
unsicheren Zeiten wollen wir die Rustungskontrolle starken und Abrustungsinitiativen

fordern. Die EU muss sich fir eine Starkung des Vertrags zur Nichtverbreitung von Kernwaffen
(NVV) einsetzen und ihre Mitgliedstaaten zum schrittweisen Beitritt zum
Atomwaffenverbotsvertrag sowie zum Bekenntnis zu Vision Global Zero ermutigen. Das Ziel
unserer Bemuhungen bleibt eine atomwaffenfreie Welt. Die vilkerrechtlichen Bemihungen um
eine Regulierung von autonomen Waffensystemen unterstitzen wir. Es darf keinen Einsatz von
Waffensystemen geben, bei denen eine Maschine die letzte Entscheidung tber Leben und Tod
trifft.

Konflikten vorbeugen

Wir setzen uns fir eine vorausschauende Auf3en- und Sicherheitspolitik ein, die Konflikte
frihzeitig erkennt und ihnen begegnet. Wir wollen daher die EU-Mittel fur friedensfordernde
zivile Akteure umfassend aufstocken. Dabei muss die EU lokale zivilgesellschaftliche
Konzepte und Akteure in der Friedensforderung starker unterstiitzen und Forderrichtlinien in
diesem Zusammenhang flexibilisieren. Die Fahigkeiten zur Friedenssicherung der UN und der
Organisation fir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) sowie von
Regionalorganisationen wie der Afrikanischen Union wollen wir starken.

Wir wollen zivile Missionen der GSVP als Instrument der EU-Aufienpolitik durch mehr
finanzielle Ressourcen und Personal starken, um zum Beispiel die Polizei oder das
Justizwesen in fragilen Staaten zu unterstutzen. Mit rechtsstaatlichen und burgernahen
Institutionen konnen sie Vertrauen aufbauen und Konflikten vorbeugen. Eine Neuausrichtung
der zivilen GSVP-Missionen auf Migrationsmanagement lehnen wir ab.

Durch eine Politik der Pravention leisten wir auch einen wichtigen Beitrag zur
Fluchtursachenbekampfung. Gefestigte lokale Strukturen und funktionierende staatliche
Institutionen mindern die Wahrscheinlichkeit von Konflikten, die menschliches Leid erzeugen
und Menschen zum Verlassen ihrer Heimat zwingen.

Die europaischen und internationalen Organisationen im Bereich der humanitaren Hilfe wollen
wir starken. Dazu zahlen insbesondere eine bessere finanzielle Ausstattung sowie

effizientere Strukturen und Vergaberichtlinien der europaischen Organisation fur humanitare
Hilfe ECHO. Auch die nationalen europaischen Hilfen wollen wir besser koordinieren.
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SchlieBlich wollen wir die europdischen Organisationen in der Nothilfe verpflichten, starker
auf geschlechterspezifische Bedurfnisse und die Bedurfnisse von marginalisierten Gruppen zu
achten.

3. Globale Gerechtigkeit

Verlassliche Partnerin sein

Im Mittelpunkt unseres entwicklungspolitischen Engagements stehen flr uns die Menschen, die
wir bei ihrem Streben nach besseren Lebensverhdltnissen vor Ort unterstiitzen wollen. Damit
stehen wir flir eine andere Zusammenarbeit mit Entwicklungs- und Schwellenlandern als
Autokratien. Chinas Entwicklungsinitiativen haben oft zum Ziel, einseitige Abhangigkeiten zu
schaffen. Russland hat in seinem volkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen die Ukraine

gezeigt, dass es bereit ist, Hunger als Waffe einzusetzen. Wir wollen, dass die EU aktiv den
Wettbewerb um die Partnerschaft mit dem Globalen Siiden aufnimmt und den begonnenen Weg eines
koordinierten Vorgehens mit den Mitgliedstaaten beim Aufbau von fairen Partnerschaften
intensiviert. Dafur stehen wir auf europaischer Ebene ein. Dies muss auch dem Erbe unserer
kolonialen Vergangenheit gerecht werden.

Wir wollen lokales Wissen und lokale Initiativen fordern, um den Aufbau von
Wirtschaftskreislaufen und sozialen Sicherungssystemen zu unterstiitzen. Daflir wollen wir die
bestehenden Instrumente der europdischen Entwicklungszusammenarbeit im Dialog mit unseren
Partnern weiterentwickeln. Daflir muss die EU lokale und zivilgesellschaftliche Akteure in
Hochschulen, NGOs oder Start-ups starken und Forderrichtlinien flexibilisieren. Auch die
Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft gehort dazu. Wir setzen uns daflir ein, dass
zivilgesellschaftliche und insbesondere Frauenrechtsorganisationen aus Landern des Globalen
Sudens nach dem Vorbild des kanadischen Equality Fund direkt durch die EU gefordert werden.

Angesichts der globalen Herausforderungen bedarf es substanzieller Mittel fir die
Entwicklungszusammenarbeit. Wir setzen uns daflr ein, dass alle EU-Mitgliedstaaten das
gegebene Versprechen einldsen, 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens fur
Entwicklungsfinanzierung (ODA-Quote) auszugeben. Es kommt aber nicht nur auf die Quantitat
der Unterstitzung an, sondern auch darauf, Projekte partnerorientiert, schnell und

unburokratisch umzusetzen. Die Entwicklungsgelder missen vor allem den bedurftigsten Landern
zukommen und zur Erfillung der nachhaltigen Entwicklungsziele sowie des Pariser
Klimaabkommens beitragen. In Kooperation mit den Partnerstaaten wollen wir auch die soziale
Absicherung der Menschen starken. Wir unterstitzen den Aufbau sozialer Sicherungssysteme als
nachhaltiges Instrument gegen Armut.

Noch allzu haufig arbeiten EU-Kommission und Mitgliedstaaten im entwicklungspolitischen
Bereich nebeneinanderher. Wir unterstitzen deswegen den Team-Europe-Ansatz, der in
Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft eine bessere sektortibergreifende Koordinierung,
Koharenz, Sichtbarkeit und Effektivitat anstrebt. Um Koharenz und Transparenz zu erhdhen,
setzen wir uns flr sektorubergreifende Evaluierungen und einen Transparenzmechanismus fur
offentliche Entwicklungszusammenarbeit in der EU ein. Das Europaische Parlament wollen wir
in entwicklungspolitische Entscheidungsprozesse besser einbeziehen.

Ernahrung global sichern

Die multiplen Krisen unserer Zeit, allen voran die Klimakrise, bedeuten existenzielle
Herausforderungen fir die Ernahrungssicherheit weltweit. Die EU muss sich fir ein

nachhaltiges und resilientes globales Erndahrungssystem einsetzen und damit zur Umsetzung des
Rechts auf Nahrung beitragen.

Eine resiliente und produktive dkologische Landwirtschaft mit starken regionalen Markten ist
das beste Mittel, um die Landwirtschaft widerstandsfahiger gegen politische Krisen und die
Folgen des Klimawandels zu machen. Projekte der europaischen Entwicklungszusammenarbeit
sollen verstarkt wirtschaftlich tragfahige und 6kologisch nachhaltige Anbausysteme mit
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moglichst geschlossenen Nahrstoffkreislaufen fordern. Europdische Agrarsubventionen,
patentiertes Saatgut und Landraub durfen nicht langer kleinbauerliche Strukturen und Markte
in Landern des Globalen Sudens unterminieren und einseitige, teure Abhdngigkeiten schaffen.
Viele traditionelle Anbaumethoden geraten immer mehr unter Druck. Wir wollen den Auf- und
Ausbau lokaler Saatgutbanken fordern, damit traditionelles Wissen und die biologische
Vielfalt erhalten und zuganglich bleiben. Wir wollen uns im Rahmen der EU fir striktere
Mechanismen zur Verhinderung von exzessiven Nahrungsmittelspekulationen, vor allem in
Notsituationen, einsetzen. Exporte von chemisch-synthetischem Dinger und Pestiziden, die in
der EU verboten sind, wollen wir beenden.

Die Forderung nachhaltiger Landwirtschaft in Entwicklungs- und Schwellenldndern muss dabei
im Rahmen von umfassenden Strategien zur Starkung von Ernahrungssystemen umgesetzt werden,
inklusive Zugang zu Technologien, Infrastrukturen, Markten und Finanzmitteln.

Globale Verantwortung annehmen

Noch immer belastet das Erbe der Kolonialzeit die Beziehungen zwischen Europa und ehemaligen
Kolonien. Es zeigt sich etwa in der ungleichen globalen Vermdgensverteilung, in
wirtschaftlichen Abhangigkeitsverhaltnissen oder fehlender Reprasentanz. Die Mitgliedstaaten
der EU mussen sich ihrer historischen Verantwortung stellen, die sich aus den Verbrechen der
Kolonialgeschichte ergibt, und Machtungleichgewichte in den Blick nehmen. Dafur braucht es
eine antirassistische Perspektive.

Wir wollen benachteiligende Klauseln in Handelsabkommen korrigieren und Reformen bei den
Entwicklungsbanken vorantreiben. In internationalen Natur- und Umweltschutzabkommen wollen
wir die Menschen- und Landrechte indigener und lokaler Gemeinschaften besser achten. Die
europaische Entwicklungszusammenarbeit wollen wir in Kooperation mit Partnerlandern und
Zivilgesellschaft im Sinne einer kritischen Reflexion von Machtverhaltnissen kontinuierlich
evaluieren und weiterentwickeln.

Viele Entwicklungs- und Schwellenlander befinden sich in einer Schuldenkrise, die ihre
Handlungsmaglichkeiten fir sozialokologische Modernisierungsprozesse massiv einschrankt. Die
EU und ihre Mitgliedstaaten mussen sich flr solide Schuldenrestrukturierungen und
Schuldenerlasse fur besonders belastete Lander einsetzen. Dazu muss auch ein bei den UN
angesiedeltes, transparentes und unabhangiges Schuldenrestrukturierungsverfahren fir Staaten
unter Einbezug von privaten Glaubiger*innen gehdren. Wir wollen verhindern, dass europaische
Rechtsraume zur Geldwasche oder fir die Steuervermeidung missbraucht werden, was die
finanziellen Handlungsspielraume von Landern des Globalen Sudens weiter einschrdnkt.

4. Fairer Handel

Mit Handel Wohlstand schaffen

Handel fordert den Austausch zwischen Menschen und Gesellschaften und kann Wohlstand mehren.
Das hat die EU selbst gezeigt, deren Binnenmarkt sie bis heute als eine wesentliche Saule
tragt. Besonders in Deutschland hangt unser Wohlstand aufgrund der starken
Exportorientierung unserer Wirtschaft von einem gut funktionierenden globalen Handel ab. Es
ist daher eine politische Aufgabe der EU, ihren wirtschaftlichen und politischen Einfluss so

zu nutzen, dass sie durch Handelspolitik Wertschopfung fordert und zusatzlich weltweit
Standards fur soziale Gerechtigkeit, Klima- und Naturschutz sowie Menschenrechte
beeinflusst. Auf diese Weise schutzen wir auch unsere eigenen Standards vor einem
Unterbietungswettbewerb und wirken damit im Sinne unserer Werte und Interessen.

Die Krisen der letzten Jahre, Pandemie, Extremwetter und Krieg, haben gezeigt, dass wir
Risiken bei Lieferketten und dem Zugang zu Rohstoffen reduzieren missen. Eine
vorausschauende, offene Handelspolitik, die zuverlassige Partnerschaften knupft, liefert

dazu einen wichtigen Beitrag. Dazu mussen wir europdische Unternehmen dabei unterstitzen,
ihre Investitionstatigkeiten und Wertschopfungsketten breiter zu streuen.
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Handelsinstrumente neu ausrichten

Globaler Handel braucht globale Regeln. Die Welthandelsorganisation (WTO) ist der
bestmdgliche Rahmen, um diese Regeln zu formulieren, zu Gberprifen und eventuelle
Streitigkeiten auszutragen. Wir wollen die WTO grundlegend reformieren, damit sie dieser
Rolle wieder gerecht werden kann. Dabei missen auch gute Arbeitsstandards, Klima- und
Umweltschutz, Zugang zu Gesundheitsprodukten und griinen Technologien sowie eine faire
Entwicklung in das Zentrum der globalen Handelspolitik gestellt werden.

Doch die WTO ist aufgrund der angespannten geopolitischen Lage aktuell kaum noch
handlungsfahig und die Bereitschaft zu einer Reform global gesehen gering. Wir setzen daher
verstarkt auf regionale Handelsabkommen auf Augenhdhe mit Partnern wie Australien, Indien,
den Landern Lateinamerikas oder der stidostasiatischen Staatengemeinschaft ASEAN, die sich
ebenfalls zu einem regelbasierten Welthandel bekennen.

Wir setzen uns daflr ein, dass Nachhaltigkeitsziele und Menschenrechte in alle zukunftigen
internationalen Handelsabkommen aufgenommen und einklagbar werden. Im Falle eklatanter
Missachtung der Menschenrechte oder bei Verstéf3en gegen das Pariser Klimaabkommen, sollte
die EU konsequent von diesen Klauseln Gebrauch machen oder das Abkommen aussetzen. Das
kirzlich abgeschlossene Freihandelsabkommen zwischen der EU und Neuseeland ist ein Vorbild
fur einklagbare Nachhaltigkeitsstandards.

Wir wollen das Ubereinkommen tiber handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums
(TRIPS) neu ausrichten. Damit werden wir den Transfer von klimafreundlichen Technologien und
wichtigen Gesundheitstechnologien aus dem Globalen Norden in den Siden unterstlitzen, um die
Entwicklung der dortigen Wirtschaft zu férdern und weltweite Emissionen zu senken.

Die Digitalisierung kann global gerechten Handel wesentlich vereinfachen, etwa indem sie die
Uberwachung der Lieferketten automatisiert. In den Handelsabkommen der EU und in ihren
Handelsinstrumenten mussen der digitale Handel von Gitern und Dienstleistungen, geistige
Eigentumsrechte, Datenschutz und Netzneutralitat stets mitgedacht werden. Dies erfordert

eine Uberarbeitung der europdischen Handelsinstrumente in den Bereichen Datenbestimmungen,
Datenlokalisierung, Forschung und Entwicklung, nationale Steuersysteme und digitaler
Binnenmarkt.

Zudem wollen wir die demokratische Kontrolle von Handelsabkommen verbessern. Vor Beginn der
Verhandlungen sollte das Europaische Parlament das Verhandlungsmandat gemeinsam mit dem Rat
der EU bestimmen.

Wenn EU-Industrien durch unfaire Handelspraktiken geschadigt werden, missen

handelspolitische Schutzinstrumente der EU eine wirksame Antwort bieten, um den fairen
Wettbewerb zu schitzen. Umgekehrt wollen wir gerade weniger industrialisierten Staaten einen
offenen Dialog anbieten und ihnen in Handelsabkommen eine faire Chance zu einer

Industriepolitik mit dem Ziel eigener Wertschopfung einrdumen. In diesem Bereich haben wir

durch eine stetige Erweiterung unseres handelspolitischen Werkzeugkastens schon vieles

erreicht. Zum Beispiel durch das Instrument gegen Zwangsmafinahmen (Anti-Coercion-

Instrument), mit dem sich die EU gegen einseitige Zwangsmaftnahmen von Handelspartnern wehren
kann.

Im Einklang mit dem Klima handeln

Wir wollen unsere Wirtschaft klimaneutral umbauen und zu einer starken Kreislaufwirtschaft
weiterentwickeln. Dazu gehort, mit unseren Handelspartnern gemeinsam Standards zu
entwickeln, damit globale Markte flr griine Produkte wie klimaneutralen Stahl entstehen
konnen.

Die Einfuhrung des Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) ist ein wichtiger Schritt, um eine
faire CO2-Bepreisung im Welthandel einzuflihren und das EU-Emissionshandelssystem zu erganzen
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und abzusichern. Dadurch werden Importe von bestimmten Produkten wie etwa Stahl oder Zement
aus Landern ohne Emissionshandel teurer, wenn diese in klimaschadlichen Verfahren

hergestellt werden. Der CBAM unterstitzt damit auch die Modernisierung unserer Industrie,

indem er beispielsweise die Produzenten von griinem Stahl vor auBereuropaischer Konkurrenz
durch fossil hergestellten Stahl schiitzt und einen fairen Wettbewerb sicherstellt.

Es ist wichtig, dass wir Investitionen in fossile Brennstoffe und andere klimaschadliche
Aktivitaten beenden und stattdessen Anreize fir nachhaltige Investitionen setzen. Dies
erfordert eine grundlegende Anderung des Modells fiir bilaterale EU-Investitionsvertrage. Der
Ausstieg aus dem klimaschadlichsten Investitionsschutzvertrag der Welt — dem
Energiechartavertrag - von Deutschland und anderen EU-Landern ist ein grofder Erfolg. Wir
kampfen jetzt folgerichtig fir einen Austritt der gesamten EU aus dem Energiechartavertrag.

Das Gesetz zu entwaldungsfreien Lieferketten ist ein wichtiger Baustein bei dem Ziel, die
gravierenden Abholzungsraten weltweit zu bekdmpfen.

Auf faire Partnerschaften setzen

Als globale Wirtschaftsakteurin muss die EU bei einer zukunftsorientierten Handelspolitik
Menschenrechte und soziale Gerechtigkeit ins Zentrum rucken. Die Gesetze zur Regulierung der
europaischen Lieferketten sind ein wichtiger Hebel, um diese Ziele zu erreichen. Damit
ubernimmt die EU Verantwortung dafir, weltweit effektiv Sozial- und Umweltdumping
zuruckzudrangen.

Die Ratifizierung und Umsetzung der Kernarbeitsnormen der Internationalen

Arbeitsorganisation (ILO) sollte als Mindestanforderung fir jedes Handelsabkommen angesehen
werden. Handelsabkommen mussen auch die Anliegen von indigenen Volkern und Gemeinschaften
vor Ort berlcksichtigen und ihre Rechte schitzen.

Es gibt derzeit mehr als 25 Millionen Zwangsarbeiter*innen auf der Welt. Produkte aus dieser
heutigen Art der Sklaverei haben auf dem EU-Binnenmarkt nichts verloren. Das EU-Importverbot
fur Produkte aus Zwangsarbeit, welches gerade verhandelt wird, muss daher konsequent
umgesetzt werden.

Die Wirtschaftsbeziehungen mit Entwicklungs- und Schwellenlandern mussen wir fair gestalten.
Die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (EPA) mit den Staaten Afrikas, der Karibik und des
Sudpazifiks wollen wir im Sinne eines fairen und entwicklungsorientierten Handels

Uberprufen. Dazu gehdort es, die besonderen Vorteile der Least Developed Countries, die es
diesen Landern erlauben, Waren zollfrei in die EU einzufiihren, auch als Teil von EPAs zu
garantieren und den Staaten des Globalen Stidens eine aktive Industriepolitik zu ermdglichen.

5. Mehr EU in Europa

Erweiterungsperspektiven

Die Erweiterung der EU ist eine Erfolgsgeschichte und liegt in unserem ureigenen Interesse.
Sie starkt unsere Sicherheit, unsere Stabilitdat und unseren Wohlstand. Deswegen ist es
unsere Verantwortung, die Kandidatenlander aktiv zu unterstiitzen. Klare Kriterien fiir den
Beitritt wollen wir in einem fairen Beitrittsprozess mit verbindlichen Angeboten der
Zusammenarbeit verknupfen. Damit eine erweiterte EU handlungsfahig bleibt, muss sie ihre
Strukturen reformieren: Erweiterung und Reformen missen Hand in Hand gehen.

Alle Kandidatenstaaten mussen die Kopenhagener Kriterien, die Beitrittskriterien der EU,
ohne Abstriche erfiillen und das gemeinsame Recht der EU, den acquis communautaire,
vollumfanglich Gbernehmen.

Indem wir die EU-Erweiterung schrittweise voranbringen, dynamisieren wir den langwierigen
und oft schwerfalligen Beitrittsprozess und sichern die Glaubwurdigkeit des europdischen
Projekts. Es muss deutlich sichtbarerer werden: Allein das Reformtempo in den
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Beitrittslandern bestimmt das Beitrittstempo. Deswegen wollen wir den Beitrittsprozess mit
sichtbaren Zwischenschritten gestalten und diese mit positiven Anreizen anerkennen, zum
Beispiel dem Zugang zu Roaming, Erasmus+ oder Teilen des Binnenmarkts. Ein Stillstand der
Verhandlungen Uber einen langeren Zeitraum oder gar Ruckschritte sollten im Umkehrschluss zu
einem Wegfall der Vorteile fuhren. Ein Fokus im Beitrittsprozess muss auf dem Kampf gegen
Korruption und Organisierte Kriminalitat liegen. Dazu wollen wir die Mandate der EU-
Antikorruptionsbehorde OLAF und der Europaischen Staatsanwaltschaft auf die
Beitrittskandidaten und die von ihnen eingesetzten EU-Mittel ausweiten.

Zentral ist fur uns auch die Starkung der Zivilgesellschaften in den Beitrittsstaaten, ihre
Vernetzung untereinander und mit den Mitgliedstaaten der EU. Auf dem Weg in die EU ist uns
eine enge Zusammenarbeit mit allen demokratischen Kraften der Beitrittslander auch jenseits
der Regierungen wichtig. Regierungsvertreter*innen der Beitrittslander sollen an
ausgewahlten Sitzungen des Rats der EU teilnehmen konnen.

Westbalkanstaaten
Die Zukunft der sechs Westbalkanstaaten Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo,
Montenegro, Nordmazedonien und Serbien liegt in der EU.

Das Versprechen eines EU-Beitritts ist weiterhin ein wichtiger Motor fir den sensiblen

Friedens- und Aussohnungsprozess in den Landern des Westbalkans. Dieses Beitrittsversprechen
darf die EU nicht aufs Spiel setzen. Der Beginn der Beitrittsgesprache mit Albanien und
Nordmazedonien, der Kandidatenstatus fur Bosnien und Herzegowina sowie die
Visaliberalisierung fur Kosovo sind wichtige Fortschritte auf dem Weg in die EU.

Gleichzeitig bleiben die Herausforderungen angesichts von Korruption, Organisierter
Kriminalitat, schwacher rechtsstaatlicher Strukturen und teils unzureichender Aufarbeitung
der Kriegsverbrechen grof3. Bei deren Bewaltigung wollen wir die Staaten im Beitrittsprozess
intensiv unterstitzen. Die Zivilgesellschaften der Region wollen wir noch besser fordern,
besonders auch die grenzuberschreitende Jugendarbeit in der Region starken und eine
inklusive Erinnerungskultur unterstitzen. Im Rahmen der Griinen Agenda fiir den Westbalkan
wollen wir die Region beim Ausbau guter Arbeitsplatze, erneuerbarer Energien und
nachhaltiger Investitionen schnell und effektiv unterstitzen.

Ukraine

Die Ukraine steht in der Mitte der europaischen Familie. Ihr Platz ist in der EU. Millionen
Ukrainer®*innen stellen sich taglich dem volkerrechtswidrigen russischen Angriffskrieg mutig
entgegen: Sie wehren sich gegen den brutalen Versuch Russlands, ihr Land zu unterwerfen und
ihre Kultur auszuldschen, das Volkerrecht und die europdische Friedensordnung zu zerstoren.

Wir setzen uns dafur ein, dass die EU in ihrer humanitaren, politischen, finanziellen und
auch militarischen Unterstitzung der Ukraine nicht nachlasst. Wir werden die Ukraine
weiterhin entschlossen unterstlitzen, damit sie ihre Souveranitat und volle territoriale
Integritat wiedererlangen und verteidigen kann. Wir stehen fest an der Seite der Ukraine,
ihrer Menschen und ihres Rechts auf Freiheit, Selbstbestimmung und Selbstverteidigung und
unterstitzen den Wunsch zu einem nachhaltigen Frieden und zu robusten, zuverldssigen
Sicherheitsgarantien.

Auch auf dem Weg in die EU werden wir die Ukraine umfassend unterstutzen. Beide Seiten
profitieren von einem geordneten und zuigigen Beitrittsprozess. Wir setzen dabei auf
Transparenz, Rechtsstaatlichkeit, konsequente Korruptionsbekampfung und eine aktive Rolle
der Zivilgesellschaft und der regionalen und kommunalen Ebene.

Wir setzen uns dafir ein, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten den Wiederaufbau der Ukraine
finanziell, technisch und mit Investitionen engagiert unterstitzen. Dazu bedarf es auch
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grofRer finanzieller Anstrengungen und erheblich beschleunigter Verfahren, um schnelle
Ergebnisse zu erzielen und das Land gegen die russischen Angriffe zu starken.

Wir setzen auf vielfaltige internationale Ermittlungs- und Justizorgane, die russische
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen einschliefilich des Verbrechens des
Aggressionskriegs aufklaren und bestrafen. Ein internationaler Mechanismus soll Gber die

Wiedergutmachung der Sach- und Personenschaden durch Russland an die Ukraine entscheiden und

so eine Rechtsgrundlage zur Heranziehung Russlands zur Finanzierung des Wiederaufbaus der
Ukraine schaffen.

Die Wirtschaft der Ukraine ist durch den Krieg massiv geschwacht. Wir mdchten, dass die EU
die Wirtschaft der Ukraine durch Makrofinanzhilfen weiter stabilisiert und diese als Zeichen
der Solidaritat und als Beitrag zur europdischen Sicherheit fortsetzt. Dazu gehdrt auch, den
Ausbau alternativer Exportwege fiir ukrainische Agrarprodukte jenseits des Schwarzen Meeres
(solidarity lanes) weiter voranzutreiben. Das hilft der Ukraine wirtschaftlich und tragt zur
globalen Ernahrungssicherung bei.

Georgien und Moldau

Die Zukunft Moldaus und Georgiens liegt in der EU. Beide Lander sind seit Langem Ziel von
militdrischer Aggression und Destabilisierungsversuchen Russlands. Diese sind seit Beginn
des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine intensiviert worden. Wir stehen entschlossen
zur Souveranitat und territorialen Integritat der beiden Lander. Wir werden Moldau und
Georgien auf ihrem Weg in die EU tatkraftig unterstitzen, gleichzeitig aber auch die dafir
notigen Reformen einfordern. Insbesondere Moldau hat als EU-Beitrittskandidat seit 2020

einen mutigen und ambitionierten Reformkurs eingeschlagen, den wir konsequent unterstitzen.

Europdische Nachbarschaft
Die europaische Familie ist groRer als die EU. Wir mochten eine EU, die konstruktiv mit
ihren europaischen Nachbarn zusammenarbeitet.

Die Zusammenarbeit der EU mit dem Europarat bei der Forderung und Verteidigung von
Demokratie und Menschenrechten auf dem europaischen Kontinent mochten wir intensivieren.

Wir begrufien die Europaische Politische Gemeinschaft als eine Plattform zur engeren
Zusammenarbeit mit europdischen Staaten, unabhdngig davon, ob diese eine EU-Mitgliedschaft
anstreben oder nicht. Insbesondere im Bereich Energie ist diese Zusammenarbeit im
ausgepragten europdischen Interesse.

Wir mochten, dass die EU und das Vereinigte Konigreich weiter konstruktiv daran arbeiten,

ihre Beziehungen nach dem Brexit wieder zu intensivieren. Eine enge wirtschaftliche und
militarische Zusammenarbeit von EU und Vereinigtem Konigreich ist im beiderseitigen
Interesse. Wir begrifien, dass das Vereinigte Konigreich wieder in das EU-Forschungsprogramm
Horizont Europa einsteigt. Gleichzeitig erwarten wir, dass die britische Regierung

praktische Hirden beim Austausch und der Zusammenarbeit mit der EU, zum Beispiel bei den
Studierenden-Visa, moglichst rasch abbaut.

Die OSZE wollen wir angesichts der Herausforderungen durch den russischen Angriffskrieg
gegen die Ukraine als wichtiges Forum fur Dialog und Krisenpravention bewahren. Sie kann in
der Gestaltung der Nachkriegsordnung in Osteuropa eine zentrale Rolle spielen.

Tiirkei

Die Turkei und die EU - und dabei ganz besonders Deutschland - verbindet eine langjahrige
Freundschaft und Partnerschaft, die sich in engen gesellschaftlichen, kulturellen und
wirtschaftlichen Beziehungen niederschlagt. Wir glauben, dass eine demokratische Turkei, in
der die Rechte aller ihrer Birger*innen geachtet werden, einen festen Platz in der
europadischen Familie hat.
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Derzeit sieht die politische Realitat leider anders aus: Die turkische Regierung hat sich in

den vergangenen Jahren immer weiter von Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten entfernt.
Mit einer aggressiven Aufien- und Regionalpolitik richtet sich Ankara zum Teil offensiv gegen
europaische Interessen. Die anfangliche Blockade des schwedischen NATO-Beitritts oder die
volkerrechtswidrige Militaroffensive in Nordsyrien zeigen zugleich, was fiir eine schwierige
Partnerin die Turkei fur Europa und die NATO in der aktuellen Sicherheitslage ist.

Gleichzeitig hat sie sich als Vermittlerin im Krieg gegen die Ukraine und daruber hinaus
engagiert.

Die Turkei bleibt trotz dieser ambivalenten Rolle eine strategische Partnerin fur die NATO,

fir Europa und fiir Deutschland. Diesem Dilemma stellt sich eine aktive GRUNE AuRenpolitik.
Fur uns kann es eine Wiederaufnahme der Gesprache uber einen EU-Beitritt erst dann wieder
geben, wenn die Turkei glaubhaft den Weg zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit einschlagt.

Wir unterstitzen die Zusammenarbeit in den Bereichen, in denen sie notwendig und mdéglich

ist, etwa zur Sicherheit im Schwarzen Meer oder bei der Bekampfung des Klimawandels. Der
autoritdren Politik und nationalistischen Rhetorik aber, die sich offen gegen die EU, gegen

die Sicherheit von turkischen Oppositionellen in der EU, gegen Kurd*innen und andere
Minderheiten oder gegen Menschenrechts-Verteidiger*innen im eigenen Land wenden, treten wir
entschieden entgegen. Die turkische Regierung muss die unzahligen politischen Gefangenen aus
der Haft entlassen und den Urteilen des Europaischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte Folge
leisten.

Wir stehen weiterhin fest an der Seite der vielen Turk*innen, die sich fir Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit engagieren. Wir mochten, dass die EU die turkische Zivilgesellschaft,
die sich fur einen demokratischen Wandel einsetzt, besonders unterstutzt.

6. Ein starkes Europa in der Welt

Die ostliche Nachbarschaft der EU

Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine ist eine Zasur fur die EU und unseren Kontinent.
Die EU ist aufgefordert, neue Antworten auf ihre Nachbarschaft zu einem feindseligen
Russland zu finden. Fir unsere osteuropaischen Partner der EU braucht es zielgerichtete
Politiken einer neuen EU-Politik fiir Osteuropa und Zentralasien, die besonders die
veranderten Sicherheitsinteressen unserer Partner in den Blick nehmen. Gleichzeitig missen
wir die demokratischen Reformkrafte und Zivilgesellschaften in den durch russische
Einmischung bedrohten europdischen Nachbarstaaten Russlands besonders unterstitzen.

Wir stehen fest an der Seite der mutigen Menschen, die sich in Belarus seit den Protesten

rund um die gefdlschten Prasidentschaftswahlen im Jahr 2020 unermudlich fur Demokratie und
Menschenrechte in ihrem Land einsetzen. Wir werden uns weiterhin solidarisch und mit
Nachdruck fir die Unterstitzung der belarusischen Zivilgesellschaft und Opposition, die
Freilassung aller politischen Gefangenen, die Sanktionierung des belarusischen Regimes und
fur freie und faire Wahlen im Land einsetzen.

Diktator Lukaschenka und sein Regime haben sich in Belarus und durch die Unterstiitzung des
russischen Angriffskriegs in der Ukraine schwerer Menschenrechtsverletzungen und
Kriegsverbrechen schuldig gemacht. Daflir mussen sie zur Rechenschaft gezogen werden. Wir
setzen uns insbesondere dafur ein, dass die EU die Sammlung und Sicherung von Beweismaterial
unterstutzt.

Die EU kann und sollte sich starker in allen Landern des Studkaukasus engagieren und
bestehende Demokratiebewegungen und die Zivilgesellschaft aktiv unterstiitzen. Armeniens Weg
flr mehr politische Teilhabe und personliche Freiheiten wurde durch russischen Druck und den
Krieg um Bergkarabach massiv erschwert. Wir begriifen daher die EU-Beobachtungsmission in
Bergkarabach als wichtigen Schritt, den fortwahrenden Konflikt zwischen Aserbaidschan und
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Armenien zu befrieden. Die EU kann hier als stabilisierender Mittler agieren und dadurch
zugleich die demokratischen Reformkrafte Armeniens starken.

Putin und sein Machtregime haben Russland in eine totalitare Diktatur gewandelt. Sicherheit
in Europa kann es aktuell nur vor Russland geben - und nicht mit Russland. Gewalt, Liige,
Korruption und Willkir pragen die politische Realitat. Die Zivilgesellschaft wurde mundtot
gemacht, die Opposition befindet sich entweder im Exil oder in politischer Gefangenschaft.
Wir werden uns weiterhin fir die Freilassung aller politischen Haftlinge einsetzen. Wir

sehen uns als Freunde und Partner derer, die ein freies, friedliches und demokratisches
Russland wunschen. Wir verstehen uns als harte Widersacher all jener, die das
verbrecherische Regime um Putin stlitzen. Wir unterstlitzen daher die europdische
Sanktionspolitik gegen das Regime und seine Vertreter*innen. Wirtschafts- und
handelspolitische Normalitat kann es mit diesem Russland nicht geben.

Wir begrifien den Haftbefehl des Internationalen Strafgerichtshofs gegen den russischen
Prasidenten. Er hat sich schlimmster Menschenrechtsverbrechen schuldig gemacht und muss
daflr mit voller Harte des Rechts zur Rechenschaft gezogen werden.

Transatlantische Beziehungen

Mit keinem Land auRerhalb Europas verbindet uns Europaer*innen zugleich eine so tiefe
gemeinsame Geschichte und eine so starke Partnerschaft wie mit den USA. Die USA haben nach
dem Zweiten Weltkrieg und dem Ende des Kalten Kriegs maf3geblich zur politischen Einigung auf
dem europaischen Kontinent und zur Wiedervereinigung Deutschlands beigetragen.

Die transatlantischen Beziehungen sind aber auch von zentraler Bedeutung flr unsere
europaische Gegenwart und Zukunft. Seit dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine haben
die USA mehr als jedes andere Land dazu beigetragen, die Friedensordnung in Europa zu
verteidigen und die politische Einheit der europaisch-atlantischen Allianz zu sichern. Die
derzeitige US-Administration ist ein strategischer Partner: fur unsere Sicherheit, fir die
klimagerechte Erneuerung unseres Wohlstands und fir die Selbstbehauptung der liberalen
Demokratie.

Gemeinsam sind wir starker in der systemischen Auseinandersetzung mit China, Russland und
anderen autoritaren und totalitaren Regimen. Gemeinsam kdnnen wir globale
Wertepartnerschaften und multilaterale Foren und Vereinbarungen sichern und ausbauen.
Gemeinsam kénnen wir die globale Handelsordnung gestalten und den klimaneutralen Umbau
unserer Industrien voranbringen. Und gemeinsam kdnnen wir Zukunftstechnologien entwickeln
und sie zugleich zum Wohle der Menschen und ihrer Freiheit aktiv gestalten.

Eine starke transatlantische Beziehung bendtigt handlungsfahige und handlungsbereite Partner
auf beiden Seiten des Atlantiks. Deshalb braucht es mehr europaische Anstrengungen, um
eigene sicherheits-, verteidigungs- und wirtschaftspolitische Kapazitaten zu entwickeln.
Antiliberale Tendenzen auf beiden Seiten des Atlantiks gefahrden das Wertefundament, auf dem
die transatlantische Partnerschaft basiert. Ihnen gilt es entschieden entgegenzutreten.

Das bedeutet auch, dass wir die strategische Partnerschaft mit den USA gleichzeitig
intensivieren und diversifizieren mussen. Diversifizierung hei3t zum einen, die
transatlantischen Beziehungen auf ein breiteres Fundament zu stellen - durch den Ausbau von
Partnerschaften mit Bundesstaaten, Stadten, Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft.
Und Diversifizierung heit zum anderen, einseitige Abhangigkeiten zu reduzieren - durch eine
Starkung der eigenstandigen Handlungsfahigkeit der EU.

Der gemeinsame Handels- und Technologierat (TTC) der EU und der USA ist ein geeignetes

Forum, um gemeinsame Antworten auf globale Herausforderungen zu entwickeln. Einer Vertiefung
der wirtschaftlichen Beziehungen mit den USA stehen wir offen gegeniiber, wenn die soziale

und okologische Standardsetzung dabei dem Prinzip des ,Race to the Top® folgt.
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China

Fur uns ist China Partner, wirtschaftlicher Wettbewerber und systemischer Rivale. Durch
Chinas zunehmend aggressives Auftreten auf der globalen Biihne tritt die Partnerschaft jedoch
zunehmend in den Hintergrund. Wir sind besorgt iber die politische Entwicklung in China. Sie
tragt zu einer weiteren Verscharfung der Differenzen zwischen Europa und China bei. Im
Innern handelt die chinesische Flhrung repressiver und autoritarer; nach aufien verfolgt sie
inzwischen offen hegemoniale Ambitionen und versucht aggressiv, den eigenen globalen
Einfluss zu erweitern. Dazu gehort eine enge Partnerschaft mit Russland. Deswegen setzen wir
uns fir eine engere Koordination der Mitgliedstaaten und der EU als Institution sowie flr
einen strukturierten Informationsaustausch und eine engere transatlantische Koordinierung
des Verhaltnisses zu China ein.

Die EU muss ihre einseitigen wirtschaftlichen Abhangigkeiten von China, zum Beispiel bei
Rohstoffen und Medikamenten, deutlich schneller reduzieren und die europaische Wirtschaft
dabei unterstutzen, langfristig wettbewerbsfahig zu bleiben. Ohne eine ambitionierte,
eigenstandige Industrie- und Investitionspolitik kann dies nicht gelingen. Dabei ist es
zentral, dass die EU einen eigenstandigen Kurs gegentber China formuliert. Stimmen, die
einer kompletten Entkopplung von China das Wort reden, erteilen wir dagegen eine Absage.

China ist der grofste Handelspartner der EU, aber nur unser drittgrof3ter Exportmarkt. Das
Handelsdefizit wachst: Importe aus China nehmen zu, die Exporte nach China ab. Noch gibt es
in China Abhangigkeiten von Technologien aus Europa, zudem ist der europdische Markt fur
chinesische Konzerne attraktiv. Die EU kann hier den bestehenden Handlungsspielraum besser
und selbstbewusster nutzen, vor allem im Bereich der Transparenzpflichten chinesischer
Konzerne bei Arbeits-, Sozial-, Umwelt-, aber auch Sicherheitsstandards. Der Schutz

Kritischer Infrastruktur vor dem Zugriff chinesischer Investitionen muss nachhaltig und in

der gesamten EU gewahrleistet werden.

Wir unterstutzen die Einfihrung und den Einsatz des Anti-Coercion-Instruments der EU sowie
einen koordinierten Ansatz bei Exportrestriktionen im Bereich sensibler Technologien. Mit
gemeinsamen Instrumenten kann sich die EU besser gegen wirtschaftliche Erpressungsversuche
verteidigen und eine abschreckende Wirkung erzielen.

Die massiven und systematischen Menschenrechtsverletzungen gegen Uigur*innen in der Provinz
Xinjiang, aber auch gegen Tibeter*innen, religiose Minderheiten und Vertreter*innen der
Zivilgesellschaft durch die chinesische Regierung missen beendet werden. Der Schutz der
Menschenrechte ist Grundlage europaischer Politik. Produkte aus Zwangsarbeit in China dirfen
keinen Zugang zum europdischen Markt bekommen.

Wir halten an der Ein-China-Politik der EU fest. Gleichzeitig erkennen wir an, dass das
Eskalationsrisiko in der Taiwan-Strae durch die Erhohung des militarischen Drucks der
Volksrepublik China deutlich zugenommen hat. Wir betrachten Taiwan als demokratischen
Wertepartner und setzen uns dafiir ein, den wirtschaftlichen, kulturellen und politischen
Austausch zu intensivieren.

Bei zentralen globalen Herausforderungen wie der Schuldenkrise der Entwicklungslander, der
Finanzierung von wirtschaftlicher Modernisierung sowie bei Klimaschutz- und
Anpassungsmaftnahmen werden wir, wo immer dies moglich ist, mit China zusammenarbeiten. Dies
gilt auch fur den globalen Gesundheitsschutz, den Schutz der Biodiversitat oder den Schutz

der Weltmeere. In diesen und weiteren Bereichen bleiben wir auf Basis der universellen

Erklarung der Menschenrechte und der Kernprinzipien der multilateralen Ordnung offen fiir
Kooperation.

Naher Osten und Nordafrika
Der Nahe Osten und Nordafrika ist eine Region im Umbruch und ein wichtiger Nachbar fir die
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EU. Die Hoffnung der Revolutionsbewegungen in der Region blieb weitestgehend unerfullt, und
in den vergangenen Jahren haben sich wieder autoritare Akteure in der Region verfestigt. Wir
wollen aber trotz der schwierigen Lage eine enge Zusammenarbeit anstreben, die die
wirtschaftliche Entwicklung zugunsten der Menschen unterstitzen soll. Ihr Wunsch nach einem
Leben in Wiirde und Sicherheit und mehr politischer Teilhabe soll im Zentrum der europdischen
Nahostpolitik stehen.

Grof3e Potenziale liegen beim Ausbau der erneuerbaren Energien. In der Zusammenarbeit von
kleinen und mittleren Unternehmen sehen wir dabei eine besondere Chance, um Strukturen
jenseits der oft staatsdominierten Grofunternehmen in der Region zu starken.

In der Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft muss die EU verlassliche Partnerin sein fur
all diejenigen, die frauen- und menschenrechtliche Perspektiven schaffen und Freiheit und
Selbstbestimmung voranbringen wollen. Durch die Geschichte von Kolonialismus und
jahrzehntelanger Unterstiitzung autoritdrer Regierungen tragt Europa hier eine besondere
Verantwortung.

Wir wollen eine Migrationspolitik gestalten, die uns nicht von autoritaren Regimen in der
Region erpressbar macht. Eine einseitige Fokussierung auf Fliichtlingsabwehr im Verhaltnis zu
den sidlichen Mittelmeeranrainern stiitzt autoritdre und dysfunktionale Regime, die selbst
Fluchtgriinde schaffen.

Die Existenz und die Sicherheit Israels als nationale Heimstatte des jidischen Volkes mit
gleichen Rechten fir all seine Burger*innen sind unverhandelbar. Fiir Frieden und Sicherheit
braucht es eine Zweistaatenregelung mit der Schaffung eines souveranen, lebensfahigen und
demokratischen Staates Palastina.

Im Iran stehen wir an der Seite der Protestbewegung, die sich fir feministische Prinzipien
und einen freiheitlichen und demokratischen Staat einsetzt. Wir treten dafiir ein, dass die

EU die Sanktionen gegen die Verantwortlichen des Regimes aufrechterhdlt und erweitert. Die
iranische Revolutionsgarde muss rechtssicher als Terrororganisation gelistet werden. Zudem
muss die EU die demokratische Opposition im Iran und in der Diaspora unterstiitzen und
politisch verfolgte Iraner*innen schnell aufnehmen. Das Islamische Zentrum Hamburg als
Koordinationspunkt der Uberwachung der Diaspora in Deutschland muss endlich geschlossen
werden. Der Iran muss sich an internationale nukleare Nicht-Verbreitungsabkommen halten.

Der Ristungsspirale in der Region wollen wir mit einer gemeinsam und geschlossen

auftretenden EU entgegenwirken. Wir begriRen diplomatische Bemihungen um Deeskalation in der
Region. Normalisierung von Beziehungen darf nicht zu Straflosigkeit fihren, zum Beispiel
angesichts der Menschheitsverbrechen des Assad-Regimes in Syrien.

Durch das jahrelange Engagement und den anschliefRenden schnellen Abzug westlicher Truppen
tragen wir eine besondere Verantwortung gegenliber Afghanistan. Wir verurteilen vor allem die
Verdrangung von Frauen aus fast allen Bereichen des offentlichen Lebens und erkennen die
Taliban nicht als Regierung Afghanistans an. Wir setzen uns dafir ein, dass die EU

angesichts der dramatischen Lage im Land weiterhin humanitare Hilfe leistet und dabei

explizit Frauen einbindet. Ortskrafte und Menschenrechts-Verteidiger*innen sind aufgrund

ihrer Arbeit - etwa fiir die Bundeswehr und internationale Organisationen - oder ihres
Einsatzes fur Menschenrechte in Gefahr. Wir stehen daher fur den konsequenten Schutz und die
Aufnahme von Ortskraften und Menschenrechts-Verteidiger*innen.

Afrika

Die afrikanischen Staaten und Europa sind geografisch wie historisch eng verbunden. Wir
wollen die vielfaltigen Lander und Gesellschaften auf dem afrikanischen Kontinent in ihren
Bemihungen unterstitzen, nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung und gute Jobs vor Ort zu
schaffen. Wir sehen eine wachsende Zusammenarbeit der EU mit dem afrikanischen Kontinent in
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Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft als Chance fir beide Seiten. Dabei
begreifen wir die Starkung der Demokratie als wichtige Aufgabe.

Ein gutes Beispiel sind die europaischen Klima- und Wasserstoffpartnerschaften, die dazu
beitragen konnen, die Industrie auf beiden Kontinenten klimaneutral voranzubringen. Wir
wollen sie daher ausbauen. Dabei ist flr uns klar, dass die erzeugte Energie und damit
verbundene Wertschopfungsketten immer zuerst den produzierenden Landern vor Ort und ihrer
Nachbarschaft zur Verfiigung stehen mussen.

Dabei ist die geplante Zusammenarbeit im Rahmen der Global-Gateway-Initiative ein Schritt in
Richtung weiterer wirtschaftlicher Entwicklung beider Kontinente und tragt als attraktives
europaisches Angebot fir die groRen Investitionsbedarfe zur Verringerung der Abhangigkeit
von China und Russland bei. Wir wollen die regionale Integration in den afrikanischen
Wirtschaftsgemeinschaften und der Afrikanischen Union inklusive der entstehenden
panafrikanischen Freihandelszone unterstitzen.

Gute Regierungsfiihrung und Rechtsstaatlichkeit sind unverzichtbare Grundlage fur
gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung. Dort, wo die staatlichen Strukturen
geschwacht sind, wollen wir durch eine Unterstiitzung der Zivilgesellschaft und
demokratischer politischer Akteure zu einem Wiederaufbau beitragen. Eine besondere Rolle
kommt dabei Frauen und marginalisierten Gruppen zu.

Europas Verflechtung mit Afrika ist bis heute von einem Machtungleichgewicht gekennzeichnet.
Zudem leidet der afrikanische Kontinent bereits heute besonders stark unter den Folgen der
Klimakrise, die in bedeutendem Maf’ durch europaische Emissionen verursacht wurde. Im
Bewusstsein auch unseres kolonialen Erbes wollen wir Beziehungen gestalten, die von Respekt
und Gleichberechtigung getragen werden.

Indopazifik
Das 6konomische Gravitationszentrum hat sich in den indopazifischen Raum verschoben. Hier
findet ein Grofsteil des globalen Wachstums, der Innovation und Entwicklung statt.

Wir wollen die enge Kooperation mit Europas zentralen Partnern wie Japan, Sudkorea,
Australien und Neuseeland ausbauen und den Austausch mit den ASEAN-Staaten intensivieren.
Dabei wollen wir unseren Fokus auch auf mehr Zusammenarbeit bei Klimaschutz und
wirtschaftliche Modernisierung legen und gleichzeitig die Zivilgesellschaft und die
Menschenrechte starken. Auch die tiefe Kooperation mit Japan als engster Partner im
indopazifischen Raum sowie einziges Mitglied der G7 in der Region wollen wir weiter
ausbauen. Ein Beispiel hierfir ist die Digitale Partnerschaft, welche die EU im Mai 2022 mit
Japan als erstes Partnerland Uberhaupt geschlossen hat.

In der Pazifikregion liegen viele Staaten, die durch die Klimakrise in ihrer Existenz

bedroht sind, obwohl sie selbst wenig den globalen Emissionen beigetragen haben. Wir wollen

sie im Umgang mit den Folgen der Erderwdarmung und des steigenden Meeresspiegels konkret und
finanziell unterstiitzen. Wir wollen den Klimaschutz starker in Handelsbeziehungen mit den
Staaten der gesamten Region verankern und die Produktion von gruiner Energie in der Region,

zum Beispiel durch die Global-Gateway-Initiative der EU, gemeinsam voranbringen.

Wir streben eine Vertiefung und Erweiterung der Beziehungen der EU mit Indien an. Wir
begriuRen den Start des EU-India Trade and Technology Council im Jahr 2023 ebenso wie die
2021 begonnene Konnektivitatspartnerschaft. Wir erkennen Indiens neue Bedeutung fur die
Bereitstellung globaler digitaler Guter an und wollen eine verstarkte Zusammenarbeit bei
digitalen Zahlungssystemen ausloten. Die wirtschaftliche Zusammenarbeit muss sich an klaren
Sozial-, Minderheits- und Klimaschutzstandards orientieren. Mit zunehmender Sorge betrachten
wir in dieser Hinsicht die aktuellen innenpolitischen Entwicklungen. Wir unterstitzen die
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indische Zivilgesellschaft und setzen uns fiir eine friedliche Losung territorialer Konflikte
in Grenzregionen ein.

Lateinamerika

Die Lander Lateinamerikas sind nicht nur wichtige Wirtschafts-, sondern viele auch unsere
Wertepartner. Die zahlreichen Demokratien dort sind fir Europa natirliche Partner bei der
Starkung des Multilateralismus. Foren wie das wiederbelebte Gipfeltreffen zwischen der EU
und der Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten (CELAC) ermdglichen
eine intensive Kooperation und Partnerschaft mit den Landern des Kontinents.

Allerdings ist die liberale Demokratie in einigen Staaten nach wie vor unter Druck, wie
beispielsweise der Sturm auf Regierungsgebaude Anfang 2023 in Brasilien gezeigt hat.
Ereignisse wie diese verdeutlichen, dass die Demokratie gegen autokratische Tendenzen und
Gruppierungen verteidigt werden muss. Hierfur ist eine starke Zivilgesellschaft essenziell.
Wir wollen Aktivist*innen fir Menschenrechte, Umweltschutz und fir die Rechte von LGBTIQ;,
Frauen und Indigenen schutzen und ihre Arbeit aktiv unterstiitzen. Auch eine effektive
Bekampfung von Korruption und Drogenkriminalitat ist wichtig.

Uber 55 Prozent der weltweiten Fliche an Regenwald befinden sich in Lateinamerika. Die
Region ist zentral zum Schutz unseres Weltklimas. Deswegen wollen wir eine Intensivierung
von Klima- und Rohstoffpartnerschaften sowie eine Ausweitung der Kooperation fur nachhaltige
Landwirtschaft und fir effektiven Naturschutz. Der Schutz der Rechte der indigenen
Bevolkerung muss dabei bei allen Vorhaben mitgedacht und priorisiert werden.

Europa braucht enge Handelsbeziehungen mit Lateinamerika, nicht zuletzt auch, um seine
Lieferketten mit Blick auf China zu diversifizieren. Die Global-Gateway-Initiative der EU

kann dabei eine wichtige Rolle spielen. Diese Partnerschaften kdnnen nur dann erfolgreich
sein, wenn beide Seiten davon profitieren und ein substanzieller Teil der Wertschopfung in
Lateinamerika verbleibt. Wir werden das Mercosur-Abkommen nur ratifizieren, wenn von Seiten
der Partnerlander umsetzbare, Uberprufbare und rechtliche verbindliche, einklagbare
Verpflichtungen im Bereich des Umwelt,, Sozial-, und Klimaschutzes vereinbart werden.
Gleichzeitig kann es fiir uns das Mercosur-Abkommen nur gemeinsam mit einer gleichwertigen
Zusatzvereinbarung zum Schutz und Erhalt des Regenwaldes geben. Dadurch stellen wir sicher,
dass unsere Partnerschaft mit Lateinamerika intensiviert und gleichzeitig Menschenrechte
garantiert und das Weltklima geschiitzt werden.
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Tagesordnungspunkt: EP-FH Was Freiheit schitzt

Antragstext

Die Europadische Union (EU) ist ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und der Demokratie. Die
Europaer®innen haben sie auf den Ruinen von Krieg und Unterdriickung errichtet. Heute
garantiert sie, dass wir ohne Grenzkontrollen reisen kdnnen, wo uns friher Stacheldraht,
Mauern und Schlagbaume trennten. Sie sorgt dafir, dass Meinungsfreiheit gilt, wo noch vor
wenigen Jahrzehnten Diktatoren herrschten. Sie schitzt den Rechtsstaat. Sie garantiert, dass
alle Europaer*innen ihre Regierungen frei wahlen kénnen - von der Gemeindeebene bis nach
Brussel.

Das Europa, das wir weiter pragen wollen, bietet Sicherheit und Schutz, fihrt zusammen und
bindet ein. Unterschiede namlich nicht nur auszuhalten, sondern als Chance zu begreifen;
Brucken zu bauen uber Grenzen und Graben hinweg; das verbindende Element zu suchen, statt
das Trennende tatenlos hinzunehmen: Nichts anderes ist Grindungsgedanke der EU.

Sicherheit und Schutz aber brauchen Organe, die sie schaffen und erhalten. Sie wollen wir
starken. Extremismus, Desinformation und Kriminalitat machen vor nationalen Grenzen nicht
Halt, im Gegenteil: Gerade in den vergangenen Jahren haben wir erlebt, wie autoritare
Staaten unsere freie Gesellschaft angreifen. Die EU ist in der Verantwortung, durch
Koordination und starke eigene Institutionen den Schutz zu bieten, den die Blirger*innen zu
Recht erwarten - zumal diese Erlebbarkeit von Sicherheit und staatlicher Verlasslichkeit das
Vertrauen in den demokratischen Staatenverbund der EU unmittelbar steigert.

Die Entwicklung der EU ist eine Entwicklung zu einem immer engeren Bundnis. Das ist gut,

denn wir brauchen das Gewicht und die Fahigkeiten der EU, um viele der drangenden Probleme
unserer Zeit zu losen. Wie wir das tun, mussen wir in einem demokratischen Prozess

bestimmen. Im Zentrum davon steht das Europdische Parlament, dessen Rechte wir erweitern
wollen. So schaffen wir die Grundlage fir eine foderale europaische Republik mit einer

eigenen Verfassung. Auch wenn Entscheidungsprozesse in Europa zuweilen miihsam und langwierig
sind, so stellen sie doch einen grofien Wert da: Sie ersetzen die Gewehrkugel, die nicht mit

sich reden lasst, mit der Kraft des Wortes und der Diskussion. Dabei steht am Ende oft ein
Kompromiss, der zwar nicht jede und jeden vollends zufriedenstellt, aber alle weiterbringt.

Dafur stehen wir ein.

Denn der Zuwachs an Freiheit, Sicherheit und Demokratie, fir den die europaische Einigung
seit dem Zweiten Weltkrieg gesorgt hat, dirfte in der Weltgeschichte seinesgleichen suchen.
Nicht ohne Grund ist die EU das Zielobjekt von Extremist*innen aller Art: Wer meint, dass
Frauen nicht die gleichen Rechte haben sollten wie Manner, wer freie Medien mundtot machen
will, wer seine Interessen durch Desinformation und Hetze durchsetzen will - fiir den ist die
EU ein Dorn im Auge.

Wir finden: gut so.
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Wir wollen die EU in ihrer Fahigkeit starken, die Rechte und Freiheiten derer zu schutzen,

die hier leben. Unser Credo: Wir schitzen unsere Freiheit am besten, wenn wir sie ausbauen.
Wir wollen die europaische Demokratie starken, damit die besten Ideen in einen fairen
Wettstreit um die Zukunft unseres Kontinents treten konnen. Wir wollen die

Rechtsstaatlichkeit ausbauen, die allen Burger*innen Sicherheit und gleiche Rechte bietet.

Wir wollen eine EU, die fir ihre Blirger*innen arbeitet. Wir wollen, dass diese uber das
Europaische Parlament noch klarer den Kurs mitbestimmen kdnnen. Und wir wollen, dass die EU
auch im Inneren, etwa gegeniber Regierungen wie der ungarischen von Viktor Orban, die notige
Durchsetzungskraft beweist: Wer gegen die Grundwerte der EU verstoft, sollte nicht
gleichzeitig uneingeschrankt von ihren Privilegien profitieren kdnnen.

Die Moglichkeit zur gleichberechtigten Teilhabe aller ist einer dieser Grundwerte — und eine
Grundvoraussetzung fur unseren Zusammenhalt. Das gilt nicht zuletzt fir die Rechte von

Frauen. Solange die Halfte der Bevolkerung in vielen Lebensbereichen benachteiligt ist,

solange ist unsere Demokratie nicht vollstandig. Autoritare Krafte innerhalb und auf3erhalb
Europas stellen unseren Zusammenhalt indes infrage, indem sie einzelne Gruppen zum Feindbild
erklaren. Das schwdcht uns alle und droht unseren Kontinent zu spalten. Dem treten wir
entschieden entgegen. Ein vielfaltiges Europa ist ein starkes Europa: Es sorgt dafir, dass

alle beitragen und teilhaben kdnnen. Wir stehen fest an der Seite all jener, die ausgegrenzt

und diskriminiert werden. Und weil wir die EU als Vorreiterin einer wertegeleiteten
Digitalisierung sehen, wollen wir Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auch im Netz sichern.

Die EU ist stark, wenn sie im Kern ein Werteblindnis ist. Diese Werte mussen dabei

glaubwirdig gelebt werden. Das gilt nicht zuletzt im Umgang mit Menschen, die nach Europa
kommen wollen - oder missen. Das Sterben im Mittelmeer und die Lage an den europaischen
AufRengrenzen sind unhaltbar. Wir stehen fir Humanitat und Ordnung im Umgang mit Geflichteten
und Migrant®innen. Wir wollen Schutz bieten und zugleich Einwanderung so gestalten, dass
diejenigen, die als Informatikerinnen oder Krankenpfleger, als Studentinnen oder Erntehelfer

zum Erfolg unserer Gemeinschaft beitragen wollen, diesen Beitrag auch leisten kénnen.

In Vielfalt geeint, so lautet das Motto der EU. Gemeinschaft soll sie sein, Gemeinschaft

soll sie bleiben - Uber alle Unterschiede und Herausforderungen hinweg. Wir setzen uns ein
fur eine EU, die sich als Motor flr ein immer engeres Zusammenwachsen unseres Kontinents
versteht. Fur einen Kontinent, in dem die Menschen in Freiheit und unter demokratischen
Werten sicher leben. Fir eine EU, die ein Zuhause bietet. Dieses Europa wollen wir sein.

1. Demokratische Institutionen

Rechtsstaatlichkeit verteidigen

Die Achtung von Menschenwiirde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit und Rechtsstaatlichkeit
einschliefilich der Rechte von Minderheiten bilden das Fundament der EU. Wenn Regierungen in
Mitgliedstaaten diese Wertebasis systematisch aushohlen, indem sie die Unabhangigkeit der
Justiz — die erste Wachterin des Rechtsstaats — aushebeln, Freirdume der Opposition und
Zivilgesellschaft beschneiden, eine freie Presse bekampfen, Minderheiten- und LGBTIQ*Rechte
einschranken, das Recht auf Asyl verweigern oder Korruption Tur und Tor 6ffnen, schwachen

sie die EU. Deshalb ist es unverzichtbar, dass die bestehenden Rechtsstaatsinstrumente
konsequenter und schneller genutzt und weiterentwickelt werden.

Die Grundrechtecharta, das Grundgesetz der EU, wollen wir zum Schutzschirm flr Europas
Blrger*innen machen. Da sich ihre Anwendung auf die Durchfiihrung von EU-Recht durch die EU-
Organe beschrankt, ist ihre Schutzwirkung bislang beschrankt. Das wollen wir andern: Sie

soll auch fur das Handeln der Mitgliedstaaten gelten und einklagbar werden. Wenn eine
Regierung die Grundrechte ihrer Blirger*innen verletzt, soll sie daflir auch auf europdischer
Ebene belangt werden kénnen. Auch die Durchsetzbarkeit der Urteile des Europaischen
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Menschenrechtsgerichtshofs, der Uber die Einhaltung der Europdischen
Menschenrechtskonvention wacht, wollen wir innerhalb der EU starken.

Dem bestehenden Rechtsstaatscheck und dem Rechtsstaatsdialog, mit denen die Lage der
Rechtsstaatlichkeit in allen Mitgliedstaaten durchleuchtet wird, wollen wir mehr Gewicht
verleihen. Wir sorgen dafir, dass besonders der Freiraum fir die Zivilgesellschaft gezielter
bemessen und geschutzt wird. Um den Reformdruck zu erhohen, setzen wir auf verbindliche
Reformvereinbarungen zwischen der EU und den Mitgliedstaaten, die perspektivisch
sanktionsbewehrt werden miissen. Offentliche Debatten hierzu im Europaischen Parlament miissen
zur Regel werden und in die Bewertungen einflieRen. Das Rechtsstaatsverfahren nach Artikel
7, das in einem mehrstufigen Verfahren zum Beispiel zum Entzug des Stimmrechts fihren kann,
soll wieder nutzbar gemacht werden. Das soll dadurch geschehen, dass die Mitgliedstaaten im
Europaischen Rat in allen Phasen des Verfahrens nicht mehr mit Konsens, sondern mit
qualifizierter Mehrheit abstimmen.

Die Auszahlung von EU-Mitteln soll an die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit, demokratischer
Prinzipien und der Grundrechte geknipft werden. Um den Missbrauch europaischer Steuergelder
etwa durch systematische Korruption, Gunstlings- und Vetternwirtschaft zugunsten bestimmter
Parteien wirksam zu stoppen, darf die Uberpriifung nicht allein stehen bleiben. Auch eine
wirksame Gewaltenteilung und die umfangliche Gewdhrung der Grundrechte sind entscheidend.
Deshalb erweitern wir den Haushaltsmechanismus auf die Einhaltung der Grundrechtecharta. Das
heif3t: Bei Verstofden mussen EU-Gelder anteilig und gegebenenfalls stufenweise eingefroren
werden.

Fir eine Starkung unserer gemeinsamen Werte setzen wir auf eine zwischen Rat, Kommission und
Europaischem Parlament besser abgestimmte, sich gegenseitig verstarkende Anwendung aller
Rechtsstaatsinstrumente. Die jeweiligen Erkenntnisse fiihren wir zu einer gemeinsamen
Bewertungsgrundlage zusammen. Um einen regelmafiigen Charta-Check zu garantieren, den alle
Mitgliedstaaten akzeptieren, schaffen wir eine unabhangige Expert*innen-Kommission, die die
EU-Kommission unterstltzt. Wollen Mitgliedstaaten kinftig EU-Fordermittel erhalten, mussen
sie sich verpflichten, mit der europdischen Staatsanwaltschaft zu kooperieren. Bei
Mittelkirzungen durfen am Ende aber nicht die Menschen in den Kommunen die Leidtragenden
sein, weil sich korrupte Regierungen aus ihrer finanziellen Verantwortung stehlen und lieber

mit dem Finger nach Brissel zeigen. Daher prifen wir, wie Kommunen direkt unterstitzt werden
konnen.

Mehr Demokratie wagen

Die Starkung der EU muss mit ihrer weiteren Demokratisierung und mehr Blrgerndhe
einhergehen. Dazu wollen wir das direkt gewahlte Europaische Parlament weiter starken. Das
Parlament soll dem Rat gesetzgeberisch in allen Politikfeldern gleichgestellt sein und wie
jedes Parlament gleichberechtigt Gesetze beschliefien, etwa in der Steuer- oder
Sicherheitspolitik. Es soll ein vollwertiges Initiativrecht erhalten, damit es eigenstandig
Gesetze auf den Weg bringen kann. Wir wollen sein Recht ausbauen, Untersuchungsausschusse
einzuberufen und Zeug®innen vorzuladen. AuRerdem soll es die Kommission auf Vorschlag der
Kommissionsprasidentin bzw. des Kommissionsprasidenten wahlen und im Notfall wieder
entlassen kdnnen.

Fur mehr demokratische Legitimierung der Entscheidungen auf EU-Ebene braucht es mehr
Transparenz im Europdischen Rat und in den Ministerraten. Die Debatten und die Positionen
der einzelnen Mitgliedslander sollen nachvollziehbarer gemacht werden.

Unsere Vision ist die Foderale Europdische Republik mit einer europdischen Verfassung. Das
Parlament soll in einem Zweikammersystem zusammen mit dem Rat ein gleichberechtigter Teil
der gesetzgebenden Gewalt werden.
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Um die Europawahlen europaischer und demokratischer zu machen, wollen wir, dass alle
Parteien Spitzenkandidat*innen nominieren. Aus deren Reihen wiederum wahlt das Europaische
Parlament den ndchsten Prasidenten bzw. die ndchste Prasidentin der Kommission. Zudem sind
bei der Europawahl bislang nur Kandidat*innen aus dem jeweils eigenen Land wahlbar. Das
wollen wir im Sinne eines grenzuberschreitenden Wahlkampfs andern. Ein Teil der Abgeordneten
soll zukunftig nicht mehr allein Uber die nationalen Listen, sondern Uber europdische
transnationale Listen bestimmt werden.

Junge Menschen mischen sich ein und wollen Europa mitgestalten. Deshalb war die Einfuhrung
des Wahlrechts ab 16 Jahren in Deutschland fiir die Europawahl ein groRer Erfolg.

Erganzend zur demokratischen Vertretung der Burger®innen im Europdischen Parlament wollen
wir mehr direkte Teilhabe auch auf EU-Ebene ermdglichen.

Mit dem Europaischen Birger*innenforum kdnnen europaische Blirger*innen, die nach dem
Zufallsprinzip aus der gesamten Bevolkerung der EU ausgelost werden, in einem Burger*innen-
Gutachten konkrete Handlungsvorschlage formulieren. Das war das Prinzip der Europaischen
Zukunftskonferenz. Wir wollen dieses Instrument fest verankern.

Die Europaische Burgerinitiative (EBI), bei der Burger*innen direkt ein Thema auf die
Tagesordnung der europdischen Politik setzen kdnnen, wollen wir erweitern, verbindlicher und
bekannter machen. Einer erfolgreichen EBI muss zwingend innerhalb eines Jahres ein
Gesetzesvorschlag der Europaischen Kommission folgen und dem Europaischen Parlament sowie
dem Rat zur Abstimmung vorgelegt werden. Die Initiator*innen einer EBI sollen als
Zwischenschritt auch ein Europaisches Blrger*innenforum einberufen kdnnen.

Handlungsfahiger werden

Angesichts der vielfaltigen Herausforderungen sind wir auf eine handlungsfahige EU
angewiesen. Deshalb wollen wir zum einen mit der Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen
Entscheidungen schneller ermdglichen. Wo bisher noch Einstimmigkeit zwischen den Staaten
erforderlich war und Entscheidungen deshalb leicht blockiert werden konnten, soll in Zukunft
mit qualifizierter Mehrheit abgestimmt werden. Dabei ist es wichtig, dass die Interessen
kleinerer Mitgliedstaaten weiterhin Gehor finden.

Zum anderen wollen wir die in den Vertragen vorgesehene Klausel der Verstarkten
Zusammenarbeit (Passerelle-Klausel) besser nutzen. Sie erlaubt es einer Gruppe von
mindestens neun EU-Mitgliedstaaten, in ausgewahlten Politikfeldern enger zu kooperieren und
gemeinsam Projekte anzustofien. Damit konnen sie schneller wichtige Projekte auf den Weg
bringen. Wichtig fur uns: Dabei soll das Europdische Parlament einbezogen werden - und alle
anderen Mitgliedslander sollen sich auch zu einem spateren Zeitpunkt anschliefRen kdnnen.

Einige der Reformen sind ohne Vertragsanderung maglich. Sie sollen ziigig und zeitnah in die
Realitat umgesetzt werden. Eine Reihe der Reformvorschldge, fur die wir eintreten, bedarf
einer Vertragsanderung. Dafiir wollen wir einen Konvent unter der Einbeziehung von EU-
Blrger®innen einberufen. Dieser soll die Empfehlung der wegweisenden Konferenz zur Zukunft
der EU einbeziehen. Hier waren Blrger*innen mafigeblich an der Formulierung von neuen
Perspektiven fur die EU beteiligt.

Korruption bekampfen

Demokratie lebt vom Vertrauen der Biirger*innen, jeder Anschein kauflicher Politik richtet
Schaden an. Wir sorgen deshalb fir mehr Transparenz im Europdischen Parlament, in der
Kommission und im Rat, um die Glaubwirdigkeit demokratischer Prozesse und das Vertrauen in
die EU zu starken. Wir machen Lobbyinteressen und Interessenskonflikte fiir alle sichtbar.

Mit dem Korruptionsskandal einzelner Europaabgeordneter aus dem Jahr 2022 ist das
dringlicher denn je.
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Den Verhaltenskodex des Europaischen Parlaments stellen wir endlich scharf. Bei Verstof3en
mussen finanzielle Strafen auf dem Fuf3e folgen. Mit einem fur alle EU-Institutionen, auch
den Rat, verbindlichen Lobbyregister legen wir auf allen politischen Ebenen offen, wer in
den Institutionen ein- und ausgeht. Diejenigen, die auf die Gesetzgebung Einfluss ausiben,
machen wir durch einen ,legislativen Fufabdruck” sichtbar, der umfassend nachvollziehbar
macht, welche Positionen im Gesetzgebungsprozess eingebracht wurden.

Wir beenden die unwirksame reine Selbstkontrolle und schalten eine unabhangige Ethikbehdrde
ein, die fur alle EU-Institutionen die Regeln zur Lobbykontrolle durchsetzt. Beim Wechsel
zwischen Politik und Wirtschaft sorgen wir fur klare Karenzzeitregeln, die an
Ubergangszahlungen angepasst sind, und fiir deren Kontrolle.

Mit einer EU-weiten Datenbank, die politische Onlinewerbung sowie ihre Auftrag- und
Geldgeber®innen transparent erfasst und digitaler Wahlkampfwerbung bei der Nutzung
personlicher Daten klare Schranken setzt, garantieren wir mehr Fairness im demokratischen
Wettbewerb und mehr Schutz gegen Desinformation und Onlinehass.

2. Feminismus

Europa zum Motor fiir Frauenrechte machen

Frauen und Madchen sollen in der gesamten EU gleichgestellt und selbstbestimmt leben kdnnen.
In Politik, Wirtschaft, Kultur, Wissenschaft und Gesellschaft - Uberall gibt es noch viel zu

tun. Oft war Europa die Vorreiterin fur Frauenrechte und Gleichstellung der Geschlechter.

Doch rechte und rechtskonservative Krafte in vielen Landern nehmen unsere Errungenschaften
ins Visier. Sie versuchen durch eine riickwartsgewandte Familienpolitik, Frauen aus dem
Arbeitsmarkt zu drangen. Reproduktive Rechte, besonders das Recht auf
Schwangerschaftsabbruch, werden offen infrage gestellt, Errungenschaften im Kampf gegen
Gewalt an Frauen werden zuriickgedrangt. Dem stellen wir uns mit aller Macht entgegen.

Unser Ziel ist es, dass die EU eine Garantin fiir Geschlechtergerechtigkeit auf unserem
Kontinent bleibt. Geschlechtergerechtigkeit soll sich durch alle Politikbereiche der Union
ziehen. Deshalb wollen wir das EIGE (European Institute for Gender Equality) starken und
ausbauen.

Die Gender-Equality-Strategie der EU-Kommission, die 2025 auslauft, muss zugig und
umfangreich evaluiert werden. Auf Grundlage dieser Ergebnisse werden wir in der kommenden
Legislatur einen ambitionierten Plan erstellen, um mit grofsen Schritten in Sachen
Gleichberechtigung voranzukommen.

Alle Menschen missen selbst Uber ihren Kérper und ihr Leben entscheiden konnen. Wir wollen
auch deswegen, dass die EU die Selbstbestimmungsrechte von Frauen und Madchen starkt. Dazu
gehort, dass die reproduktive Gesundheit und das Recht auf korperliche Selbstbestimmung
sowie selbstbestimmte Familienplanung fir alle sichergestellt sind. Wir wollen den
uneingeschrankten Zugang zu Verhdatungsmitteln starken. Eine professionelle Beratung zur
Familienplanung ist die Grundlage fir selbstbestimmte Entscheidungen. Sie muss breit in der
EU verfugbar sein. Die Initiative, das Recht auf Schwangerschaftsabbruch in der EU-
Grundrechtecharta zu verankern, unterstiitzen wir.

Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt verwirklichen

Alle profitieren davon, wenn Frauen bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben. Als
Ingenieurinnen, Erzieherinnen, Arztinnen und in unzahligen weiteren Berufen schaffen sie
Wohlstand - fur Europa und fur sich: Denn eine faire Beteiligung am Arbeitsmarkt hilft
Frauen, ihre wirtschaftliche Situation zu verbessern und zum Beispiel Altersarmut zu
vermeiden. Um dieses Ziel zu erreichen, wollen wir auch politisch den Weg ebnen.

Der Gender-Pay-Gap, also die Liicke zwischen den Léhnen von Mannern und denen von Frauen,
klafft in allen EU-Landern. Im Durchschnitt liegt er bei 12,1 Prozent, in Deutschland sogar
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bei circa 18 Prozent. Deshalb war die Verabschiedung der Lohntransparenzrichtlinie ein

grofRer Erfolg. Sie schafft mehr Transparenz durch Auskunftsanspriiche und Berichte,
Entschadigungsanspriiche bei geschlechtsspezifischer Lohndiskriminierung und starkt so die
Rechte der Arbeitnehmerinnen. Wir setzen uns mit aller Kraft dafir ein, dass diese

Richtlinie auch in den Mitgliedstaaten konsequent umgesetzt wird. Und natirlich missen
sogenannte Sorge- und Care-Berufe, die hauptsachlich von Frauen ausgeubt werden, durch
bessere Arbeitsbedingungen und Bezahlung aufgewertet sowie die gerechtere Verteilung von
bezahlter Arbeit und unbezahlter Sorgearbeit zwischen Frauen und Mannern verbessert werden.

Um flr Frauen die gleichen Zugangs- und Aufstiegschancen auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen
und die Geschlechtergerechtigkeit zu erhdhen, wurde vom Europaischen Rat eine
Vereinbarkeitsrichtlinie erlassen. Diese soll es Eltern partnerschaftlich ermdglichen,

Berufs- und Privatleben miteinander zu vereinbaren. Mit der Familienstartzeit, die
Partner*innen nach der Geburt eine 14-tagige berufliche Freistellung ermoglicht, wird die
Bundesregierung hier einen weiteren Schritt zur Erfillung tun und Paare bei der
partnerschaftlichen Arbeitsteilung unterstutzen. Eine gute und partnerschaftliche
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist eine effektive MaRnahme, um dem existierenden
Fachkraftemangel durch eine hohere Erwerbsquote von Frauen entgegenzuwirken. Denn: Viele
Frauen mochten gern mehr arbeiten und immer mehr Manner wiinschen sich, Familienaufgaben
paritatisch aufzuteilen — die Bedingungen lassen es aber nicht zu.

Besonders auffallig ist der geringe Anteil von Frauen in allen Bereichen der sogenannten
MINT-Berufe und den entsprechenden Studiengangen. Das gilt flir ganz Europa. Angesichts des
Arbeits- und Fachkraftemangels ist es geradezu fahrlassig, auf dieses Potenzial zu

verzichten. Entsprechend wollen wir das Arbeitskrafteangebot fiir den MINT-Bereich

verbessern. Auf EU-Ebene fordern wir deshalb bessere Finanzierungsmdglichkeiten fur Darlehen
und Eigenkapitalfinanzierungen fur junge Unternehmerinnen und Innovatorinnen durch EU-Fonds
und Programme sowie die Erleichterung des Zugangs von Frauen zu bestehenden Fonds, aber auch
zu gut bezahlten Arbeitsplatzen.

Gewaltschutz durchsetzen

Wir wollen ein Europa, das Schutz und Unterstiitzung fir alle Opfer von geschlechtsbasierter
Gewalt bietet. Wir setzen uns dafir ein, dass Gewalt gegen Frauen verhindert bzw. verfolgt
und verurteilt wird. Ein wichtiger Baustein dafir ist die finanzielle Unabhangigkeit von
Frauen, da sie die Trennung von gewalttdtigen Partnern erleichtert und somit eine wichtige
Voraussetzung fur ein selbstbestimmtes Leben ist. Die Istanbul-Konvention ist das erste
Instrument in Europa, das rechtsverbindliche Standards speziell zur Bekampfung von Gewalt
gegen Frauen und hduslicher Gewalt festlegt. Endlich wurden durch die Initiative der
Bundesregierung auch in Deutschland samtliche Vorbehalte zurlickgenommen. Bis heute aber
haben sechs Mitgliedstaaten - Bulgarien, die Tschechische Republik, Ungarn, Lettland,
Litauen und die Slowakei - diese Konvention noch nicht ratifiziert. Deshalb ist es ein

grofRer Erfolg, dass die EU selbst umfassend und ohne Ausnahmen der Istanbul-Konvention
beigetreten ist. Wir wollen, dass alle Leistungen der Mitgliedstaaten zum Schutz von Frauen
mindestens den Verpflichtungen aus der Istanbul-Konvention und ihrem erlauternden Bericht
entsprechen - einschliefslich der Standards fiir Unterkiinfte, Betreuungsstellen fiir Opfer
sowie Notrufstellen. Nun muss auch die erganzende neue EU-Richtlinie zur Bekampfung von
Gewalt gegen Frauen und hduslicher Gewalt zugig verabschiedet und umgesetzt werden.

Menschenhandel bekampfen

Menschenhandel ist eine schwere Straftat und Menschenrechtsverletzung, die wir durch ein
gemeinsames europdisches Vorgehen konsequent bekampfen mussen. Die verbreitetste Form des
Menschenhandels in der EU geschieht zum Zweck der sexuellen Ausbeutung. Betroffene werden
gezwungen, unter menschenunwurdigen Bedingungen in der Prostitution zu arbeiten. Mehr als
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die Halfte der Opfer von Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung in der EU sind
EU-Burger*innen, Uberwiegend Frauen und Madchen.

Wir wollen die internationale Zusammenarbeit bei der Pravention, Strafverfolgung und zum
Schutz der Betroffenen entlang der bereits bestehenden Vereinbarungen starken. Darliber
hinaus machen wir uns bei der anstehenden Uberarbeitung der EU-Opferschutz-Richtlinie dafiir
stark, dass alle Opfer von Straftaten besser geschutzt werden. Wir wollen den Zugang zu
Informationen Uber Opferrechte starken sowie eine gute Koordination zwischen den
Mitgliedstaaten, 6ffentlichen Stellen und den Justizbehdrden sicherstellen. Dabei muss der
Opferschutz im Zentrum des Handelns stehen. Opfer von Menschenhandel einfach abzuschieben,
ist falsch. Stattdessen wirden ihre Anzeige- und Aussagebereitschaft durch Schutzprogramme
und dauerhafte Bleiberechte erhoht und die Strafverfolgung der Tater*innen erleichtert.

Die Halfte der Macht zur Realitat werden lassen

Solange Frauen in Schlusselbereichen von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft nicht
angemessen vertreten sind, ist die Demokratie nicht vollstandig. Auch in Europa mussen wir
immer noch mit der Lupe suchen, um Frauen in Aufsichtsraten und Vorstanden zu finden. Wir
begrufen, dass die Richtlinie zu Fihrungspositionen nun endlich in Kraft treten konnte. Denn
verbindliche Quoten sind ein effektives Mittel, um Fihrungsgremien in Wirtschaft und Politik
geschlechtergerecht zu besetzen, auch in den Institutionen der EU selbst. Auch die
Kommission selbst soll geschlechterparitatisch besetzt werden.

Um die finanzielle Macht in Europa geschlechtergerechter zu gestalten, wollen wir ein

effektives Gender Budgeting und Gleichstellungschecks fir den EU-Haushalt durchsetzen. Es

ist uns gelungen, kiinftige EU-Haushalte gerechter fir alle Geschlechter aufzustellen: In der
neuen Haushaltsordnung ist nun festgeschrieben, dass die Vergabe von EU-Geldern nach
Geschlechtern transparent gemacht wird. Dadurch werden bestehende Ungerechtigkeiten bei der
Mittelverteilung sichtbar und kénnen korrigiert werden. Zudem hat die Kommission eine
Methode zur Messung der Auswirkungen von Haushaltsmitteln auf die Gleichstellung entwickelt.
Diese muss aber in einigen Bereichen noch verbessert werden. Aufgrund der neuen Datenlage
muss der nachste Mehrjahrige Finanzrahmen geschlechtergerecht gestaltet werden.

3. Europas Vielfalt

Zivilgesellschaft starken

Europa zeichnet sich durch seine Vielfalt und das Miteinander verschiedener Menschen aus.
Queere Menschen, Menschen mit und ohne Behinderung, Atheist*innen und religidse Menschen,
Junge und Alte bringen jeweils ihre Lebensperspektiven ein, gestalten unser Miteinander und
unsere Demokratie. Unsere pluralistische Demokratie ist stark, weil sie in Blrgerinitiativen

und Parteien, Vereinen und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) eine lebendige
Zivilgesellschaft gestalten. Es ist Aufgabe der EU, diese Freiheitsrechte zu sichern.

Wir unterstltzen deshalb die europaische Zivilgesellschaft dabei, sich selbst
grenziberschreitend zu denken und zu organisieren. Im Europaischen Parlament haben wir
erfolgreich eine Initiative fUr ein europaisches Vereinsrecht auf den Weg gebracht. So
sorgen wir dafur, dass zivilgesellschaftliche Initiativen Gberall in Europa rechtlich
abgesichert arbeiten kénnen.

Zivilgesellschaftliche Initiativen sind haufig die erste Anlaufstelle fir Menschen, die
Diskriminierung und Gewalt erfahren. Damit sie Betroffene angemessen beraten kdnnen, wollen
wir die bestehenden Beratungsstrukturen weiter fordern und ausbauen.

Wir setzen uns daflr ein, dass Forderprogramme wie ,Blrgerinnen und Burger, Gleichstellung,
Rechte und Werte® (CERV) angemessen ausgestattet werden. So fordern wir Initiativen und
Selbstvertretungsorganisationen, die sich fiir die Gleichberechtigung aller Menschen stark
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machen und dort aktiv sind, wo Rechtsstaatlichkeit und Demokratie besonders unter Druck
stehen.

Religion und Glauben haben eine integrative Kraft in der Gesellschaft und sind Bestandteil
unserer Kulturen. Sie sind die Grundlage vieler Gemeinden und Einrichtungen, die zum
Zusammenhalt beitragen. Religionsfreiheit ist konstitutiv fir eine vielfaltige und freie
Gesellschaft. Menschen, die aufgrund ihres Glaubens oder ihrer Weltanschauung verfolgt
werden, verdienen unseren Schutz. Wir wollen den interreligiosen Dialog vertiefen und
Gemeinden dabei unterstiitzen, Menschen verschiedenen Glaubens miteinander in Kontakt zu
bringen. Wir sind Uberzeugt, dass im gegenseitigen Respekt und im Dialog auf Augenhdhe unser
vielfaltiges Europa gestarkt wird.

Diskriminierung iiberwinden

Sicherheit, das Recht auf korperliche Unversehrtheit und Blrger*innen-Rechte gelten fir alle
Menschen. Sie sind die Voraussetzung fur ein Leben in Freiheit. Sie missen unabhangig davon
gelten, woher ein Mensch kommt, wie er oder sie liebt, lebt oder glaubt. Ein Europa, das in

seiner Vielfalt zusammenhalt und die Rechte jedes und jeder Einzelnen schitzt, schafft
demokratischen Fortschritt, Teilhabe und Freiheit flr alle. Um dieses Versprechen

einzulosen, muss die EU konsequent mit rechtlichen Mafdinahmen gegen Diskriminierung vorgehen.

Noch immer ist Antisemitismus bis in die Mitte der europaischen Gesellschaft tief verwoben.
Judische Einrichtungen werden bedroht und angegriffen. Dem stellen wir uns entschlossen
entgegen. Dies gilt in besonderer Weise flir uns als Deutschland und dem Versprechen ,Nie
wieder!”, dem sich auch Europa nach dem Zweiten Weltkrieg und der Shoah verpflichtet hat. Es
ist die Aufgabe aller Mitgliedstaaten, die Sicherheit judischer Gemeinden zu gewahrleisten
und sicherzustellen, dass Judinnen und Juden in Europa eine sichere Zukunft sehen. Wir
beflirworten deshalb die Aufstockung der europaischen Gelder fir Sicherheitsprojekte, um sie
dabei zu unterstitzen. Als Europaer®innen ist es nicht nur unsere Aufgabe, Antisemitismus in
all seinen Formen entgegenzutreten, sondern auch judisches Leben in seiner Vielfalt sichtbar
zu machen und zu starken. Um das Wissen liber das judische Leben allgemein sowie Kontakte und
Erfahrungen mit judischen Menschen europaweit zu vermitteln, wollen wir politische und
kulturelle Bildungsangebote fordern.

Muslim*innen bilden die zweitgrofite Religionsgemeinschaft in Europa. Muslimisches Leben
gehort zu Europa und ist zugleich zur Zielscheibe von rechten und verschworungsideologischen
Bewegungen geworden. Wir begrufien es, dass die EU nach langer Zeit endlich die Stelle der
EU-Koordinatorin gegen Islamfeindlichkeit neu besetzt hat. Ihre Rolle wollen wir starken.

Wir wollen, dass die Bekampfung von Antiziganismus eine neue Prioritat wird und sich dabei
von paternalistischen Ansatzen verabschiedet. Denn Menschen mit Romani-Hintergrund werden
beim Zugang zu Bildung, Gesundheit, Wohnen und Arbeit oft benachteiligt. Damit die

politische Teilhabe und der Einsatz gegen Antiziganismus gefordert werden, richten wir ein
europaisches Beratungsgremium ein. Diesem gehdren unter anderem Expert*innen fir Roma-
Politik, Selbstvertretungsorganisationen und lokale sowie regionale Gebietskdrperschaften

an.

Menschen, die Diskriminierung erfahren, sei es durch o6ffentliche Institutionen, auf dem
Wohnungs- oder auf dem Arbeitsmarkt, durfen nicht allein gelassen werden, sondern missen
Recht und Gesetz auf ihrer Seite wissen. Die EU hat durch ihre Vorgaben den Schutz gegen
Diskriminierung bereits erheblich verbessert. Um das Schutzniveau zu vereinheitlichen und zu
starken sowie Schutzliicken zu schliefRen, wollen wir, dass die 5.
Antidiskriminierungsrichtlinie endlich verabschiedet wird. Das Amt der bzw. des
Antirassismusbeauftragten der Europdischen Kommission soll gestarkt und Gber 2025 hinaus
besetzt werden. Wir unterstitzen die Minority-SafePack-Initiative und wollen
Minderheitenrechte wie den Erhalt von Sprache, Kultur und Identitat in der EU starken.
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Queere Rechte schiitzen

Die Moglichkeit, sich frei zu entfalten und in der eigenen Individualitat leben zu kénnen,

ist ein Kern der europdischen Werte. Obwohl queere Menschen in den letzten Jahrzehnten viele
ihrer Rechte erfolgreich erkampfen konnten, erleben wir, dass autoritare Krafte versuchen,
diese wieder zurtickzudrehen. Nicht selten ist ein selbstbestimmtes Leben in Sicherheit fiir
lesbische, schwule, bisexuelle, trans’ inter* und queere Menschen (LGBTIQ*) nicht maglich,
weil ihre Rechte eingeschrankt oder sie im Alltag angefeindet oder angegriffen werden.

Diesen Versuchen stellen wir uns klar entgegen, ganz egal aus welcher Motivation sie
geschehen oder von wem sie ausgehen.

Auf unsere Initiative hin hat das Européaische Parlament die EU zur ,LGBTIQ* Freedom Zone®
erklart. Wir setzen uns auf dieser Grundlage dafiir ein, dass die EU-Kommission und der Rat

alle ihnen zur Verfligung stehenden Instrumente - inklusive Vertragsverletzungsverfahren und
Sanktionen - nutzen, um das systematische Vorgehen von Regierungen gegen LGBTIQ™Personen
sowie die Demontage von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu stoppen.

Familie ist dort, wo Menschen Verantwortung flreinander ubernehmen - ob mit zwei Mittern,
alleinerziehend oder Mutter und Vater. Landesgrenzen dirfen nicht dariber entscheiden, ob
Kinder mit ihren Eltern aufwachsen, denn das Recht auf Freizugigkeit muss auch fir
Regenbogenfamilien ohne Wenn und Aber gelten. Wir streiten daftir, dass eine in einem EU-Land
begriindete Elternschaft, eingetragene Partnerschaft oder gleichgeschlechtliche Ehe in der
gesamten Union anerkannt wird.

Inklusion verwirklichen

Die europaische Behindertenbewegung hat sich erfolgreich fir ihr Recht auf Gleichstellung
und Teilhabe eingesetzt. Mit der Verabschiedung der UN-Behindertenrechtskonvention haben
sich die EU-Mitgliedstaaten verpflichtet, alle Barrieren abzubauen, die der Teilhabe am
politischen und gesellschaftlichen Leben im Weg stehen. Wir wollen daflir sorgen, dass die
inklusive Gesellschaft endlich in ganz Europa Wirklichkeit wird.

Um selbstbestimmtes Leben zu ermdglichen, wollen wir eine starkere Forderung von
selbststandigem Wohnen, inklusivem Leben und Arbeiten. Dazu wollen wir unter anderem das
Werkstattensystem reformieren — denn sozialer Schutz und Mindestlohne miissen auch fiir
Menschen mit Behinderung gelten.

Schlechte Nutzbarkeit von Webseiten, Stufen ohne Rampe, zu enge Turen — Menschen mit
Behinderung, aber auch altere Menschen oder mobilitatseingeschrankte Personen erleben in
ihrem Alltag unterschiedliche Barrieren, die ihre Teilhabe am &ffentlichen Leben
einschranken. Wir setzen uns daflir ein, dass die EU-Barrierefreiheitsrichtlinie, der
sogenannte European Accessibility Act (EAA), in allen Mitgliedstaaten - auch in Deutschland
- umgesetzt wird.

Um die europaische Freizligigkeit auch fur Menschen mit Behinderung erlebbar zu machen,
wollen wir einen europdischen Schwerbehindertenausweis einfihren, gegenseitige Anerkennung
nationaler Definitionen von Behinderung und barrierefreies Reisen durch ganz Europa

umsetzen. Dies gilt auch fir die Inanspruchnahme von sozialen Leistungen.

4. Eine lebendige Kulturlandschaft

Kultur als Saule der Demokratie

Wenig eint Europa so sehr wie seine vielfaltige, lebendige Kultur. Sie entsteht aus dem
Zusammenspiel von Traditionen des gesamten Kontinents mit Einfliissen von aufien und der
bestandigen Entwicklung neuer Ausdrucksformen. Kultur ist ein Wert an sich und zugleich ein
unverzichtbarer Teil der europaischen Demokratie, denn in ihr finden Austausch und
Zusammenleben Uber Grenzen hinweg auf verschiedenste Weise statt. Wir verteidigen deshalb
die freie Kunst und Kultur gegen staatliche Eingriffe, aber auch durch die Gestaltung einer
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offentlichen Forderung, die kiinstlerische Kreativitdt auch jenseits der Marktlogiken
ermoglicht.

Das Programm ,Creative Europe” wollen wir deshalb ausbauen und deutlich vereinfachen, um die
Zusammenarbeit und den Austausch von Kinstler*innen und Kulturveranstalter*innen in ganz
Europa zu ermdglichen, nicht zuletzt auch dort, wo Vielfalt und Demokratie unter Druck

stehen. Es soll sich als Dienstleister fur Kulturschaffende verstehen, der ansprechbar ist

sowie schnell und zielgerichtet unterstitzt.

Das Ziel der Klimaneutralitat betrifft in besonderem Maf3 die europaische Dimension der

Kultur, die von der Bewegung von Kulturgltern und Menschen lebt. Wir wollen daher im Rahmen
von Creative Europe ein Programm schaffen, in dem Beratung und Finanzierung fur den Wandel
der europdischen Kulturzusammenarbeit hin zur Klimaneutralitat gebindelt werden. Auch die
Idee des Neuen Europdischen Bauhauses, das einen interdisziplinaren Ansatz fur

klimaneutrales Bauen und Gestalten fordert, wollen wir partizipativ weiter ausbauen und als
eigene Mission in Horizont Europa verankern.

Im Programm der europaischen Kulturhauptstadte wird die Vielfalt unseres Kontinents erlebbar
und gefordert. Wir wollen dieses erfolgreiche Konzept fortfiihren, dabei aber die
Bewerbungsverfahren Uberprifen und transparenter gestalten.

Zur europaischen Kultur gehort auch ihre gewachsene Struktur einer unabhangigen
Kulturwirtschaft mit kleinen und mittelstandischen Unternehmen. Sie gestalten unter anderem
virtuelle Welten, Games, Filme oder Serien und sind wesentliche Treiberinnen von Innovation
und Wachstum - weit Uber ihren eigenen Sektor hinaus. Diese Strukturen wollen wir férdern

und gegen die Marktmacht der groen internationalen Plattformen schitzen, etwa indem wir uns
in Handelsabkommen fir die Aufrechterhaltung der kulturellen Ausnahme einsetzen.

Kreative starken

Die Schaffenskraft von Kiinstler*innen und Kreativen ist die Grundlage fur unsere lebendige
Kulturlandschaft. Angesichts technischer und gesellschaftlicher Veranderungen mussen sie
ihren Platz in der Verwertungskette der Kulturproduktion immer wieder neu behaupten. Das
gilt vor allem fur die neuen Entwicklungen der Kiinstlichen Intelligenz (KI). Diese nutzt von
Menschen erdachte Bilder, Tone und Texte, um neue Inhalte zu erzeugen. Damit tritt sie in
Konkurrenz zu menschlichen Urheber*innen. Wir setzen uns daher fir die Durchsetzung der
Rechte von Urheber*innen ein, zum Beispiel daflr, dass sie die Zustimmung zur Verwendung
ihres Materials auf der Grundlage des bestehenden Urheberrechts verweigern duirfen.
Urheber*innen wollen wir bei der fairen Verguitung ihrer Werke unterstitzen. Urheber*innen
und auch andere Kulturschaffende wie Schauspielerinnen oder Musiker*innen mussen einen
Platz am Tisch haben, wenn Uber die Weichenstellungen der digitalisierten Kulturwelt
entschieden wird.

Durch eine Erweiterung des Erasmus-Programms auf Klnstler*innen und Kreative wollen wir die
Mobilitat und die europaische Perspektive von Kulturschaffenden weiter starken. Fir
Kulturschaffende, denen auf3erhalb der EU Verfolgung droht, wollen wir einen sicheren Hafen
und Unterstutzungsmaoglichkeiten anbieten.

Medienfreiheit garantieren

Freie Medien sind eine unverzichtbare Grundlage fiir jede demokratische Offentlichkeit. Auch
in Mitgliedstaaten der EU wird diese Grundlage heute angegriffen. Wir unterstiitzen deshalb
verbindliche Instrumente, um gegen die Einschrankung von Pressefreiheit - sei es in Form
offener Zensur, durch die Kontrolle und Zentralisierung von Verlagseigentum oder auf anderem
Weg - vorzugehen. Dabei gilt fir uns auch hier, dass alle Kontrollmechanismen dem Grundsatz
der Staatsferne folgen mussen.
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Private Medien in Print und Online werden auch durch die Marktmacht der Plattformen im
Wettbewerb um Werbeeinnahmen stark in ihrem Wirtschaftsmodell beeintrachtigt. Wir streben
deshalb an, durch geeignete Instrumente die Wettbewerbssituation fir journalistische
Angebote besonders im Netz zu verbessern.

Der grenz- und sprachuberschreitende Raum der EU stellt fir die Herausbildung einer
gemeinsamen Offentlichkeit eine besondere Herausforderung dar. Deshalb setzen wir uns fiir
einen Ausbau transnationaler und mehrsprachiger Angebote des 6ffentlich-rechtlichen

Rundfunks ein. Konkret wollen wir dazu zundchst den erfolgreichen Ansatz des Senders arte
ausbauen und ihn schrittweise zu einem gemeinsamen europdischen Angebot entwickeln. Darluber
hinaus setzen wir uns fur die Vernetzung der Angebote des offentlich-rechtlichen Rundfunks

in Europa und fiir eine verbesserte Auffindbarkeit europaischer Kultur- und Medienangebote im
Netz ein. Wir wollen Férderung und Schutz fir Exilmedien schaffen, damit die EU ein Raum des
freien Ausdrucks auch fir Menschen aus Landern sein kann, in denen die Presse- und
Meinungsfreiheit unterdrickt wird.

Europaisch erinnern

Die Erinnerung an vergangenes Unrecht gehoért zu den Grundlagen aller Gesellschaften eines
Kontinents, der Giber Jahrhunderte von Gewalt und Kriegen gezeichnet war. Die EU als
Friedensprojekt hat die Aufgabe, diese Perspektiven zueinander in Beziehung zu setzen.
Erinnerung soll einen Beitrag zu Versohnung und Verstandigung leisten, nicht spalten. Dabei
ist es wichtig, eine multiperspektivische Erinnerungskultur zu fordern, die auch die

Geschichte von bisher zu Unrecht iberhorten Gruppen mit in den Blick nimmt. Wir wollen mit
europadischen Mitteln Initiativen unterstitzen, die sich der Aufgabe der Verstandigung widmen
und beispielsweise auch in Osteuropa die sich historisch Uberlagernden Gewalterfahrungen
durch den Angriffskrieg Deutschlands sowie die Unterdrlickung durch die Sowjetunion in ihrem
komplexen Erbe verstandlich und nachvollziehbar machen. Bestrebungen nach einer Umdeutung
der Geschichte im Dienste nationalistischer Tendenzen treten wir entschieden entgegen.

Allen Versuchen, einen ,Schlussstrich® unter das Erinnern an die Verbrechen des
Nationalsozialismus und besonders der Shoah zu ziehen oder sie zu verharmlosen, stellen wir
uns klar entgegen. Sie sind mit den demokratischen Werten unvereinbar. Wir werden dies nicht
unbeantwortet lassen - nicht in Deutschland, nicht in Europa, nirgendwo.

Zum europaischen Erbe gehort auch die grausame Geschichte von Volkermord, Kolonialismus,
Versklavung und Ausbeutung in Afrika, Lateinamerika und Asien. Viele europadische Staaten
waren in diese Verbrechen verwickelt und profitieren teilweise noch heute von den damals
geschaffenen Abhangigkeiten. Deswegen wollen wir die Aufarbeitung der kolonialen Geschichte
in enger Zusammenarbeit mit den Nachkommen, mit Forscher*innen und zivilgesellschaftlichen
Initiativen aus ehemals kolonisierten Staaten auch auf europaischer Ebene vorantreiben. Dazu
gehort die Ruckgabe beispielsweise von Raubkunst oder menschlichen Gebeinen.

Fair Play im Sport

Ob Amateurfufiball oder Champions League, ob Fahrradausflug oder Tour de France - Sport steht
im Herzen von Europa. Er verbindet Menschen, schafft und vermittelt regionale Identitaten,

sorgt flr Gesprachsstoff. Im Zentrum stehen die vielen Menschen, die sich ehrenamtlich in
Vereinen und Verbanden engagieren. Wir wollen Verbande starken, die sich besonders flr
gesellschaftlichen Zusammenhalt, Demokratie und Gleichberechtigung sowie gegen Ausgrenzung
und Hass stark machen. Europaische Fordermittel wollen wir fur sie einfacher zuganglich
machen.

Sport kann nur dann eine Vorbildfunktion einnehmen und verbinden, wenn er fair und
transparent funktioniert. Betrug, Doping und Korruption stehen seinem Wesen diametral
entgegen. Wir wollen daher eine unabhangige europaische Agentur etablieren, die sich mit
NGOs, Anti-Korruptionsexpert®*innen sowie internationalen Ermittler*innen fir Transparenz,

Seite 11



516

517

518

519

520

521

522

523

524

525

526

527

528

529

530

531

532

533

534

535

536

537

538

539

540

541

542

543

544

545

546

547

548

549

550

551

552

553

554

555

556

557

558

559

560

561

562

563

EP-FH-01: D - Was Freiheit schiitzt

Integritat und echte Rechenschaftspflichten um Korruptions- und Betrugsfalle im weltweiten
Sport kiimmert.

Damit wollen wir Vertrauen wiederherstellen. Das ist auch eine Grundlage dafiir, dass
internationale Sportgrofiveranstaltungen in Europa weiter ihren Platz haben. Wenn sie mit
klaren und verlasslichen Standards fur soziale und dkologische Fairness und Nachhaltigkeit
arbeiten, konnen sie damit weltweit einen Wettbewerbsvorteil erlangen und Zeichen setzen.
Wir setzen besonders auf eine grenziberschreitende Ausrichtung von Sportereignissen. So
machen wir den europaischen Spitzensport gemeinsam erlebbar.

Wir wollen Sport gegen die Auswirkungen der Klimakrise resilient machen. Viele Sportarten
sind von einer intakten Natur abhangig, gleichzeitig verursacht der Sport Schaden. Wir
wollen durch ein europdisches Forschungsprogramm Wege aufzeigen, wie sich Europas
vielfaltige Sportszene klimaneutral entwickeln kann.

5. Humanitat und Ordnung

Fach- und Arbeitskrafte willkommen heif3en

Europa steht vor einem demografischen Wandel mit einer rasch alternden Bevilkerung und sucht
handeringend nach Fach- und Arbeitskraften. Um unseren Wohlstand zu sichern, missen wir im
weltweiten Wettbewerb um schlaue Képfe und fleiftige Hande attraktiver werden und
Einwanderung modern gestalten. Statt burokratischer und langwieriger Verfahren wollen wir

die Fach- und Arbeitskrafteeinwanderung mit EU-weiten gemeinsamen Rahmenregelungen fordern.
Hierzu zahlt, die Anerkennung von Bildungsabschliissen aus Drittstaaten einheitlich und
unburokratisch zu gestalten.

Um qualifizierte Fachkrafte anzuwerben, wollen wir den EU-Talentpool weiter ausbauen. Daflir
braucht es in den europadischen Botschaften mehr Personal und eine Digitalisierungsoffensive,
damit Antrage schnell und auch digital gestellt werden kdnnen. Fach- und Arbeitskrafte
gewinnen wir aber nicht nur durch unburokratische Verfahren. Wir wollen auch sicherstellen,
dass sich Migrant*innen durch eine gelebte Ankommens- und Willkommenskultur schnell bei uns
einleben und gern bei uns leben. Denn eine aktive Willkommenskultur macht uns auch als
Wirtschaftsstandort attraktiv. Dazu gehdrt es auch, Rassismus und Ausgrenzung
entgegenzutreten, die nicht zuletzt Europas Wohlstand schaden. Um Angebote fir eine gute und
schnelle Integration vor Ort zu unterstitzen, wollen wir den kommunalen Integrationsfonds
starken und weiter ausbauen.

Wir wollen alle Arbeitskrafte gegen Ausbeutung schiitzen - auch Menschen ohne Papiere. Faire
Arbeitsbedingungen dirfen nicht von der Herkunft abhangen. Dazu wollen wir mehrsprachige und
niedrigschwellige Beschwerde- und Beratungsstrukturen ausbauen und starken, damit sich alle
Arbeiter*innen an sie wenden kdnnen.

Gemeinsame Asylpolitik angehen

Wir kampfen fur eine EU, die den Zugang zum Grundrecht auf Asyl garantiert sowie humanitare
und volkerrechtliche Verpflichtungen einhalt. Wir stehen zur Genfer Flichtlingskonvention,

der Europdischen Menschenrechtskonvention, der UN-Kinderrechtskonvention, der
Behindertenrechtskonvention und dem internationalen Seerecht.

Eine langfristige, geordnete und faire gemeinsame Asylpolitik ist notig, um

menschenunwirdige Ad-hoc-Lésungen zu beenden. Mit einer fairen und verbindlichen Verteilung
von Schutzsuchenden starken wir die Solidaritat zwischen den Mitgliedstaaten und verteidigen
unsere gemeinsamen Werte. Abschottung und Grenzzdaune schaffen Chaos und Leid,
rechtsstaatliche Verfahren sorgen fir Humanitat und Ordnung.

Gerade Staaten mit europaischen AuRengrenzen sind auf eine geordnete Verteilung und
Unterstltzung der EU sowie auf Solidaritat beim rechtsstaatlichen Grenzmanagement
angewiesen. Wir setzen uns deshalb fir einen dauerhaften, verlasslichen und verpflichtenden
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Solidaritats- und Verteilmechanismus ein. Um die gemeinsamen Herausforderungen zu
bewaltigen, mussen sich alle Mitgliedstaaten einbringen - ob durch die Aufnahme von
Schutzsuchenden oder durch finanzielle Unterstiitzung fur die Aufnahme von Gefllichteten.
Geld- und Sachleistungen an Drittstaaten sind dabei keine Kompensation. Mitgliedstaaten, die
in besonderem Mafie Gefllichtete aufnehmen, miissen gestarkt und finanziell entlastet werden.

Viele Kommunen in der EU sind bereit, beherzt anzupacken. Bei der Verteilung von
Geflichteten innerhalb der EU wollen wir eine aktive Rolle der Kommunen starken und die
kommunalen Integrationsfonds ausbauen. Wenn es um die Verteilung Gefluchteter auf der
europadischen Ebene geht, mdchten wir die Ressourcen der Lander und Kommunen uber einen
Matching-Mechanismus mit den Bedurfnissen der Gefliichteten in Einklang bringen.

Um das Vertrauen in unser Asylsystem zu starken, wollen wir die EU-Asylagentur in ihren
Befugnissen erweitern, damit sie die gemeinsamen europaischen Asylregeln durchsetzen kann.
Perspektivisch soll die Behorde dort, wo das System in einzelnen Mitgliedstaaten Uberlastet
ist, auch die Kompetenz fiir Asylverfahren erhalten. Dabei sind menschenrechtliche
Verpflichtungen einzuhalten und streng zu kontrollieren.

Humanitat und Ordnung an den Auf3engrenzen sicherstellen

Die EU ist ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts. Das Recht auf Freiziigigkeit
bzw. der Abbau von Grenzen innerhalb Europas war und ist eine der grofsten Errungenschaften
flr das Zusammenwachsen der europdischen Gemeinschaft. Deshalb lehnen wir dauerhafte und
stationdre Binnengrenzkontrollen ab.

Ein gemeinsamer Schengen-Raum braucht kontrollierte Aufsengrenzen. Denn fir die Freiheit und
Sicherheit im Inneren miissen wir zuverlassig wissen und kontrollieren kénnen, wer nach
Europa kommt.

Die Glaubwiirdigkeit der europdischen Werte und damit auch der Einfluss europaischer Politik
nach aufien setzt indes die Achtung von Recht und Werten im eigenen Handeln voraus. Mit
dieser Erkenntnis ist es schwer vereinbar, dass das europaische Versprechen von Humanitat
und Rechtsstaatlichkeit fur Tausende jahrlich an Stacheldraht und Patrouillenbooten
zerschellt.

Dem Versuch, Geflichtete rechtswidrig zuriickzudrangen, stellen wir uns entschieden entgegen.
Menschen, die bei uns in Europa ankommen, mussen zuverldssig registriert, erstversorgt und
menschenwirdig untergebracht werden. Das Recht auf Einzelfallprifung und das
Nichtzurlickweisungsgebot gelten dabei immer und tberall.

Trotz dieser volker- und europarechtlich verbrieften Prinzipien erleben wir an Europas
AufRengrenzen immer wieder systematische Rechtsbriiche. Menschen sind Misshandlungen
ausgesetzt, ihnen wird der Zugang zum Asylverfahren verweigert oder sie werden in Seenot
ihrem Schicksal Uberlassen. Wir setzen uns dafur ein, dass illegale Pushbacks rechtlich und
politisch konsequent geahndet werden. Wir wollen au3erdem das staatliche und
zivilgesellschaftliche Menschenrechtsmonitoring durch die EU-Grundrechteagentur weiter
ausbauen. Gleichzeitig bedarf es einer engmaschigen parlamentarischen Kontrolle von Frontex-
Einsatzen und einer systematischen Menschenrechtsbeobachtung vor Ort. Hilfs- und
Menschenrechtsorganisationen bendétigen jederzeit Zugang zu den Gefliichteten und den
Grenzregionen. Kooperationen der EU mit Drittstaaten mussen immer auf der Basis von Grund-
und Menschenrechten erfolgen. Die Zusammenarbeit mit der libyschen Kiistenwache wollen wir
endlich beenden.

Wir stehen entschlossen an der Seite der vielen Engagierten, die Gefllichtete versorgen und
beraten. Wir wollen sicherstellen, dass Presse, NGOs und Anwalt*innen ungehindert Zugang zu
ihnen haben, um ihrem humanitaren Engagement nachzugehen. Die Bedarfe von besonders
schutzbedurftigen Gruppen wie Frauen, queeren Menschen, Kindern oder Menschen mit
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Behinderungen mussen wir dabei besonders in den Blick nehmen. Kinder, die sich allein auf
den Fluchtweg machen, mussen wir besser vor kriminellen Strukturen schiitzen. Sie missen
kindergerecht untergebracht und versorgt werden.

Spurwechsel, Migrations- und Riickfiihrungsabkommen

Alle Menschen, die in Europa Schutz suchen, haben ein Recht auf faire und rechtsstaatliche
Asylverfahren. Wir fordern, dass sie dabei Zugang zu unabhangigen Asylberatungen haben, um
ihre Rechte zu kennen und durchzusetzen. Auch im Rahmen von maglichen Grenzverfahren muss
eine unabhangige Rechtsberatung gewahrleistet sein.

Gleichzeitig wissen wir, dass nicht alle Asylverfahren zu einer Aufenthaltserlaubnis flhren.

Wer nach sorgfaltiger Prufung der asyl- und aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen sowie

nach Ausschopfung aller Rechtsmittel kein Aufenthaltsrecht erhalten hat, muss zugig wieder
ausreisen - sofern dem keine Abschiebehindernisse entgegenstehen. Riickfiihrungen sind immer
mit besonderen menschlichen Harten verbunden. Wir wollen, dass die freiwillige Ruckkehr
Vorrang vor zwangsweisen RickfliihrungsmaRnahmen hat. Deshalb setzen wir uns flr eine
europaweite, ergebnisoffene und unabhdngige Rickkehrberatung ein.

Klar ist auch, dass Menschen nicht in Staaten abgeschoben werden dirfen, in denen ihnen
Menschenrechtsverletzungen oder eine erhebliche Gefahr fir Leib und Leben drohen. Eine
Rickfuhrung darf nur in Lander erfolgen, zu denen die betroffene Person eine klare

Verbindung hat. Das Konzept der sicheren Drittstaaten finden wir weiterhin falsch. Der

Abschluss von sogenannten Rickflihrungs- oder Migrationsabkommen muss menschenrechtsbasiert,
die Zusammenarbeit mit den Herkunftsstaaten partnerschaftlich und auf Augenhohe erfolgen.

Sie darf nicht von finanzieller Unterstutzung im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit
abhangig gemacht werden.

Das Konzept der sicheren Herkunftsstaaten finden wir falsch, denn es Lost keine Probleme.

Was hilft, ist: alle Asylverfahren beschleunigen und die Qualitat der Entscheidung

verbessern. Lander, die ihren Staatsbiirger*innen eine sichere Riickkehr garantieren, sollen

Uber Visaerleichterungen oder Ausbildungspartnerschaften eine Aussicht auf geordnete
Migration erhalten. Menschen, die schwere Straftaten begangen haben, missen nach Verbifiung
ihrer Strafe prioritar zurlickgefiihrt werden.

Viele Geflichtete leben bereits lange in Europa, bringen sich ein und stehen in
Beschaftigungsverhaltnissen. Wir wollen ihnen eine bessere Perspektive geben. Denn es ist
nicht zumutbar, dass Menschen trotz tiefer Verwurzelung in die europaische Gesellschaft
taglich Sorge vor einer Abschiebung haben mussen. Wir setzen uns deshalb flr einen
Spurwechsel ins europadische Einwanderungssystem ein.

Menschen in Seenot retten

Jedes Jahr sterben Tausende Menschen beim Versuch, das Mittelmeer zu lGberqueren. Als EU ist
es unsere Verpflichtung, die Augen vor diesem unertraglichen Zustand nicht zu verschliefien.
Kein Mensch sollte flr das Recht, um Asyl zu ersuchen, das eigene Leben oder das der Familie
und Kinder riskieren muissen. Wir dirfen nicht langer hinnehmen, dass das Mittelmeer die
todlichste Grenze der Welt bleibt.

Das Volkerrecht verpflichtet uns dazu, Menschen in Seenot zu retten. Es braucht endlich eine
europaische Initiative fur eine zivile, flachendeckende und staatlich koordinierte

Seenotrettung. Wir stehen an der Seite der Seenotretter*innen, die Menschenleben retten.

Alle Mitgliedstaaten der EU sind dafur verantwortlich, zu gewahrleisten, dass
Seenotrettungsorganisationen ihre Einsatze gefahrlos absolvieren kdnnen. Der erfolgte

Einstieg Deutschlands in die finanzielle Unterstiitzung privater Seenotrettungs-NGOs ist hier

ein wichtiger Schritt. Die Seenotrettungsschiffe durfen nicht durch Behorden in ihrer Arbeit
behindert werden. Rettungsschiffe missen die Gelegenheit haben, den nachstgelegenen sicheren
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Hafen anzulaufen, damit die Menschen an Land gehen und versorgt werden konnen. Ein Auslaufen
von Rettungsschiffen darf nicht behindert und Seenotrettung nicht kriminalisiert werden. Um
Menschenleben zu retten, treten wir fur die Verbesserung der staatlichen, unter anderem
finanziellen, Unterstiitzung ziviler Organisationen ein. Wenn Menschen von
Seenotrettungsschiffen aufgenommen werden, missen sie Zugang zum Antrag auf Asyl erhalten.

Sichere und legale Fluchtwege schaffen

Der wirksamste Weg, irregularer Migration entgegenzuwirken, ist die Schaffung sicherer und
legaler Migrationswege. So schutzen wir nicht nur Menschenleben, sondern legen auch
Schleuser®innen das Handwerk.

Wir setzen deshalb auf partnerschaftliche Mobilitats- und Migrationsabkommen mit Staaten
auBerhalb der EU. Diese sollen vor allem Wege zur Bildungs- und Arbeitsmigration schaffen
und kdnnen gleichzeitig die menschenrechtlich abgesicherte Riickfiihrung abgelehnter
Asylbewerber*innen umfassen.

Wir setzen uns dafilr ein, das Resettlement-Programm des Flichtlingshilfswerks UNHCR deutlich
auszubauen und zu starken. So kdnnen durch die Vereinten Nationen (UN) anerkannte und
besonders schutzbedurftige Gefllichtete geordnet und solidarisch auf die Aufnahmelander
verteilt werden. Wir wollen, dass sich der Anteil nach der Wirtschaftskraft der Staaten

bemisst. Das EU-Resettlement muss sich dabei an den UNHCR-Kriterien orientieren und darf das
individuelle Recht auf Asyl nicht schwachen.

Mit der Erteilung von humanitaren Visa wollen wir sicherstellen, dass Asylsuchende Europa
erreichen kdénnen, ohne ihr Leben zu gefahrden. Als EU missen wir in besonderem Mafie unserer
Verantwortung gegenuiber ehemaligen Ortskraften sowie besonders gefahrdeten Afghan*innen und
ihren Familien gerecht werden. Wir setzen uns deshalb dafur ein, dass Aufnahmeprogramme
gestarkt werden. Afghanischen Frauen, die in Drittstaaten geflohen sind und denen seit der
Machtubernahme der Taliban ein Studium in ihrem Heimatland untersagt ist, wollen wir mit

einem europaischen Stipendienprogramm ermaglichen, ihr Studium fortzusetzen.

Wir treten dafir ein, dass Gefluchtete ihre Angehdrigen nachholen kdnnen. Familien gehéren
zusammen. Gleichzeitig unterstiitzen stabile Lebensverhaltnisse die Integration.

6. Ein vereintes Vorgehen gegen Kriminalitat

Polizeiliche Zusammenarbeit starken

Ein starker Raum der Freiheit und Freizligigkeit braucht handlungsfahige Institutionen, die
Recht und Demokratie schutzen, und er braucht Manner und Frauen, die oft unter groRem
personlichen Einsatz diesen Auftrag erfullen. Kriminalitat findet grenziberschreitend statt
und verursacht enorme Schaden - sie bedroht die individuelle Sicherheit aller Menschen,
unsere Lebensqualitat, unseren Wohlstand. Die EU muss darauf antworten: Die zunehmende
Vernetzung unserer Gesellschaft und Wirtschaft muss sich auch in der Zusammenarbeit unserer
Sicherheitsbehorden widerspiegeln. Moderne und effiziente Polizei- und Justizarbeit muss in
einem vereinten Europa ebenfalls grenziiberschreitend stattfinden sowie im Einklang mit
Blrger*innen-Rechten und rechtsstaatlichen Standards operieren. Wir setzen auf wirksame
Pravention und gemeinsame Strafverfolgung.

Die europaische Polizeibehdrde Europol wollen wir daftir ausbauen. Europol soll eigene
operative Maglichkeiten fiir die Bekampfung von Terrorismus und Organisierter Kriminalitat
(OK) bekommen. Das Europol-Informationssystem (EIS) entwickeln wir weiter, um den
Datenaustausch zu verbessern. Die Aufsicht von Europol durch das Europaische Parlament
wollen wir starken, um Transparenz sicherzustellen. Neben dem Ausbau von Europol sind
Austausch und Vernetzung der europdischen Polizei ein Schlissel zum Erfolg: Die polizeiliche
Zusammenarbeit fordern wir durch den Ausbau gemeinsamer Joint-Investigation-Teams, die in
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enger Zusammenarbeit Ermittlungen durchfihren. Gemeinsame Zentren der Polizei in
Grenzregionen bauen wir auf Ebene der EU aus.

Vor allem wollen wir die europaische Perspektive in Praxis und Theorie der Polizeiarbeit
starken: Wir schaffen ein europaweites, gefordertes Austauschprogramm fur Polizist*innen,
bauen die Kooperation und Forschung an Polizeihochschulen und Universitaten aus - und
starken so eine wissenschaftsbasierte Kriminalpolitik. Auch Drittstaaten wollen wir hierbei
einbeziehen.

Organisierte Kriminalitat bekampfen

Organisierte Kriminalitat (OK) schadigt Menschen europaweit. Sie kostet Steuerzahler®innen
und Unternehmen Milliardenbetrage. Sie kann Demokratie und Rechtsstaat unterwandern.
Beispiele hierfir sind die Mordanschlage auf investigative Journalist*innen, die
Unterwanderung legaler Wirtschaftsbereiche oder die politische Einflussnahme durch
Korruption. Damit schadigt die OK insbesondere wirtschaftlich schwache Regionen in Europa
und hindert deren Entwicklung. Wir wollen entschlossen und gemeinsam gegen Organisationen
der OK vorgehen. Gruppierungen wie die Mafia nehmen wir dabei besonders in den Blick. Dafur
starken wir die grenzuberschreitende Zusammenarbeit von Kriminalpolizei und Justiz. Die
europaischen Gesetze zur Bekampfung der OK wollen wir harmonisieren.

Die organisierte Wirtschaftskriminalitat betrachten wir starker, schitzen so auch
Verbraucher*innen vor Betrug und Unternehmen vor unfairem Wettbewerb. Den Kampf gegen die
unterschiedlichen Formen des Menschenhandels wollen wir konsequent fiihren und den Opfern
besonderen Schutz zukommen lassen. Ein Schwerpunkt fiir uns ist die Bekampfung der
Umweltkriminalitat und Agromafia: Die illegale Entsorgung von Mdll, der illegale

Holzeinschlag oder der Handel mit fragwiurdig erzeugten Lebensmitteln verursachen enorme
Schaden fir Mensch und Umwelt. Den Handel mit illegalen Drogen werden wir eindammen. Ein
nachhaltiges Vorgehen gegen kriminelle Aktivitaten kann nur in Zusammenarbeit mit der
Zivilgesellschaft gelingen und muss auf Pravention setzen. Daher werden wir
zivilgesellschaftliche Organisationen unterstiitzen, die sich gegen die OK engagieren.

Gegen Geldwasche vorgehen

Geldwasche und Finanzkriminalitat verursachen hohe finanzielle Schaden fir Staat und
Gesellschaft. Allein in Deutschland werden schatzungsweise rund 100 Milliarden Euro jahrlich
,gewaschen”. Der Skandal um die Wirecard AG hat viele Tausende von Kleinanleger*innen
geschadigt. Wir wollen entschieden gegen Geldwasche und Finanzkriminalitdt vorgehen. Auch
den organisierten Steuer- oder Subventionsbetrug werden wir ins Visier nehmen.
Finanzermittlungen bieten haufig erste Ermittlungsansatze und kénnen helfen, kriminellen
Gruppen die Geschaftsgrundlage zu entziehen. Fir uns ist klar: Kriminalitat darf sich nicht
lohnen!

Die neue europaische Anti-Geldwdschebehorde AMLA wollen wir zu einer schlagkraftigen
Institution im Kampf gegen Geldwasche und Terrorismusfinanzierung entwickeln. Wir drangen
darauf, dass alle EU-Mitgliedstaaten nun ohne Verzug europaische und internationale
Standards zur Bekampfung der Geldwdsche national umsetzen. Zusatzlich soll der automatische
Austausch von Steuerinformationen intensiviert werden. Wir setzen uns dafiir ein, dass
international auf Ebene der G7/G20 ein Anti-Geldwasche-Aktionsplan vorangetrieben wird. Wir
setzen uns flr ein europdisches Vermogensregister ein. Behorden sollten europaweit die
wirtschaftlichen Eigentumer von Vermdgensgegenstanden einsehen durfen, die von Kriminellen
regelmaRig flr Geldwasche missbraucht werden. Schlupflécher und Umgehungsmaglichkeiten der
Transparenzregister, die zur Bekampfung von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung dienen,
werden wir weiter einschranken. Der Zugang zu den Transparenzregistern soll fir die
Zivilgesellschaft, Journalist*innen und andere Gruppen mit berechtigtem Interesse einfach,
kostenfrei und anonym maglich sein. Immobilien missen wirksam vor Spekulationen durch
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illegales Geld geschitzt werden. So schiitzen wir auch Mieter*innen. Dafir werden wir die
Transparenzvorschriften und Kontrollen beim Immobilienerwerb verbessern. Die
grenzuberschreitende Zusammenarbeit von Strafverfolgungsbehérden und Instrumente im Bereich
Vermogensabschopfung wollen wir verbessern. Vermodgen unklarer Herkunft in Zusammenhang mit
kriminellen Aktivitaten muss einfacher eingezogen werden konnen. Fiir Bargeld werden wir EU-
weit glltige Hochstgrenzen festlegen, um den Transfer von inkriminierten Finanzmitteln zu
erschweren. Das Europaische Amt fiir Betrugsbekampfung OLAF werden wir personell und
finanziell starken, damit es wirksam gegen Betrugs- oder Korruptionsstraftaten, zum Beispiel

die Veruntreuung von europaischen Fordergeldern, vorgehen kann.

Terrorismus das Handwerk legen

Terroristische Anschldage oder Gewalttaten, derzeit hauptsachlich islamistisch und
rechtsextrem motiviert, erzeugen unermessliches menschliches Leid. Sie stellen eine enorme
Gefahr fir die offentliche Sicherheit dar. Terrornetzwerke reichen oft tGiber den gesamten
Kontinent und dariber hinaus. Die EU kann und muss hier einen wirkungsvollen Beitrag zum
Schutz leisten. Eine konsequente und gut abgestimmte polizeiliche wie nachrichtendienstliche
europaweite Zusammenarbeit mit einheitlichen Standards und Definitionen ist notwendig, um
dem Terror das Handwerk zu legen. Wir wollen hierfur die Stelle des Anti-Terror-Koordinators
bzw. der Anti-Terror-Koordinatorin der EU aufwerten und die Mitgliedstaaten zu mehr
Austausch und Kooperation verpflichten.

Gute Praventionsarbeit ist das beste Mittel, damit Menschen nicht in die politische
Gewaltszene und den Terrorismus abrutschen. Daflir brauchen wir den europaweiten
Erfahrungsaustausch demokratischer Krafte, den wir finanziell fordern wollen. Dazu zahlt die
Bildungsarbeit an Schulen oder Jugendeinrichtungen. Programme zur Deradikalisierung oder
Angebote fur Aussteiger®innen aus der islamistischen oder rechtsextremen Szene wollen wir
EU-weit etablieren. Die Entwicklung anderer und neuer Extremismusformen beobachten wir
genau. Onlineplattformen spielen eine wichtige Rolle bei der Verbreitung von
Terrorpropaganda. Wir wollen, dass Onlineplattformen entschiedener dagegen vorgehen und
entsprechende Inhalte loschen.

Durch eine entschiedene Bekampfung der Terrorismusfinanzierung wollen wir dem Terror die
operative Grundlage entziehen. Wir richten den Blick darauf, wo sich terroristische und
kriminelle Strukturen tUberschneiden. So unterbinden wir den Zugang zu Schwarzmarkten und
legen wichtige Finanzquellen trocken. Wir setzen uns flir gemeinsame Standards und einen
intensiven Austausch bei der Verfolgung von Terrorist*innen ein.

Bei der Beobachtung potenzieller Gewalttater*innen braucht es ein europaweit einheitliches
Vorgehen, damit die Sicherheitsbehdrden nicht aus administrativen Griinden ihre Spur
verlieren. Den Begriff des ,Gefdahrders” wollen wir deshalb EU-weit einheitlich definieren,
um eine grenzlberschreitende Fallbearbeitung sicherzustellen.

Schwere Gewalttaten und Terroranschlage haben in der Vergangenheit immer wieder gezeigt,
dass Schusswaffen oder Ausgangsstoffe flir Explosivstoffe zu leicht verfugbar sind. Wir

wollen die Verfugbarkeit von illegalen Schusswaffen einschranken und den Schwarzmarkt
austrocknen. Fur sogenannte Anscheinswaffen, beispielsweise Sammlerstiicke, wollen wir
wirksame europaische Standards einfuhren, damit eine Reaktivierung der Waffen nicht mehr
moglich ist. Waffen und relevante Waffenteile muissen liickenlos registriert werden. Wir

setzen uns flr gemeinsame und strenge Standards fur die Zuverlassigkeitsprufung fur
Waffenbesitzer*innen ein. Den Missbrauch von Ausgangsstoffen von Explosivstoffen wollen wir
durch ein strenges Monitoring unterbinden.

Nachrichtendienste effektiv aufstellen
Grenziberschreitender Terrorismus, geheimdienstliche Aktivitaten, Wirtschaftsspionage oder
Desinformationskampagnen bedrohen unsere liberale und offene Gesellschaft. Besonders
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autoritdre Staaten wie China, Russland oder Iran nehmen dabei die gesamte EU in den Blick

und koordinieren ihre Vorgehen in den verschiedenen Mitgliedstaaten. Beispiele hierfur sind
Angriffe auf Oppositionelle oder auf unsere Kritischen Infrastrukturen (KRITIS). Dem mussen

wir uns in Europa gemeinsam und entschlossen entgegenstellen. Die Nachrichtendienste spielen
dabei eine wichtige Rolle und sind Teil einer wehrhaften Demokratie.

Bislang wird ihre Arbeit aber oft dadurch behindert, dass Informationen und Erkenntnisse
europaweit nicht ausreichend geteilt werden. Wir fordern effektive und demokratische
Nachrichtendienste, damit wir die Sicherheit der EU global besser gewahrleisten kénnen.
Deshalb wollen wir fir eine bessere und rechtsstaatliche Zusammenarbeit der europdischen
Nachrichtendienste eine europdische Nachrichtendienstagentur griinden. Dort soll in den
Mitgliedstaaten gesammeltes Wissen, unter Einhaltung strenger rechtlicher Vorgaben,
zusammengefihrt und ausgewertet werden, um die Analysefahigkeit zu starken. Es braucht
demokratisch legitimierte und rechtsstaatliche Kontrollmechanismen der Agentur, die unter
Einbeziehung des Europdischen Parlaments erarbeitet werden. Wir setzen uns daflr ein, dass
nachrichtendienstliche Befugnisse europaweit auf klaren Rechtsgrundlagen stehen, effektiv
begrenzt werden und eine parlamentarische Kontrolle in allen Mitgliedstaaten eingehalten
wird. Einen rechtswidrigen Ringtausch von fragwurdig erlangten Daten unter den
Nachrichtendiensten lehnen wir ab. Daruiber hinaus setzen wir uns flr eine bessere Vernetzung
und Kooperation der mitgliedstaatlichen Aufsichtsbehdrden auf der europadischen Ebene ein.

Gemeinsame Strafverfolgung ausbauen

Eine effiziente und gemeinsame Verfolgung von Straftaten braucht einen einheitlichen
europaischen Rechtsrahmen - das gilt fir das gesamte Spektrum, von der Organisierten
Kriminalitat bis hin zu Hasskriminalitat. Dafur wollen wir insbesondere das Strafrecht
weiter harmonisieren. Hasskriminalitat wollen wir in die Liste der EU-Straftaten aufnehmen,
damit sie europaweit verfolgt werden kann.

Um Recht in Europa durchzusetzen, wollen wir die europaischen Strukturen starken: Die
Agentur der Europaischen Union fur justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (Eurojust)

wollen wir personell und finanziell besser ausstatten und die Europdische Staatsanwaltschaft
(EUStA) ausbauen. Sie soll zukiinftig eigene Ermittlungen bei grenziberschreitenden
Sachverhalten im Bereich von Terrorismus und OK flihren. Grenzlberschreitende Strafverfahren
wollen wir vereinfachen und in einem Land blndeln, damit sie gemeinsam durchgefiihrt werden
kdnnen. Durch die Digitalisierung des grenzuberschreitenden elektronischen Rechtsverkehrs
unter Wahrung der IT-Sicherheit und des Datenschutzes schaffen wir eine schnellere und
effizientere Zusammenarbeit der Justiz in Europa.

Im Zentrum stehen die Rechte der Burger*innen: Wir treten fir einen effektiven Rechtsschutz
von Beschuldigten und Verteidiger*innen ein. Hinweisgeber®innen, Zeug*innen und
investigative Journalist*innen spielen eine herausragende Rolle bei der Aufklarung von
Straftaten und Rechtsverstofien. Wir wollen sie deshalb besser schiitzen. Dafiir schlagen wir
ein EU-Netz vor, das europaweit einen wirksamen Schutz flr Menschen bietet, die bei der
Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten mitwirken. All das soll Menschen dabei
unterstutzen, bei der Aufklarung von Verbrechen sicher mit der Justiz zusammenzuarbeiten.
Das wollen wir nutzen. Aussagen von Kronzeug®innen sollen kiinftig eine grofiere Rolle bei der
grenziberschreitenden Strafverfolgung spielen.

Die Bevolkerung schiitzen

Naturkatastrophen, schwere Ungliicke oder humanitare Notlagen: Aufierordentliche
Notsituationen konnen das Leben Tausender Menschen auf den Kopf stellen und gigantische
Umweltschaden nach sich ziehen. Ebenso kdnnen Angriffe auf unsere Kritische Infrastruktur
unabsehbare Auswirkungen haben. Sie sind die Lebensadern unserer modernen Gesellschaft. Sie
versorgen uns mit Energie oder Informationen. Einzelne Mitgliedstaaten sind mit Bedrohungen
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dieses Ausmafies schnell Uberfordert. Die EU kann durch eigene Ressourcen und Koordination
praktisch helfen — und so Sicherheit und Wohlstand auf unserem Kontinent schitzen. Wir

wollen den physischen und digitalen Schutz von KRITIS verbessern und zusammendenken. Dabei
nehmen wir transnationale Netze starker in den Blick. Ein verbindliches IT-
Schwachstellenmanagement fuihren wir ein, um Attacken auf digitale Systeme zu verhindern.

Durch die Klimakrise drohen Extremwetterereignisse mit ihren teilweise unabsehbaren Folgen
weiter zuzunehmen. Eine Starkung des europdischen Bevilkerungsschutzes kann dabei helfen,
Schaden zu reduzieren. Wir wollen das europdische Katastrophenschutzverfahren weiter starken
und mit eigenen europadischen Fahigkeiten ausstatten. Daflir wollen wir zundchst eine echte
europaische Loschflugzeugstaffel aufstellen und in die rescEU-Reserve einbinden. Den
gesundheitlichen Bevdlkerungsschutz und zum Beispiel Kapazitaten zur Hilfe bei Erdbeben oder
anderen Grof3schadenslagen wollen wir ausbauen.

7. Digitale Burgerrechte

Menschenrechte in einer digitalen Welt sichern

Die schnell fortschreitende Digitalisierung hat einen enormen Einfluss auf die Art, wie wir
zusammen leben. Deswegen entwickeln wir auf der Grundlage unserer Werte eine
Menschenrechtspolitik fur das digitale Zeitalter. Wir wollen die EU dabei als Vorbild und
Partnerin fir Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte in einer globalisierten digitalen Welt
starken. Dazu mussen wir bei der Gestaltung der digitalen Dimension die Rechte der Menschen
immer mitdenken. Menschen haben das Recht, selbstbestimmt zu leben und weder von Kl noch
anderen Technologien vereinnahmt zu werden.

Wir treten dafur ein, dass der digitale Raum starker unsere vielfaltige Gesellschaft

abbildet und bestehende Diskriminierung nicht in den digitalen Raum Ubertragen wird. Wir
fordern das konsequente Vorgehen gegen Diskriminierung und eine aktive Beteiligung von
Frauen an den Gestaltungspositionen der Digitalisierung.

Instrumente der Massenuberwachung lehnen wir daher ab. Dazu gehort etwa die anlasslose
Vorratsdatenspeicherung, biometrische Gesichtserkennung, die Uberwachung von Verhalten oder
Emotionen. Besonders Kl-gestutzte Technologien zur Erkennung von Emotionen oder die
Zuschreibungen von teils hochst personlichen Eigenschaften wie Geschlecht, sexuelle
Orientierung, politische oder gewerkschaftliche Zugehdrigkeit lehnen wir aufgrund der hohen
Wahrscheinlichkeit fur Fehler und der moglichen Auswirkungen auf bereits marginalisierte
Gruppen ab. Die Forschung und der Einsatz besonders von Emotionserkennung zur Unterstitzung
im medizinischen und sozialen Bereich sollen davon aber nicht betroffen sein. Das Recht auf
eine sichere Kommunikation und Verschlisselung wollen wir starken und ausbauen. Sie ist
gerade fur eine freie Presseberichterstattung oder fur die Arbeit von oppositionellen

Kraften in autoritaren Landern von entscheidender Bedeutung.

Der anlasslosen Verarbeitung von umfassenden Fluggastdaten und der Ausweitung entsprechender
Systeme auf andere Sektoren treten wir klar entgegen. Auch in der EU wird Spyware

eingesetzt, die tief in die Privatsphare eindringt. Die Verwendung von Spyware, zum Beispiel

zur Uberwachung von Journalist*innen oder Staatsanwalt*innen, lehnen wir ab.

Gegen Hass im Netz vorgehen

Der Zugang zu verlasslichen Informationen und Nachrichten ist eine Voraussetzung der
Demokratie. Soziale Medien und andere moderne Kommunikationsplattformen erlauben es heute,
dass Informationen und Nachrichten auf unterschiedlichste Weise aufbereitet und diskutiert
werden konnen.

Durch Propagandakampagnen wird die demokratische Meinungsbildung gefahrdet. Wahlen sollen
bewusst mit Mitteln der Desinformation beeinflusst werden. Wir treten dafir ein, dass
Sanktionen gegen staatliche Propagandaplattformen, die gezielt Desinformationen verbreiten,
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etwa Russia Today, konsequent durchgesetzt werden. Wir wollen, dass regelmdfig und
europaweit Lagebilder zu Desinformationen erstellt werden, um die Grundlage fur eine
effektive Bekampfung zu schaffen.

Hass, Hetze und Desinformation greifen gezielt die offene Debatte an diesen Orten an. Mit
offenem Frauenhass wird versucht, Frauen aus dem digitalen Raum zu drangen. Algorithmen und
Targeting dominanter Digitalplattformen tragen dazu einen wesentlichen Beitrag, indem sie
Hassnachrichten und Desinformation verstarkt verbreiten. In der Folge ziehen sich von

Hassrede betroffene Personen hadufig zurlick oder schranken ihre Meinungsaufierung ein — zum
Schaden der demokratischen Debatte.

Die algorithmische Verstarkung von Hass und Hetze nehmen wir ins Visier. Mit dem Digitale-
Dienste-Gesetz und dem Digitale-Markte-Gesetz haben wir in Europa die Grundsteine gelegt, um
mit Nutzer*innen-Rechten, Transparenz und klaren Regeln Hassrede entgegenzutreten, ein
demokratischeres Internet zu schaffen und Wettbewerb wiederherzustellen. Diese Regeln gilt
es, jetzt in Deutschland und Europa konsequent durchzusetzen und weiterzuentwickeln.

Zivilgesellschaftliche Organisationen missen von Hass und Hetze betroffene Personen
einfacher bei der Wahrnehmung ihrer Rechte unterstiitzen konnen. Dafiir wollen wir auch eine
europaweite Opferberatung und niedrigschwellige Hilfsangebote etablieren. Die Einrichtung
von Spezialdienststellen bei Polizei und Staatsanwaltschaften in den Mitgliedstaaten wollen
wir unterstutzen. Die konsequente Durchsetzung des Strafrechts kann auch durch die rechtlich
gesicherte automatisierte Erkennung von strafrechtlich relevantem Material, zum Beispiel
Hassposts, unterstitzt werden, das anschlieRend von den Ermittlungsbehdrden Uberpruft wird.
Europol soll gegen europaweit agierende Netzwerke vorgehen, die gezielt Hass und Hetze im
Netz verbreiten.

Gleichzeitig konnen auch klassische Medien bei der Verbreitung von Desinformation eine
wichtige Rolle spielen, wenn sie zum Beispiel Informationen ohne Uberpriifung aus den
sozialen Medien Ubernehmen oder gar selbst aktiv bei der Verbreitung von Falschinformationen
mitwirken. Die Verbreitung von hochwertigen gefalschten Videos, sogenannten Deepfakes, oder
durch KI manipulierten Bildern lasst Desinformationen noch glaubwurdiger erscheinen und ist
fur viele Menschen nur schwer erkennbar. Daher haben wir im Rahmen des KI-Gesetzes
erfolgreich die adaquate Kennzeichnung der Deepfakes verankert. Ein wichtiger Baustein der
Bekampfung von Desinformationen in einer Demokratie liegt in der Starkung der
Informationskompetenz, damit Menschen besser Desinformationen erkennen kénnen.

Sogenannte Social Bots, die automatisch Inhalte in sozialen Medien verbreiten, sollen
entsprechend gekennzeichnet und somit unterscheidbar von menschlichen Nutzer*innen werden.

Europas IT schiitzen

Wenn unsere digitale Infrastruktur eine immer wichtigere Rolle fir unser Zusammenleben
spielt, kommt ihrem Schutz eine grof3e Bedeutung bei. Der beste Schutz vor Cybercrime aber
liegt in der Pravention und in der Resilienz digitaler Systeme. Wir sorgen fir eine

konsequente Etablierung von hohen IT-Sicherheitsanforderungen in digitalen Produkten,
Diensten und Prozessen. Wir setzen uns fir eine zligige Umsetzung der aktualisierten EU-
Richtlinie zur Cybersicherheit ein, um ein EU-weites Sicherheitsniveau zu etablieren. Wir
wollen die europdische Kooperation im Bereich der Cyberabwehr deutlich starken. Die Agentur
der Europaischen Union fur Cybersicherheit entwickeln wir hierfir weiter.

Der Cyberraum wird zunehmend Schauplatz von Kriegen und Konflikten. Das sehen wir
eindringlich in der Ukraine, wo die militarische Aggression Russlands von Cyberoperationen
begleitet wird. Auch Cyberattacken etwa auf digitale Wahl- und Verwaltungssysteme sind eine
Bedrohung fiir unsere Demokratie und Sicherheit. Wir setzen uns fiir einen norm- und
regelbasierten Cyberraum ein, der von Diplomatie und internationaler Zusammenarbeit gepragt

Seite 20



950

951

952

953

954

955

956

957

958

959

960

961

962

963

964

965

966

EP-FH-01: D - Was Freiheit schiitzt

ist. Gleichzeitig geht Cybersicherheit mit digitaler Souverdnitdt einher. Hier wollen wir
Kompetenzen in der EU ausbauen.

Wir wollen in Europa die rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen fir sichere ,Digitale
Botschaften® schaffen. Damit sollen staatliche und 6ffentlich relevante Datenbanken und
technische Infrastrukturen in anderen europdischen Mitgliedstaaten gesichert vorgehalten
werden konnen, um auch in Krisen- und Kriegssituationen die Arbeitsfahigkeit und den Zugang
zu Daten, zum Beispiel von Parlamenten, der 6ffentlichen Verwaltung, der Justiz oder den
Sozialversicherungen, zu ermoglichen.

Das hohe Tempo der Digitalisierung und die Zunahme digitaler Dienstleistungen haben auch zu
einer Verlagerung von Straftaten ins Netz gefuhrt. Darauf muss die Strafverfolgung

reagieren, besonders auf europdischer Ebene, denn Cybercrime kennt ebenso wie das Internet
keine Grenzen. Daflir starken wir die Rolle von Europol bei der Bekampfung von Kriminalitat

im Netz. Auch die europaweite polizeiliche Zusammenarbeit zur Erkennung und Bekampfung
starken wir. So gehen wir auch entschieden gegen die Verbreitung von sexualisierten
Gewaltdarstellungen von Kindern und Jugendlichen im Netz vor. Wir wollen mit gezielten
Kampagnen die Burger*innen fir Betrugsdelikte sensibilisieren, die im Internet begangen
werden.

Seite 21



	EP-WS-01: Was uns schützt.
	EP-W-01: A – Was Wohlstand schützt
	EP-G-01: B – Was Gerechtigkeit schützt
	EP-FR-01: C – Was Frieden schützt
	EP-FH-01: D – Was Freiheit schützt

